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Sie lesen in dieser Ausgabe

Der Fasching ist ein Beispiel
für gelungenen interkulturel-
len Austausch. Auch in Bay-
ern werden den Männern ge-
legentlich die Krawatten
gekürzt - ein importierter
Karnevalsbrauch aus dem
Norden. Doch auch hier im
Süden gibt es „indigene“ 
Faschingsbräuche, die man
nicht verstecken muss, meint
die Vorzimmerperle. S. 11
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1. Bayerisches InfrastrukturForum
Die kommunale Infrastruktur im Freistaat steht vor sehr

großen finanziellen, technischen und rechtlichen Herausforde-
rungen. Insbesondere Schwerpunkte wie Kommunaler Hoch-
und Tiefbau, Verkehrs- und Leitungsinfrastruktur sowie so ge-
nannte weiche Standortfaktoren und deren optimale Finanzie-
rung müssen beleuchtet werden. Letztlich ist es Aufgabe der
kommunalen Entscheidungsträger, hierfür die jeweils optimale
Lösung zu finden und damit zur Stärkung der eigenen Region
und des Wirtschaftsstandortes Bayern allgemein beizutragen.

Auf dem 1. Bayerischen InfrastrukturForum am 10. März
2016 finden die verantwortlichen Repräsentanten aus Bayerns
Gemeinden, Städten, Landkreisen und Bezirken die exakt auf
ihren Bedarf zugeschnittenen Lösungsangebote. Hochkarätige
Referenten diskutieren mit den Gästen ihre jeweiligen Fachge-
biete. 

Die Tagung findet in den Räumen des Bayerischen Bauindus-
trieverbandes e.V. in der Landeshauptstadt München statt.
Weitere Infos unter www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung.

Vormerken!

10. März 

2016Verschärfung des Asylrechts:

Schritt 
nach vorn

Die Spitzen der Koalition aus CDU, CSU und SPD ha-
ben sich in Berlin auf ein zweites Paket zur Verschär-
fung des Asylrechts geeinigt. CSU-Vorsitzender Horst
Seehofer setzte in den Verhandlungen durch, dass es
wie vereinbart bei einer zweijährigen Einschränkung
des Familiennachzugs bleibt. Außerdem sollen Marok-
ko, Algerien und Tunesien zu sicheren Herkunftslän-
dern erklärt werden. 

Ein Kernpunkt ist zudem die
Beschleunigung von Rück-
führungen. So sollen auf Bund-
und Länderebene mehr Men-
schen in der Verwaltung einge-
stellt werden. Geplant ist unter
anderem, Flüchtlinge verstärkt
auf die freiwillige Rückkehr hin-
zuweisen und ihnen diese zu er-
leichtern. Darüber hinaus sollen
für auszubildende Flüchtlinge
und ausbildende Betriebe die
Rechtssicherheit erhöht und Ver-
fahren vereinfacht werden.

EU-Außengrenzen

Unterdessen hat die Bayeri-
sche Staatsregierung in einem
Schreiben an die Bundeskanzle-
rin die schnellstmögliche Umset-
zung weiterer Maßnahmen zur
Begrenzung des Flüchtlings-
stroms gefordert. Dazu zählen
die wirksame Sicherung der EU-
Außengrenzen sowie die effekti-
ve und faire Verteilung von
Flüchtlingen und – bis dies ge-
währleistet ist – die Durch-
führung effektiver eigener
Grenzkontrollen sowie die voll-
ständige Registrierung einreisen-
der Flüchtlinge.

Für die Aufnahme von Flücht-
lingen tritt die CSU außerdem
weiterhin für die Einführung einer
Obergrenze von jährlich 200.000
Personen ein. Die Antragsstellung
auf Aufnahme soll nicht an der
deutschen Grenze erfolgen, son-
dern in den Ländern, in denen
Flüchtlinge zuerst Schutz gesucht
haben. Bis zu einer wirksamen
europäischen Lösung sei die im
Grundgesetz verankerte Drittstaa-
tenregelung und Zurückweisung
illegal Einreisender aus sicheren

Drittstaaten anzuwenden. Sollten
die notwendigen Maßnahmen
nicht ergriffen werden, behält sich
Bayern eine Klage vor dem Bun-
desverfassungsgericht ausdrück-
lich vor.

Begrenzung 
der Zuwanderung

Wie Parteichef Seehofer beton-
te, „sind wir jetzt noch längst nicht
am Ziel, insbesondere in der Fra-
ge der Begrenzung der Zuwande-
rung. Da werden wir noch etliche
Diskussionen und viel Arbeit ha-
ben.“ In den bayerischen Rück-
führungszentren Manching und
Bamberg konnte Seehofer zufolge
die Verfahrensdauer einschließ-
lich Rückführung von Flüchtlin-
gen aus sicheren Herkunftslän-
dern des Westbalkan schon deut-
lich verkürzt werden. „Das ist ein
Beispiel, das zeigt, dass auch na-
tionale Maßnahmen sehr wirksam
im Sinne der Begrenzung einge-

setzt werden“, machte der CSU-
Vorsitzende deutlich.

Erleichtert hat sich der Deut-
sche Städtetag inzwischen über
die Einigung der Koalitionspartei-
en auf das Asylpaket II gezeigt.
Wie die Verbandspräsidentin,
Oberbürgermeisterin Dr. Eva
Lohse, Ludwigshafen hervorhob,
„sehen die Städte darin einen Bei-
trag, die Zuwanderung nach
Deutschland unter besonderer
Berücksichtigung des Familien-
nachzugs besser zu steuern und zu
reduzieren. Das ist zusammen mit
früheren Entscheidungen und den
Anstrengungen des Bundes in der
EU und auf internationaler Ebene
wichtig, weil die Kommunen viel-
fach an die Grenzen ihrer Lei-
stungsfähigkeit stoßen.“

Es werde den Kommunen hel-

fen, wenn es zentrale Aufnahme-
einrichtungen für Asylbewerber
mit geringer Aussicht auf Anerken-
nung gibt, wenn die Verfahren für
diese Menschen verkürzt und
schon in diesen Einrichtungen in
den Ländern abgeschlossen werden
und wenn es unmittelbare Rück-
führungen aus diesen Einrichtun-
gen heraus gibt, erklärte Lohse. 

Rasche Umsetzung

Die Städte erwarteten nun, dass
nach den langen Diskussionen über
das Asylpaket II die Gesetzesände-
rungen rasch verabschiedet und in
die Praxis umgesetzt werden. Im
Übrigen müsse erreicht werden,
dass die Länder den Kommunen
nur noch Flüchtlinge mit Bleibe-
perspektive zuweisen. DK

Difu-Studie: 

Städte auf Kurs
Nachhaltigkeit

Wohnen, Mobilität 
und kommunale Finanzen zukunftsfähig gestalten

30 Bürgermeisteraus unterschiedlichen deutschen Städ-
ten, darunter die Rathauschefs aus Augsburg (Dr. Kurt
Gribl) und Nürnberg (Dr. Ulrich Maly), befinden sich
zum Themenkomplex Nachhaltigkeit in Kommunen in
engem Austausch miteinander. In der Studie „Städte
auf Kurs Nachhaltigkeit“, die vom Deutschen Institut
für Urbanistik (Difu) im Auftrag des Nachhaltigkeitsra-
tes erstellt wurde, geht es um konkrete Fallbeispiele aus
den beteiligten Städten, die zeigen, dass sich etwas be-
wegt. Die Schrift richtet sich an ein interessiertes Fach-
publikum aus Bund, Ländern und Kommunen. Sie zielt
darauf ab, Nachhaltigkeitspolitik auf kommunaler
Ebene mehr Gewicht zu geben.

Das Thema Wohnen in der In-
nenstadt gewinnt in den Städten
seit Jahren an Bedeutung. Forde-
rungen nach ausreichendem und
bezahlbarem Wohnraum unter-
streichen seine Dringlichkeit. So-
ziale und ökologische Nachhal-
tigkeit bei der Schaffung von
Wohnraum sicherzustellen, ist für
die Kommunen mit vielen Her-
ausforderungen verbunden. 

Münchner Königsweg

Mit Blick auf die Möglichkei-
ten der Kommunen, Wohnungs-
marktentwicklungen zu gestalten,
gibt es nicht das eine Instrument,
das ein Wunder bewirken könnte.
Im Gegenteil erscheinen viele
Maßnahmen für sich allein be-
trachtet als unzureichend. Zudem
sind im Immobilienbereich in der
Regel kurzfristige Erfolge nicht
zu erwarten. 

Wie die Publikation aufzeigt,
besteht der Königsweg in der
Kombination und im konsequen-
ten Einsatz aller in der jeweiligen
Situation relevanten Instrumente.
Diesen Weg beschreite die Stadt
München seit über zwei Jahr-
zehnten. Im Rahmen ihrer inten-
siven Auseinandersetzung mit
den Möglichkeiten, Akzente in ei-
nem sehr angespannten Markt zu
setzen, hätten Politik und Verwal-
tung dort auch innovative – und
in der Folge von vielen Kommu-
nen adaptierte – Instrumente ent-
wickelt, etwa die Anwendung der
Erhaltungssatzung für Stadtquar-
tiere mit Aufwertungsdruck (ab
den 1970er Jahren), die Sozialge-
rechte Bodenordnung (seit den
1990er Jahren) oder aktuell den
konzeptionellen Wohnungsbau.

Alle Beispiele seien zugleich Be-
lege für den Wert und die Inten-
sität des Erfahrungsaustauschs
zwischen den Kommunen, der im
Kontext der „Instrumentenent-
wicklung“ stattfand. 

Mobilität und Teilhabe

Stichwort Mobilität: Stadtver-
trägliche, sozial- und umweltge-
rechte Mobilität soll die Teilhabe
aller Bevölkerungsgruppen er-
möglichen, Schadstoffemissionen
und Ressourcenverbrauch niedrig
halten und zugleich die Attrakti-
vität der Stadt als Lebens- und

(Fortsetzung auf Seite 4)

Zukunftsforum Ländliche Entwicklung in Berlin:

Freiräume nutzen, 
Impulse setzen

Bereits zum neunten Mal brachte das Zukunftsforum
Ländliche Entwicklung auf der Internationalen Grü-
nen Woche (IGW) in Berlin Politik, Wissenschaft, Ein-
richtungen, Verbände und Bürgerinnen und Bürger
des ländlichen Raumes zusammen. Erneut wurde eine
informative Plattform zum Gedankenaustausch und
für rege Diskussionen geboten. Veranstaltet vom Bun-
desministerium für Ernährung und Landwirtschaft,
hat sich das Forum inzwischen zum Höhepunkt des
nationalen Teils der IGW entwickelt.

Wie der Bundesminister für
Ernährung und Landwirtschaft
Christian Schmidt bei der Eröff-
nungsveranstaltung hervorhob,
„stehen viele ländliche Regionen
vor drängenden Herausforderun-
gen, denen sich Politik und Ge-
sellschaft stellen müssen. Attrak-
tive ländliche Regionen brauchen
heute wie in Zukunft attraktive
Rahmenbedingungen. Hier sind
alle gefragt: Bund, Länder und
Gemeinden, genauso wie Wirt-
schaft und Vereine und ganz be-
sonders auch die Bürgerinnen
und Bürger jeder Generation. Le-
benswerte Regionen – dynamisch
und innovativ – unter dieses The-
ma haben wir das Zukunftsforum
Ländliche Entwicklung gestellt.
Denn die zukünftige Entwicklung
ländlicher Regionen wird insbe-

sondere von der Dynamik, Krea-
tivität und Innovation engagierter
Menschen vor Ort geprägt.“

Willkommenskultur

In insgesamt 24 verschiedenen
Veranstaltungen des Forums, dar-
unter die Themen „Der ländliche
Raum als Energiespender - Erneu-
erbare Energien im Konflikt mit
Landschaft und Wohnen?“, „Will-
kommenskultur gestalten - Netz-
werke für eine gelingende Integra-
tionspolitik im ländlichen Raum“,
„Strategische Lösungsansätze zur
Hochwasservorsorge - Beitrag der
Landentwicklung“, „Zukunfts-
fähige Nahversorgungsideen für
ländliche Räume“, „Nachhaltige
Integration von Migrantinnen und
Migranten in ländlichen Räu-

men“, „Demokratiestärkung im
ländlichen Raum“, 

Soziale Dorfentwicklung

„Älter werden in der Dorfge-
meinschaft“, „Privates Geld für
öffentliche Leistungen“, „Ange-
kommen?! – Junge Flüchtlinge in
ländlichen Räumen“, „Innovatio-
nen in Landgemeinden“ sowie
„Land(auf)Schwung – Freiräume
nutzen, Impulse setzen“ wurden
richtungsweisende Ideen der
ländlichen Entwicklung, der so-
zialen Dorfentwicklung und der
Nahversorgung im ländlichen
Raum diskutiert.

Mit dem Modellvorhaben
„Land(auf)Schwung“ unterstützt
das Bundesministerium für Er-
nährung und Landwirtschaft 13
strukturschwache Landkreise bei
der Entwicklung und Umsetzung
individueller Zukunftskonzepte
mit einer Förderung von jeweils
bis zu 1,5 Millionen Euro. Unter-
nehmerisch denkende und han-
delnde Personen spielen dabei an
unterschiedlichen Stellen ent-
scheidende Rollen. Die Forums-
veranstaltung stellte diese Perso-
nen, ihre Motivation, sich im

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister
Konrad Hartshauser

84178 Kröning
am 12.2.

Bürgermeister Georg Huber
83254 Chiemsee

am 20.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Jochen Partheymüller
96257 Marktgraitz

am 6.2.

Bürgermeister Harald Herrmann
93177 Althenthann

am 7.2.

Bürgermeister Manfred Reiner
94372 Rattiszell

am 24.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Dr. Stefan Straßmair
85662 Hohenbrunn

am 11.2.

Oberbürgermeister
Dr. Herberth Lackner

83435 Bad Reichenhall
am 12.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 
Xaver Wörle

86989 Steingaden
am 4.2.

Bürgermeister Werner Nickl
95478 Kemnath

am 10.2.

Bürgermeister Eduard Schmid
94545 Hohenau

am 18.2.

Bürgermeister Adolf Wolf
92367 Pilsach

am 18.2.

Bürgermeister Josef Lechner
86579 Waidhofen

am 18.2.

Bürgermeister 
Alfons Sittinger
94424 Arnstorf

am 19.2.

Bürgermeister Gerhard Olexiuk
88179 Oberreute

am 24.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Peter Ebertsch

96355 Tettau
am 11.2.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Winterklausur der Landtagsfraktionen:

Zuwanderungsbegrenzung
und Grenzkontrollen

CSU-Landräte in großer Sorge

Bei den Klausurtagungen aller vier Landtagsfraktionen war die
Flüchtlingspolitik das bestimmende Thema. Partei übergreifend
besteht Einigkeit über die Ernsthaftigkeit der Lage und den drin-
genden Handlungsbedarf zur Bewältigung der Flüchtlingsproble-
matik. Die CSU bleibt bei ihrer Forderung nach einer Zuwande-
rungsbegrenzung und flächendeckenden Grenzkontrollen. Mini-
sterpräsident Horst Seehofersteht hierzu seinerharten Haltung ge-
genüber der Bundesregierung und hat dabei volle Rückendeckung
seiner Parteikollegen. Gegebenenfalls will er zur Durchsetzung von
Grenzkontrollen eine Verfassungsklage erheben. In der SPD und
bei den Freien Wählern (FW) spricht man von einer schweren
Flüchtlingskrise und eklatantem Fehlverhalten der Bundesregie-
rung sowie Fehlern der CSU- Landesregierung. Auch die Staatsre-
gierung müsse in der Flüchtlings- und Integrationspolitik umden-
ken. Die Grünen fordern darüber hinaus ein Integrationsministeri-
um und bleiben ansonsten bei ihrem flüchtlingsfreundlichen Kurs.

In der CSU-Regierungsfraktion
herrschte Unverständnis und
große Enttäuschung über das „stu-
re“ Verhalten von Bundeskanzle-
rin Angela Merkel bei ihrem Be-
such in Wildbad Kreuth.

Ministerpräsident und Partei-
chef Horst Seehofer warf ihr und
der Bundesregierung „schwere
Fehler“ in der Asylpolitik vor. In
Berlin befinde sich die Koalition
in einer ernsten Lage. Heftig kriti-
sierte er, dass es keine lückenlosen
Grenzkontrollen durch die Bun-
despolizei gebe. Der Ministerprä-
sident drohte diesbezüglich mit ei-
ner Verfassungsklage des Frei-
staats gegen den Bund auf
Schließung der Grenzen. Er wer-
de mit aller Konsequenz den har-
ten Konfrontationskurs seiner
Partei gegenüber der Bundesre-
gierung fortsetzen. Volle Unter-
stützung erhält er dabei vom Chef
der CSU-Landtagsfraktion Tho-
mas Kreuzer, der im Rahmen der
Klausurtagung mit 97,6 % im
Amt bestätigt wurde. 

Finanz- und Heimatminister
Markus Söder konstatierte im Ge-
spräch mit Journalisten, man befin-
de sich in einer „sehr schwierigen
Lage“. Landtagspräsidentin Barba-
ra Stamm verdeutlichte die Enttäu-
schung ihrer gesamten Partei über
das Verhalten der Bundeskanzlerin.
Sie forderte eine bessere Sicherung
der EU-Außengrenzen. Mit Blick
auf Bayern erklärte Stamm, der
Freistaat werde seine Landesgren-
zen ggf. selbst schützen.

Im Zusammenhang mit der Be-
wältigung des Flüchtlingsstroms
von 1,1 Millionen Flüchtlingen
im vergangenen Jahr machte der
bayerische Ministerpräsident die
Bundesregierung für den gewalti-
gen Bearbeitungsstau im Bundes-

amt für Migration und Flüchtlin-
ge (BAMF) verantwortlich. Mo-
mentan seien dort ca. eine Million
Asylanträge unbearbeitet bzw.
noch gar nicht im System erfasst.
Je länger die Verfahrensdauer, de-
sto schwieriger würde eine späte-
re Ausweisung. Im Hinblick auf
die Begrenzung der Zuwande-
rung in Deutschland auf 200.000
Menschen im Jahr verwies Frak-
tionschef Kreuzer auf einen
Zwölf-Punkte-Plan, den seine
Fraktion in Kreuth verabschiedet
habe.

Staats- und
Demokratiekrise

Auch bei der SPD, der stärk-
sten Oppositionspartei, war auf
ihrer Fraktionsklausur in Kloster
lrsee im Allgäu die Flüchtlings-
krise das alles dominieren-
de Thema. Vorsitzender Markus
Rinderspacher betonte, die Lage
könne dramatischer nicht sein. Er
sprach diesbezüglich sogar von
einer Staats- und Demokratiekri-
se. Bei der Lösung der Krise sig-
nalisierte er Kooperationsbereit-
schaft gegenüber der CSU. Im
Hinblick auf die Integration von
Asylanten forderte Rinderspa-
cher eine deutliche Aufstockung
des staatlichen Integrationspakets
von derzeit 500 Millionen Euro.
Um mehr Wohnungen für Deut-
sche und Migranten bauen zu
können, müsste die Wohnraum-
förderung von 160 auf 600 Mil-
lionen Euro erhöht werden. Hin-
sichtlich schärferer Grenzkon-
trollen bzw. vorübergehender
Grenzschließungen ließ er alle
Möglichkeiten offen.

Auf der CSU-Klausur in
Kreuth wurden neben Fraktions-

chef Thomas Kreuzer auch Karl
Freller, Gudrun Brendel-Fischer,
Kerstin Schreyer-Stäblein sowie
Josef Zellmeier als Stellvertreter
wiedergewählt. In enger Zusam-
menarbeit mit der Staatsregierung
wolle die Landtagsfraktion die
künftigen Herausforderungen an-
gehen, so Kreuzer.

Notsignale

Unterdessen hat der Ebersber-
ger Landrat Robert Niedergesäß
(CSU) Notsignale an den Mini-
sterpräsidenten gesandt. Sein
Landkreis werde in ein paar Wo-

chen nicht mehr in der Lage sein
weitere Flüchtlinge aufzuneh-
men. Die Kapazitäten seien nahe-
zu erschöpft, im schlimmsten
Falle müsse man ankommende
Asylanten zurückschicken. Nie-
dergesäß wolle zuvor jedoch
noch ein persönliches Gespräch
mit dem oberbayerischen Regie-
rungspräsidenten Christoph Hil-
lenbrand führen.

Noch dramatischer stellt sich
die Situation für den Augsburger
CSU-Landrat Martin Sailer dar.
Er sieht die Bundeskanzlerin in
der Flüchtlingsproblematik über-
fordert und nicht mehr in der La-
ge, die Krise zu bewältigen. Eine
europäische Lösung. wie von
Merkel gefordert, sei nicht in
Sicht. Sailer begrüßte einen acht-
seitigen offenen Brief von ca. 30
CSU-Landtagsabgeordneten an
die Kanzlerin, in dem ein „ent-
schlossenes Handeln“ im Interes-
se der Zukunft des Landes von ihr
gefordert wird. Gegebenenfalls
müsse es auch ohne Merkel ge-
hen, erklärte der Landrat. rm

Business Partner Bayern:

Das Netzwerk für
die digitale Transformation

Unternehmen aller Branchen wollen beim digitalen Aufbruch da-
bei sein und profitieren. Aber wie lassen sich die Chancen der Digi-
talisierung identifizieren? Und wie gelingt die Umsetzung der Pro-
jekte oder gar der Umbau des Unternehmens? Business Partner Bay-
ern ist eine Plattform, die Unternehmen und den öffentlichen Sektor
bei der Digitalen Transformation unterstützt. Dabei wird die Zusam-
menarbeit zwischen IT-Experten und IT-Anwendern gefördert.

In Workshops, Seminaren, Webinaren und Kreisen sowie über
eine Online-Plattform wird wertvolles Insiderwissen vermittelt;
zudem werden mit Fach- und Führungskräften die Herausforde-
rungen des Digitalen Wandels diskutiert. 

Mehr über Mobile Apps, Social Business und Datensicherheit
kann beispielsweise beim IT-Leiter-Kreis München-Oberbayern
zum Thema „Data Enterprise und die neuen Anforderungen an die
IT“ am 1. März 2016 in Unterschleißheim (Mircrosoft Deutsch-
land GmbH) in Erfahrung gebracht werden.

Der Personalkongress IT 2016 am 13. April 2016 im Haus der
Bayerischen Wirtschaft, München, vermittelt wiederum Wissen
über virtuelle Kooperationen und die Zusammenarbeit von Mitar-
beitern durch den Einsatz moderner Kommunikationstechnologi-
en. Experten berichten über die Weiterentwicklung von Führungs-
konzepten und die Eröffnung neuer Potenziale zur Effizienzsteige-
rung im Unternehmen.

Den Abschluss dieses Kongresses bildet die Auszeichnung
„Bayerns Beste Arbeitgeber 2016“. In der begleitenden Fachaus-
stellung ist die Möglichkeit zu weiterführenden Gesprächen und
gegenseitigem Informationsaustausch gegeben.
Weitere Informationen unter: www.business-partner.bayernDK

Europäischer Rat der Gemeinden und Regionen Europas:

Resolution zur
Flüchtlingspolitik

Der Europäische Rat der Gemeinden und Regionen Europas
(RGRE/CEMR) hat eine Resolution zur Flüchtlingspolitik verab-
schiedet. Diese Resolution, wie auch die jüngst erfolgte Einrich-
tung einer Arbeitsgruppe Flüchtlingspolitik im europäischen
kommunalen Dachverband CEMR, wurde wesentlich von den
deutschen kommunalen Spitzenverbänden und der Deutschen
Sektion des RGRE angestoßen.

Mit dieser Resolution des
CEMR meldet sich erstmals die
gemeinsame europäische kom-
munale Stimme zur Flüchtlings-
politik in Europa. Während die
Regierungen der EU-Mitglieds-
staaten bislang kaum gemeinsa-
me Entscheidungen und Schritte
in der Migrationspolitik vereinba-
ren konnten, haben sich die Mit-
glieder der europäischen kommu-
nalen Familie zu dieser ersten ge-
meinsamen Linie entschlossen –
trotz der sehr unterschiedlichen
Situationen und Voraussetzungen
der Flüchtlingspolitik in den ein-
zelnen europäischen Staaten.

Grenzschutzmanagement

Laut Deutschem Städte- und
Gemeindebund sind eigene we-
sentliche Aussagen und Forde-
rungen in der Resolution enthal-
ten, wie zum Beispiel die Verbes-
serung des Grenzschutzmanage-
ments der EU an ihren Außen-
grenzen, mehr Solidarität zwi-
schen den EU-Mitgliedsstaaten in
der Flüchtlingspolitik, ein ge-
rechter Verteilungsschlüssel der
Flüchtlinge auf alle EU-Mit-
gliedsstaaten, eine Umverteilung
dieser Flüchtlinge mit Residenz-
pflicht auf die EU-Mitgliedsstaa-
ten und die Schaffung der nötigen
Finanzierungsgrundlagen für eine
erfolgreiche Migrations- und In-
tegrationspolitik. 

Konkret wird darauf verwie-
sen, „dass die kommunalen und
regionalen Gebietskörperschaften
mehr Unterstützung brauchen,
damit sie wirksam und umfas-
send auf die Flüchtlingskrise rea-
gieren können“. Zur Vermeidung
eines möglichen Scheiterns der
EU und der Errichtung von Grenz-
zäunen innerhalb der EU be-
grüßen die Städte, Gemeinden,
Landkreise und Regionen Euro-
pas die Entscheidung der Eu-
ropäischen Union und ihrer be-
troffenen Mitgliedsstaaten, nötige
Maßnahmen zu beschließen und
umzusetzen, mit denen die
Außengrenzen der EU verstärkt,
besser gemanagt und gesichert
werden. Dies sei eine notwendige
Bedingung für das Funktionieren
des Schengen-Abkommens. 

„Wir fordern die Europäische
Union auf zu gewährleisten, dass
alle Flüchtlinge mit einer Bleibe-
perspektive in der EU nach einem
gerechten Verteilungsschlüssel
auf alle EU-Mitgliedsstaaten ver-

teilt werden. Aufgrund dieser
Umverteilung muss für die
Flüchtlinge Residenzpflicht gel-
ten. Wenn Flüchtlinge dann eine
Arbeit in einem anderen EU-Mit-
gliedsstaat finden und aufnehmen
wollen, sollte ihnen im Rahmen
der auf EU-Ebene vereinbarten
Quoten die Umsiedelung dorthin
erlaubt werden. Die gerechte
Umsiedelung ist unverzichtbar,
will man das Scheitern der Eu-
ropäischen Union verhindern“,
heißt es weiter. 

Integrationspolitik

Zudem wird die Europäische
Kommission ersucht, ein umfas-
sendes Rahmenwerk für eine
langfristig angelegte und umfas-
sende Integrationspolitik für all je-
ne zu entwickeln, denen in der EU
Asyl gewährt wird; denn dies sei
der Schlüssel für ihre gesellschaft-
liche Integration in das Berufsle-
ben, für ihre Bildungseingliede-
rung und ihre soziale Teilhabe. 

Mit Bedauern wird zur Kennt-
nis genommen, dass keine spezi-
fischen Ressourcen im Rahmen
der bestehenden Finanzierungs-
mechanismen der EU für die Her-
ausforderungen auf kommunaler
und regionaler Ebene bereitste-
hen. Daher werden die Institutio-
nen der EU aufgefordert, dafür zu
sorgen, dass die Bedürftigsten
auch erreicht und Wohnraum-
versorgung, Gesundheitsfürsorge,
Bildung und Integration allge-
mein sichergestellt werden. 

Der RGRE fordert die Europäi-
sche Kommission auf zu prüfen,
inwieweit neue Fördermechanis-
men und ungenutzte Ressourcen
aus dem vorherigen, mehrjähri-
gen Finanzrahmen 2007-2013
zugunsten der Kommunal- und
Regionalbehörden umgewidmet
werden können, damit diese ihrer
Verantwortung noch besser ge-
recht werden können. 

Alle nationalen und EU-Behör-
den werden überdies gebeten,
„frühzeitig Konsultationsverfah-
ren zu organisieren, damit Infor-
mationen und Daten von allen
Beteiligten genutzt werden kön-
nen, dergestalt die Zusammenar-
beit aller Regierungsebenen opti-
miert werden kann und die An-
tragsverfahren für EU-Fördermit-
tel vereinfacht werden“. 

Begrüßt wird der Beschluss des
Europaparlaments und des Eu-
ropäischen Rates, einen Teil der

zusätzlichen Einkünfte aus 2015
auf den EU-Haushalt von 2016
vorzutragen und für die Migrati-
onspolitik einzusetzen. „Wir ap-
pellieren an alle EU-Mitglieds-
staaten, diese Ressourcen für die
Flüchtlingshilfe auf kommunaler
und regionaler Ebene auch zu
nutzen.“ 

Abschließend werden die Kom-
munal- und Regionalregierungen
aufgefordert, bei Erstaufnahme,
Transit und Endverbleib von
Flüchtlingen besser zusammenzu-
arbeiten und ihre Erfahrungen mit
der Integration von Migranten und
Flüchtlingen über den RGRE und
andere Netzwerke wie das Netz-
werk der Gemeindeverbände Süd-
osteuropas (NALAS) untereinan-
der auszutauschen. DK

CSU-Kommunalpolitik: 

Starke Präsenz 
im Parteivorstand

„Die CSU ist und bleibt die Kommunalpartei in Bayern.“ Dies un-
terstrich der Vorsitzende der Kommunalpolitischen Vereinigung
der CSU (KPV), Landrat Stefan Rößle, im Rahmen eines Treffens
der kommunalen Führungskräfte aus dem CSU-Parteivorstand. 

„Wir sind als kommunale Fa-
milie nicht nur zahlenmäßig im
höchsten Gremium unserer Partei
enorm stark vertreten, sondern
rücken dort auch themenmäßig
den Fokus immer wieder in unse-
re Richtung.“ Er nannte dabei als
Erfolge die bisher erreichten Er-
stattungen für die Asylkosten, die
positiv verlaufende Breitband-
initiative und vor allem den auf
Rekordhöhe befindlichen kom-
munalen Finanzausgleich mit sei-
nen wertvollen Instrumenten wie
Schlüsselzuweisungen und Stabi-
lisierungshilfen. Die Rahmenbe-
dingungen für kommunales Han-

deln seien deshalb in Bayern
dank der CSU besser als in jedem
anderen Bundesland und die
Grundsteine dafür würden auch
von den kommunalen Mandats-
trägern im Parteivorstand gelegt. 

Dennoch gebe es für die kom-
menden Jahre große Aufgaben zu
bewältigen. Es gehe dabei unter
anderem um die Integration der
Flüchtlinge und Asylsuchenden,
die vorwiegend vor Ort in den
Kommunen organisiert und prak-
tiziert werden müsse. Zudem
stünden nach wie vor massive
kommunale Investitionen an - ge-
rade in den Bereichen Straßenbau
und Bildung. Diese seien nur mit
erhöhter Förderung von staatli-
cher Seite zu schultern. „Auch
dafür werden wir uns als kommu-
nale Vertreter im CSU-Parteivor-
stand einsetzen“, so Rößle.

Als besonders erfreulich be-
zeichnete er die Positionierungen
von Oberbürgermeister Dr. Kurt
Gribl (Augsburg) als einem der
Stellvertreter des CSU-Parteivor-
sitzenden Horst Seehofer sowie
von Landrat Franz Meyer (Pas-
sau) und Bürgermeisterin Dr. Su-
sanne Plank (Maxhütte-Haidhof)
als Schriftführerin. Dadurch habe
auch die Kommunalpolitische
Vereinigung noch einmal an poli-
tischer Schlagkraft hinzugewon-
nen. Landrat Rößle selbst gehört
als KPV-Landesvorsitzender seit
2008 ununterbrochen dem CSU-
Parteivorstand an.

KPV-Landesvorsitzender Stefan Rößle (6. von links) mit den 
gewählten und kooptierten kommunalen Führungskräften im
CSU-Parteivorstand. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

„Niemand kann gezwungen
werden, mehr zu tragen, als er
kann.“ Dieses Zitat unseres
Ministerpräsidenten Horst
Seehofer habe ich als Über-
schrift für einen „Brandbrief“
an ihn gewählt. Wie einige an-
dere Landräte auch, habe ich
in einem offenen Brief auf die
momentane Situation in „mei-
nem Landkreis“ aufmerksam
gemacht. Das Schreiben ist ein
Hilferuf, da der anhaltende
Flüchtlingsstrom und die Verteilung in unserem
Landkreis drastische und kaum mehr regelbare
Formen annimmt. Jede Woche müssen wir knapp
50 Asylbewerber aufnehmen und in unseren Un-
terkünften versorgen.

Die Unterbringung wird uns jedoch in der
bisherigen Form in Zukunft nicht mehr gelin-
gen. Wir wissen schlichtweg einfach nicht mehr,
wohin. Konnte die Belegung landkreiseigener
Turnhallen bislang unter größter Kraftanstren-
gung vermieden werden, wird dies auf Dauer
unausweichlich sein. Falls die derzeitig hohen
Zuweisungsquoten weiterhin anhalten, können
wir eine menschenwürdige Unterbringung nicht
mehr gewährleisten. 

Darüber hinaus kommt erschwerend hinzu,
dass sich das Sicherheitsgefühl unserer Bürgerin-
nen und Bürger in den letzten Wochen durch die
Vorfälle in Köln und weiteren Städten in der Sil-
vesternacht massiv verschlechtert hat. Diese Er-
eignisse haben uns mit voller Wucht gezeigt, wie
schwer es werden wird, die verschiedenen Eth-
nien zu integrieren. Die Diskussion ist aufgrund
der Vorfälle mehr denn je angeheizt. Der Ton wird
rauer, die Skeptiker sehen sich bestätigt. Wir ste-
hen jetzt an einem Punkt, an dem die Stimmung in
der Bevölkerung zu kippen droht. 

Damit aus der Flüchtlingskrise keine Staats-
krise wird, brauchen wir schnelle, sichtbare Zei-
chen der Sanktion für die Fälle, in denen sich die

Asylbewerber nicht an die bei
uns geltenden Regeln halten.
Wir lassen unsere freiheitlichen
Werte nicht mit Füßen treten.
Wer zu uns kommt, muss die
Regeln unseres Rechtsstaates
anerkennen. Ich fordere daher
eindringlich die Errichtung ei-
ner Sondereinrichtung des
Freistaates für auffällige Asyl-
bewerber, die eine konkrete Ge-
fahr für den inneren Frieden,
die Sicherheit und den Zusam-
menhalt in unserer Bevölke-
rung darstellen. Nur so kann
die Akzeptanz in der Bevölke-

rung wiederhergestellt werden. 
Die oben genannten Vorfälle zeigen auch, wie

wichtig eine entsprechende Asylsozialarbeit ist.
Der Landkreis Mühldorf ist im Rahmen der Asyl-
sozialberatung Modellkommune. Als im vergan-
genen Jahr deutlich wurde, dass der Flüchtlings-
strom ungeahnte Dimensionen annehmen wird,
mussten wir sofort reagieren. Nach Absprache
mit den Kooperationspartnern vor Ort haben wir
die Planung, Organisation, Leitung und Durch-
führung der landkreisweiten Asylsozialberatung
im Landratsamt gebündelt.

So war es möglich, bereits bestehende Netz-
werke schnell zu aktivieren und möglichst effek-
tiv handlungsfähig zu sein. Ein Team aus Asyl-
sozialberaten steht den Asylbewerbern einer-
seits und interessierten Bürgerinnen und Bür-
gern andererseits für alle Fragen rund um das
Thema „Asyl“ zur Seite. Dieses Team arbeitet
dabei sehr eng mit den Städten, Märkten und
Gemeinden, den Wohlfahrtsverbänden und Eh-
renamtlichen vor Ort zusammen. Das Prinzip
der Asylsozialberatung im Landkreis fußt auf
den drei Säulen zentrale Anlaufstelle und Koor-
dination, kurze Wege und schnelle Hilfe vor Ort. 

Die Erfolge sind verschiedener Art. Mal ist es
die Vermittlung eines Praktikums, mal die Kon-
fliktlösung im familiären Kontext. Ziel ist es, auf
Dauer das friedliche Miteinander und die Inte-
gration der Flüchtlinge in unsere Kultur- und
Werteordnung nachhaltig zu verankern. Dies
alles ist jedoch nur machbar, wenn wir „nicht
gezwungen werden, mehr zu tragen, als wir
können.“

Ihr Georg Huber
Landrat Mühldorf a. Inn

KolumneGZ Georg Huber

Asylsozialberatung
für ein friedliches

Miteinander

11. Bayerische Wassertage in Augsburg:

Defizite und 
Optimierungspotenziale

Bereits zum 11. Mal in Folge veranstaltete der Förderverein KU-
MAS – Kompetenzzentrum Umwelt e.V. die Bayerischen Wasser-
tage in Augsburg, die sich als der Treffpunkt für Betreiber geneh-
migungspflichtiger Anlagen, Behörden, Planungs- und Gutach-
terbüros längst etabliert haben.  

Claus Kumutat, Präsident des
Bayerischen Landesamts für
Umwelt, wies bei der Eröffnung
der Tagung darauf hin, dass auch
der Gesellschaft langsam bewusst
werde, „dass die Ressourcen, die
wir zur Verfügung haben, end-
lich sind“. „Alles, was wir nut-
zen, all den Abfall, den wir pro-
duzieren, hat direkte Auswirkun-
gen auf unseren Planeten.“ 

Auch unterstrich Kumutat,
dass im Bereich des Umwelt-
schutzes einige Themen sehr pu-
blikumswirksam seien. Dazu
gehöre beispielsweise die Ver-
schmutzung der Weltmeere. „Je-
der kann sich unter Plastik im
Meer etwas vorstellen. Dass die
Meere geschützt werden, ist
wichtig und gut so. Es gibt je-
doch auch noch andere, weniger
sichtbare Bereiche, wo wir mehr
tun müssen.“ So würden bei-
spielsweise immer häufiger
Rückstände von Arzneimitteln in
bayerischen Gewässern gefun-
den. Auch wenn es noch keinen
Grund zur Sorge gibt, sei klar,
dass die Gewässer und die Um-
welt in Bayern noch besser ge-
schützt werden können.

Die Europäische Union hat mit
der Wasserrahmenrichtlinie
(WRRL) einheitliche Umweltzie-
le für den Schutz des Grundwas-
sers und der Oberflächengewäs-
ser aufgestellt. Der Anspruch ist
ebenso herausfordernd wie ambi-
tioniert: Bis Ende 2015 sollten
europaweit alle Oberflächenge-
wässer in einem „guten ökologi-
schen und chemischen Zustand“
und das Grundwasser in einem
„guten chemischen und mengen-
mäßigen Zustand“ sein. 

Bewirtschaftungszyklen

Gemeinsame gesellschaftliche
Kraftanstrengungen aller Betei-
ligten sind zur Erreichung dieser
Ziele notwendig. Sofern einzelne
Wasserkörper die genannten 
Ziele nicht erreichen, sieht die
WRRL vor, dass in den beiden
folgenden Bewirtschaftungszyk-
len 2016 bis 2021 und ggf. 2022
bis 2027 mit weiteren Maßnah-
men nachgebessert werden muss.

Trotz erheblicher Anstrengun-
gen im 1. Bewirtschaftungszyk-
lus werden die meisten Ober-
flächenwasserkörper sowie ein

Teil der Grundwasserkörper die
Ziele bis Ende 2015 wohl nicht
erreichen. 

Kern der jetzt folgenden Pro-
gramme sind Maßnahmen, die
die Fließgewässer mit einer Ge-
samtlänge von 25.000 km, 18
Seen und 97 von insgesamt 259
Grundwasserkörpern betreffen.
Das Kostenvolumen für diese
Maßnahmen in Bayern im Zeit-
raum 2016 bis 2021 beträgt ge-
schätzt rund 1,1 Mrd. Euro. 

Gesellschaftlicher Konsens

Nach den Ausführungen von
Dr. Klaus Arzet vom Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt
und Verbraucherschutz hat Bay-
ern in der ersten Bewirtschaf-
tungsperiode der WRRL bereits
erhebliche Anstrengungen unter-
nommen und viele Maßnahmen
begonnen und umgesetzt. Dabei
konnten wichtige Erfahrungen
und wertvolle Erkenntnisse für
die weiteren Bewirtschaftungs-
zyklen gewonnen werden. Die
Schwierigkeiten bei der Zielerrei-
chung zeigten jedoch, wie not-
wendig enge Zusammenarbeit
staatlicher und kommunaler Maß-
nahmenträger sowie Dritter bei
der Stabilisierung der Ökosyste-
me und des Wasserhaushalts sind.

Für die Verbesserung der Was-

serqualität gibt es laut Arzet noch
viel zu tun. Für das Gelingen
brauche es neben einem langen
Atem einen breiten gesellschaftli-
chen Konsens. Am Ende des 1.
Bewirtschaftungszyklus werde
deutlich, dass nur durch koopera-
tives Handeln der verantwortli-
chen staatlichen und kommuna-
len Stellen sowie der Verbände in
den Bereichen Wasserwirt-
schaft, Landwirtschaft, Natur-
schutz, Fischerei und Wasserkraft
bestehende Defizite langfristig
verbessert werden können.

Künftige Anstrengungen soll-
ten unter anderem folgende
Aspekte berücksichtigen:

Strukturelle Defizite, die vie-
lerorts eingeschränkte Durchgän-
gigkeit sowie stoffliche Einträge
aus diffusen Quellen sind die we-
sentlichen Belastungen der Ge-
wässer und des Grundwassers.

Gewässer mit besonders gro-
ßen Defiziten und/oder Mehr-
fachbelastungen sind prioritär zu
behandeln.

Die noch geringe Bereitschaft
zur Maßnahmenumsetzung bei
privaten und kommunalen Maß-
nahmenträgern muss deutlich er-
höht werden.

Offenen Fragen z. B. über Be-
lastungspfade, Wirkungszusam-
menhänge, Monitoring und Maß-
nahmenwirksamkeit sollten ver-
folgt werden.

Nachjustierungen und Verbes-
serungen im prozessualen, fachli-
chen und operationellen Ablauf
der Umsetzung der WRRL wer-
den immer wieder nötig sein.

Effizienz, Schnelligkeit und
Flexibilität sind die Schlagworte
für den rasanten Wandel in der in-
dustriellen Produktion. Digitali-
sierung und intelligentes Daten-
management in Echtzeit bieten
hierfür wesentliche Instrumente
auch für die Wasserwirtschaft.
Auf der Agenda stand deshalb die
Frage, wie durch innovative Ver-

netzung die Ressourceneffizienz
in der Abwasserbehandlung we-
sentlich gesteigert werden kann.

Daseinsvorsorge

Über die Überwachung von In-
dustrie- und Gewerbebetrieben
durch die Stadt als Abwasserent-
sorger informierte außerdem Bur-
kard Hagspiel, Stadtentwässe-
rung und Umweltanalytik Nürn-
berg. Nach Hagspiels Worten be-
treibt die Verwaltung Nürnbergs
die Abwasserwirtschaft als Da-
seinsvorsorge der Bürger. Die Re-
geln der Entwässerungssatzung
hätten die Entwicklung der ver-
gangenen Jahrzehnte geprägt. 

Mit den Instrumenten des Vor-
behalts und des Verbots der Ein-
leitung von Wasser, das nicht dem
häuslichen Abwasser entspricht
und durch Festlegung von Einleit-
bedingungen hinsichtlich Frach-
ten und Gesamtmenge sowie
durch erhöhte Gebühren (Stark-
verschmutzungszulage) und ver-
mehrten Überwachungsaufwand
(Kontrollprüfungen) werde bis
zur Gegenwart die Ableitung von
Gewerbe- und Industrieabwasser
in die öffentlichen Abwassernetze
mehr oder minder stark begrenzt
und die Benutzer angehalten, al-
ternative Vermeidungs- und Ent-
sorgungswege zu wählen.

Umweltschutz

Bei großen Kläranlagen sei un-
ter ordnungsgemäßer Abwasser-
überwachung eine bedrohliche
Auswirkung industrieller Einlei-
tungen sehr unwahrscheinlich ge-
worden, stellte Hagspiel fest. In
Nürnberg sei letztmalig eine
Störung im Jahr 2008 erfolgt
(Fehler in einer Galvanik). Die
Überwachung stelle jedoch einen
wichtigen Baustein zum Schutz
der Umwelt, der Beschäftigten,
der Kanäle und Bauwerke dar. Sie

garantiere den stabilen und siche-
ren Betrieb der Kläranlagen. Hag-
spiel: „Die Kombination aus Ein-
leitgenehmigung, Anlagen- und
Betriebsbegehung, Abwasserun-
tersuchungen, Knotenpunktsbe-
probungen und Starkverschmut-
zeruntersuchungen hat sich in
Nürnberg bewährt.“

Für die Zukunft stellten sich
veränderte Bedürfnisse der Bür-
ger als Kunden. Die Eigenverant-
wortlichkeit werde durch einige
Reformen gestärkt und die Über-
wachung privatisiert. Qualitäts-
managementsysteme sollen die
staatliche Überwachung ersetzen
und den Umweltschutz gewähr-
leisten. Die kommunale Abwas-
serentsorgung habe den Status
des Monopols; jedoch hätten sich
in Einzelbereichen des Gewerbes
Alternativen entwickelt.

Im Zuge der technischen Neu-
bzw. Weiterentwicklung der Ab-
wasserreinigung, auch und be-
sonders unter den Gesichtspunk-
ten der Elimination von Mikro-
verunreinigungen und der Nut-
zung des Abwassers als Rohstoff
für Recyclingprodukte und für
die Deckung des Eigenbedarfs an
Energie, bilden sich Hagspiel zu-
folge Gesamtkonzepte der inte-
grierten Siedlungswasserwirt-
schaft heraus, die unter volkswirt-
schaftlicher Betrachtung zu ver-
änderten Bewertungen des Status
quo beitragen. „Für die Zukunft
ist erkennbar, dass Abwasser zur
Ware mit Vermarktungswert avan-
ciert“, unterstrich der Referent.

Zum Abschluss des Kongres-
ses erfuhren die Teilnehmer einer
Exkursion warum „Wasserbau,
Wasserkraft, Trinkwasser und
Brunnenkunst in Augsburg“ welt-
erbewürdig sind. Begleitet wur-
den die beiden Veranstaltungsta-
ge von einer Fachausstellung, in
der sich branchenspezifische Un-
ternehmen und Dienstleister den
Besuchern präsentierten. DK

Bayerische Traditionspflege 
für den guten Zweck

Zugunsten des Vereins Orienthelfer e.V. veranstaltete die
Bayerische GemeindeZeitung ihr 1. Bürgermeister-Schaf-
kopfturnier im Traditionsgasthaus Drei Rosen in Bernried.
Alle Einnahmen aus der Veranstaltung sowie zusätzliche
Spenden gingen an die Hilfsorganisation des Kabarettisten
Christian Springer, die seit Jahren unermüdlich die Flücht-
lingslager im Nahen Osten unterstützt.

Über die Not und das Elend der
Menschen berichtete eingangs
Peter Springer - vielen in der
kommunalpolitischen Szene be-
kannt aus seiner Zeit als Kommu-
nalfinanzdirektor bei der Bayern-
LB. Seit seinem Ausscheiden aus
der Bank engagiert sich der Bru-
der von Christian Springer eben-
falls für die Notleidenden in Sy-
rien, Jordanien und im Libanon. 

Hilfslieferungen 
in Krisengebiete

Zusammen mit ihren Getreuen
bringen die Springers alle paar
Wochen Lebensmittel, Medika-
mente, Kinderspielsachen, Zelte,
Feldküchen, aber auch Müllfahr-
zeuge, Nutzfahrzeuge und Kran-
kenwägen in die Krisengebiete.
Inzwischen haben sie zahlreiche
Unterstützer gewonnen - gerade
auch aus bayerischen Kommu-
nen. So beispielsweise die Stadt
Abensberg mit ihrer Initiative

„Abensberg schaut nicht weg“.
Aber auch andere Kommunen
haben schon Nutzfahrzeuge und
weitere Hilfsgüter gespendet.
„Brauchen können wir einfach al-
les“, sagt Springer. „Sie können
sich nicht vorstellen, wie groß die
Not ist.“ 

Inzwischen sind in Syrien
durch die unmenschliche Kriegs-
führung des Aushungerns unge-
zählte Menschenleben ausge-
löscht worden. Ernstzunehmende
und vor allem folgenreiche Ein-
griffe der Internationalen Ge-
meinschaft gibt es nicht. Erst im
Januar 2016 erreichten die Bilder
von bis auf das Skelett ausgehun-
gerten Kindern aus Madaya bei
Damaskus die Weltöffentlichkeit.
Orienthelfer e.V. hat in einem an-
deren umzingelten Gebiet, von
denen es Dutzende in ganz Syrien
gibt, ein Winterhilfsprojekt ge-
startet: die Lieferung von Holz
zum Heizen. Es handelt sich um
60 Tonnen, ausgehändigt an

3.000 Familien. Die meisten Zivi-
listen, die das lebensrettende
Brennmaterial erhielten, sind Bin-
nenflüchtlinge aus umkämpften
Gebieten.

Die Menschen wollen 
in ihre Heimat zurück

Die Menschen wollen zurück
in ihre Heimat, sobald es irgend-
wie möglich ist, versicherte
Springer. Und gerade dies gilt es
doch zu unterstützen. GZ-Chefre-

Teilnehmer des 1. Bürgermeister-Schafkopfturniers der Bayerischen GemeindeZeitung (v. l.):
Constanze von Hassel, Landrat Karl Roth, Christa Keller, Turnierleiter Sepp Hundegger, SVB-
Pressesprecherin Eva Mang, der Bezirksvorsitzende des Bayerischen Gemeindetags Ober-
bayern, Bernrieds Erster Bürgermeister Josef Steigenberger, Theresa von Hassel, Orienthelfer-
Organisator Peter Springer, Anne-Marie von Hassel, Joachim Klein, Leiter Unternehmens-
kommunikation LBS Bayern und Tutzings Erster Bürgermeister Rudolf Krug.

Informationen
www.orienthelfer.de
Spendenkonto:
Stadtsparkasse München
Empfänger: Orienthelfer e.V.
IBAN:
DE92701500000000574111
BIC: SSKMDEMM

dakteurin Anne-Marie von Hassel
hofft, mit der Aktion der Bayeri-
schen GemeindeZeitung weitere
Kommunen für diese Hilfsaktio-
nen zu gewinnen. 

Turniersieger wurde übrigens
kein Kommunalpolitiker, sondern
Joachim Klein, Leiter LBS-Un-
ternehmenskommunikation. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Wirtschaftsstandort erhöhen. Vi-
sionen einer zukunftsfähigen Mo-
bilität in der nachhaltigen Stadt
orientieren sich laut Difu stark am
Leitbild der „Stadt und Region
der kurzen Wege“. Derzeit kur-
sierten viele Zukunftsbilder über
den städtischen Verkehr. Ob Mo-
bilitätsforscher, Klimaschützer,
Stadtbewohner oder Bürgermei-
ster - je nach Akteur variierten die
Zielvorstellungen. Meist aber
wiesen sie große Gemeinsamkei-
ten auf; so stünden auffallend oft
„lebenswerte Innenstädte“ im
Mittelpunkt. 

Wichtiger Nahraum

Mit Blick auf nachhaltige Mo-
bilität könnte der Idealfall nach
Difu-Darstellung so aussehen:
Menschen wohnen in einer nach-
haltigen Stadt an den Orten ihrer
Wahl. Ihre Arbeitsplätze und Aus-
bildungsstätten befinden sich im
Nahraum oder sind gut mit unter-
schiedlichen Verkehrsmitteln zu
erreichen. Es stehen ausreichend
Betreuungs- und Unterstützungs-
angebote für Kinder, Ältere, Al-
leinerziehende, Hilfsbedürftige
im Nahraum zur Verfügung. Die
Grundversorgung ist an zentralen
Standorten und im Stadtteilzen-
trum gesichert. Die Wohnquartie-
re bieten vielfältige Gelegenhei-
ten, sich aufzuhalten und mitein-
ander zu kommunizieren. Plätze
mit Stadtgrün und Bänken prägen
den öffentlichen Raum. 

Der Wirtschaftsverkehr wird
über innerstädtische Logistikzen-
tren abgewickelt. Dort werden die
Lieferungen großer Lastfahrzeuge
auf kleinere, in der Regel elek-
trisch betriebene Transporter oder
Lasten-Pedelecs umgeladen. Ein
gut ausgebautes Fuß- und Radwe-
genetz lädt die Stadtbewohner ein,
ihre Wege unmotorisiert zurück-
zulegen. Sie nutzen vielfach den
ÖPNV und andere Mobilitäts-
dienstleistungen wie Car- und Bi-
kesharing und wechseln an Mobi-
litätsknotenpunkten bei Bedarf
bequem die Verkehrsmittel. Sie
sind, um mobil zu sein, nicht auf
ein (eigenes) Auto angewiesen. 

Innovative Mobilitätsangebote
motivieren sie, Autos mit anderen
zu teilen. Diese haben überwie-
gend alternative Antriebe, fahren
z. B. elektrisch, somit lokal emis-
sionsfrei, und lassen sich bequem
in Quartiersgaragen abstellen.
Nachbarschaften und Innenstädte
verfügen über sichere Fahrradab-
stellanlagen. Leitsätze wie „Er-
reichbarkeit vor Geschwindig-
keit“ oder „Nutzen statt Besitzen“
beschreiben den Lebensalltag der
Bewohnerinnen und Bewohner. 

Deren veränderte Verkehrsmit-
telnutzung – Verkehr ist weitge-
hend zum Umweltverbund (ÖP-
NV, Rad- und Fußverkehr) verla-
gert – mindert Emissionen, Lärm
und Flächeninanspruchnahme
signifikant und verbessert die Ge-
sundheit der Bevölkerung. Die

(Fortsetzung von Seite 1)
Rahmen des Modellvorhabens
besonders für ihre Region zu en-
gagieren sowie ihre Visionen und
Konzepte vor.

Dr. Hanns-Christoph Eiden,
Präsident der Bundesanstalt für
Landwirtschaft und Ernährung,
betonte in seinem Grußwort, dass
die ländliche Entwicklung eine
gemeinschaftliche Aufgabe sei,
bei der alle mit anpacken müs-
sten. Die Bundesregierung neh-
me dabei ihre Verantwortung
wahr, indem sie einen politischen
Schwerpunkt im Bereich „Länd-
liche Räume, Demografie und
Daseinsvorsorge“ beschlossen
und für Fördermaßnahmen im
Jahr 2016 zusätzliche Mittel in
Höhe von 30 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt habe. „Seit gut
einem halben Jahr sind unsere
Partner-Landkreise nun mit
großem Engagement dabei, die
von ihnen erstellten Entwick-
lungskonzepte umzusetzen. Als
einer der wichtigsten ‘Erfolgsfak-
toren’ haben sich dabei - einmal
mehr - die beteiligten Menschen
erwiesen“, erklärte Eiden.

Das Zukunftsforum Ländliche
Entwicklung mit über 1.000 Teil-
nehmern aus ganz Deutschland
stand in engem Zusammenhang
mit der Gemeinschaftsschau
„Lust aufs Land – gemeinsam für
die ländlichen Räume“. Hier wur-
den die Vielfalt der ländlichen
Regionen, ihre Attraktivität als
Wohn- und Arbeitsort sowie ihre
Leistungen für die Gesellschaft
präsentiert. 

Das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) stellte einen besonders
innovativen Ansatz für die Ver-
sorgung von ländlichen Ortschaf-
ten vor: das Mehrfunktionshaus.
Die Messebesucher waren einge-
laden, im Haus selber auf Ent-
deckungsreise zu gehen und zu
erfahren, wie Versorgung auf dem

hohe Lebens- und Aufenthalts-
qualität führt dazu, dass sich die
Stadtbevölkerung stark mit ihrer
Stadt verbunden fühlt. 

Auch die Europäische Union
(EU) orientiert sich in ihrem
Weißbuch Verkehr programma-
tisch an der Vision einer nachhal-
tigen Mobilität. Sie formuliert
darin das Ziel von „zero emission
zones“. In den Innenstädten soll
demnach die Zahl der mit kon-
ventionellem Kraftstoff betriebe-
nen Fahrzeuge schrittweise redu-
ziert werden, bis hin zur vollstän-
digen Emissionsfreiheit. Eine an
Nachhaltigkeitszielen ausgerich-
tete Steuerung von Angebot und
Nachfrage – so die EU im Weiß-
buch – verringere das Verkehrs-
aufkommen und verlagere es in
Richtung Umweltverbund. Die
Förderung von Fußgänger- und
Radverkehr sei integraler Be-
standteil von städtischen Mobi-
litätskonzepten. 

Nachhaltige Entwicklung

Die Frage einer nachhaltigen
Entwicklung in Städten und Ge-
meinden betrifft die kommunalen
Finanzen gleich doppelt: Kom-
munen brauchen finanzielle
Spielräume, um nachhaltige Poli-
tik umzusetzen, zugleich sind die
Haushaltsmittel einer Kommune
selbst eine Ressource, die es
möglichst nachhaltig zu bewirt-
schaften gilt.

Jede Kommune hat ihre eigenen
Voraussetzungen und andere Rah-
menbedingungen auf dem Weg zu
einer nachhaltigen Finanzpolitik.
Alle beteiligten Akteure müssen
die jeweils individuell passenden
Schritte gehen und geeignete An-
satzpunkte finden. Trotzdem gibt
es laut Studie Handlungsempfeh-
lungen, die für alle Kommunen
Erfolge versprechen: 

Strategische Perspektive aus-
bauen: In der kommunalen Poli-
tik und Verwaltung setzt sich die
Überzeugung durch, dass strate-
gisches Planen unabdingbar ist
und eng mit der finanziellen Ent-
wicklung zusammenhängt. Kom-
munen tun gut daran, zukünftig
zivilgesellschaftliche und wirt-
schaftliche Akteure stärker in Be-
darfsermittlung und Planung ein-
zubeziehen. Gleichzeitig sollten
sie verstärkt neue Informations-
und Kommunikationstechnologi-
en sowie Managementinstrumen-
te nutzen, um Informationen zu
gewinnen und damit ihre strategi-
sche Ausrichtung zu erleichtern.

Langfristig planen: Städte und
Gemeinden müssen sich über die
Kosten ihrer Leistungen und ihrer
Investitionstätigkeit vollständig
im Klaren sein: in der kurz-, mit-
tel- und langfristigen Sicht. Nur
dann werden sie auch in Zukunft
bedarfsgerechte Leistungen der
Daseinsvorsorge erbringen und
für die notwendige Infrastruktur
sorgen können. Durch langfristi-
ge Planung gelingt es, Infrastruk-
tureinrichtungen wie Schulen,

Verwaltungsgebäude, Klärwerke
oder Kommunalstraßen kosten-
günstig und in angemessenem
Umfang bereitzustellen. Ange-
messen bedeutet, dass der Bedarf
gedeckt wird, Überkapazitäten
aber vermieden werden. In Leip-
zig wird beispielsweise die mit-
telfristige Finanzplanung mit den
Schwerpunktsetzungen im Stadt-
entwicklungskonzept verknüpft. 

Kommunale Unternehmen
einbeziehen: Kommunale Beteili-
gungsunternehmen tätigen mehr
Investitionen als die Kommunen
im Kernhaushalt. Sie stellen viele
Leistungen der Daseinsvorsorge
bereit. Auch ein erheblicher Teil
der kommunalen Schulden ist
„ausgelagert“. Nicht nur aus die-
sem Grund ist der „Konzern
Stadt“ die richtige Maßstabsebe-
ne für nachhaltige Finanzpolitik.
In einer wachsenden Zahl von
Städten (z. B. in Nürnberg und
Köln) wird dies so gesehen. 

Potenziale der Doppik nutzen:
In der Doppik ist die strategische
Perspektive bereits angelegt. Sie
ermöglicht ein besseres Abbild
der finanziellen Lage und Lei-
stungsfähigkeit, als es die kame-
rale Haushaltsrechnung zu liefern
imstande ist. Politik und Verwal-
tung haben mit der Einführung
der Doppik die Möglichkeit, auf
zusätzliche Steuerungsinforma-
tionen zuzugreifen. Sie sollten –
mehr als bisher – entsprechende
Informationen aktiv abfordern
und nutzen. In Nürnberg lautet
beispielsweise die explizite Leit-
linie der Finanzpolitik: Die Dop-
pik soll noch stärker verfeinert
und auf ihr volles Wirkungspo-
tenzial hin ausgelotet werden.

Prüfverfahren und Steuerungs-
instrumente einsetzen: Neben der
Doppik und den mit ihr verbunde-
nen haushalts- und bilanzpoliti-
schen Instrumenten sollte die Ver-
waltung weitere Prüfverfahren und
Steuerungsinstrumente anwenden.
Damit Politik und Verwaltung ihr
Handeln zukünftig stärker an lang-
fristigen Zielen ausrichten können,
benötigen sie weitere geeignete
Messgrößen und Kennzahlen. Da-
bei können sie umwelt- oder sozial-
bezogene Nachhaltigkeitsindikato-
ren mit der Finanzperspektive ver-
knüpfen. 

Fragen des Managements von
nachhaltiger Stadtentwicklung
und eines zukunftsfähigen Ver-
waltungshandelns oder neuer
Formen „lokaler und regionaler
Governance“ bilden die Klam-
mer für die Schwerpunkte in die-
ser Studie. Nicht zuletzt geht es
um die Rahmenbedingungen, die
Kommunen für eine nachhaltige
Entwicklung vor Ort brauchen.

In ihrem in der Broschüre doku-
mentierten Aufruf ziehen die Ober-
bürgermeister schließlich Schluss-
folgerungen, wie Bund und Länder
gemeinsam mit den Kommunen
für eine nachhaltige Entwicklung in
den Aufgabenfeldern Wohnen,
Mobilität und Kommunalfinanzen
eintreten können. DK

Land durch neue Lösungen ge-
währleistet und zukunftsfest ge-
staltet werden kann.

LEADER-Regionen und ihre
Projekte standen im Mittelpunkt
bei der Deutschen Vernetzungs-
stelle Ländliche Räume (DVS) auf
dem BMEL-Gemeinschaftsstand.
Kultur, Sport und Spiritualität ver-
eint beispielsweise die LEADER-
Region Amberg-Sulzbach mit
dem bayernweit einzigartigen Si-
multankirchen-Radweg. 

500 Jahre Reinheitsgebot

Auf einer Reise durch die Bun-
desländer präsentierte der Deut-
sche Landkreistag (DLT) von Tag
zu Tag wechselnd insgesamt zehn
Landkreise, die sich von ihrer be-
sten Seite zeigten. Geboten wur-
den traditionelles Handwerk, mo-
dernes Unternehmertum, kulinari-
sche und musikalische Leckerbis-
sen. Kurzum: Ein buntes Pro-
gramm aus dem ländlichen Raum. 

Ganz im Zeichen des Bieres
stand dabei die Präsentation des
Landkreises Freising, dem einzi-
gen bayerischen Repräsentanten.
Dieser feierte in Berlin das 500-
jährige Bestehen des Reinheitsge-
botes. Nicht nur, dass die Haller-
tau, das weltweit größte zusam-
menhängende Hopfenanbauge-
biet, zu einem großen Teil im
Landkreis Freising liegt, sondern
es sind dort bis heute viele kleine
und größere Brauereien aktiv.

In politischer Hinsicht war es
für den Deutschen Landkreistag
ein „Großkampftag“: So empfin-
gen DLT-Präsident Reinhard Sa-
ger und Freisings Landkreischef
Josef Hauner Bundeslandwirt-
schaftsminister Schmidt in Halle
4.2. Die Landräte sprachen mit
dem Minister über die Themen
Weiterentwicklung der Gemein-
schaftsaufgabe Agrarstruktur und
Küstenschutz (GAK), aber auch
über Förderinstrumente für sämt-

liche Bereiche der ländlichen Ent-
wicklung wie z. B. Kleingewerbe
oder Infrastruktur.

Dabei waren sich die Kommu-
nalvertreter mit dem Bundesmini-
ster einig, dass es dafür einer deutli-
chen Mittelaufstockung bedarf, um
die zusätzlichen Aufgaben auch
stemmen zu können. Daneben
spielten auch aktuelle Weichenstel-
lungen in der Flüchtlingspolitik ei-
ne Rolle, wobei deutlich wurde,
dass es Schmidt im Hinblick auf ei-
ne dauerhafte Integrationsperspek-
tive im ländlichen Raum vor allem
auf die Verfügbarkeit von Arbeits-
plätzen ankommt.

Diese Überlegungen führte
DLT-Präsident Sager weiter, als
Gunther Adler, Staatssekretär im
Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz, Bau und Reaktorsi-
cherheit, den Stand des Deut-
schen Landkreistages besuchte.
Adler ist unter anderem verant-
wortlich für die Weiterentwick-
lung der Wohnungspolitik, gerade
auch mit dem Fokus auf die Ver-
sorgung von anerkannten Flücht-
lingen mit bezahlbarem Wohn-
raum. Übereinstimmung bestand
darin, dass für die Planungssi-
cherheit der Kommunen im länd-
lichen Raum eine Residenzpflicht
sinnvoll sein könnte. Es gelte,
nicht nur den Neubau von z. B.
Sozialwohnungen - was vor al-
lem die Ballungsräume betrifft -
in den Blick zu nehmen, sondern
auch Leerstände zu ertüchtigen
und auf diese Weise möglicher-
weise sogar zügiger verfügbar zu
machen.

Zum Glasfaserausbau in den
Landkreisen gab es schließlich
noch eine Diskussionsrunde auf
der Bühne, an der DLT-Referent
Dr. Klaus Ritgen ein Plädoyer für
technologieoffene zukunftsfähige
Strukturen hielt und dabei das
von vielen Landkreisen genutzte
oder avisierte Betreibermodell in
den Mittelpunkt stellte. DK

Freiräume nutzen...

Städte auf Kurs...

Freizeit Messe Nürnberg 2016:

50 Jahre 
grüne Inspiration

Die Gartensaison beginnt mit Süddeutschlands großer Indoor-
Gartenmesse, der „Freizeit, Touristik & Garten“. Zum 50-jähri-
gen Jubiläum bringt sie vom 24. bis 28. Februar grüne Oasen,
exotische Reiseziele und regionale Geheimtipps sowie die fittesten
Sportler Frankens ins Nürnberger Messezentrum. 

Rund 1.000 Aussteller sorgen
für ein vielfältiges Messeerlebnis
und bieten den Besuchern die
Möglichkeit, die Themenwelten
Garten, Touristik, Outdoor &
Sport interaktiv zu erkunden. Wer
sich selbst eine grüne Oase schaf-
fen möchte, findet auf der Freizeit
Messe alles für die Gartengestal-
tung: Vom Saatgut über Pflanzen-
setzlinge und Blumen bis hin zu
Floristikzubehör. Die richtigen
Gartengeräte und -Werkzeuge
gibt es gleich dazu. Natur- und
Pflastersteine sowie Zäune, Ge-
wächs- und Gartenhäuser geben
dem Garten die passende Form. 

Whirlpools und Wintergärten
sorgen für den heimischen Luxus.

Besucher, die ihren Balkon oder
das grüne Fensterbrett gestalten
möchten, finden praktische Pro-
dukte und kreative Ideen. Für die
Gestaltung, Renovierung oder so-
gar den Neubau des eigenen Hau-
ses bietet die Freizeit Messe In-
formationen und Angebote. In
aufwändig gestalteten Mustergär-
ten inspirieren GaLaBau-Betrie-
be aus der Region. 

Was früher als spießig galt,
wird heute zum Trend: Kleingär-

ten oder auch „Laubenpieper“ er-
leben eine Renaissance. Junge
Designs und Gartenformen wer-
den in diesem Bereich präsentiert.
Im Mittelpunkt stehen ein Bau-
wagen und ein farbenfroher Ma-
terialmix. Unter dem Motto
„Zurück zum Gärtnern!“ stehen
Ideen für Selbstversorger-Gärten
im Mittelpunkt.

Unabhängiger Vergleich

Der Caravan- und Reisemobil-
salon bringt die neuesten Model-
le von über 40 Herstellern ins
Messezentrum, damit die Besu-
cher ihr zukünftiges mobiles
Heim live begutachten und pro-
besitzen können. Durch die Viel-
zahl der ausstellenden Unterneh-
men ist ein unabhängiger Ver-
gleich der verschiedenen Model-
le vor Ort möglich. 

Auch wenn das Schöne oft
ganz nah ist, ist es oft schwer zu
finden. Die Freizeit Messe prä-

sentiert unter dem Motto „Fern-
weh ganz nah“ Ausflugs- und
Reiseziele in der Region. Von
Wellnessangeboten über unbe-
kannte Wanderrouten bis hin zu
charmanten Ortschaften – Nord-
bayern hat noch viel zu ent-
decken. Persönlichkeiten, Städte,
Kultureinrichtungen und Festi-
vals der Metropolregion zeigen,
was die Heimat zu bieten hat.

Besonders im Fokus steht die
Präsentation der „Goldenen
Straße“ zwischen Prag und Nürn-
berg. Diese gibt bereits auf der
Freizeit Messe 2016 einen Vorge-
schmack auf die große bayerisch-
tschechische Landesausstellung
„Kaiser Karl IV“ im Germani-
schen Nationalmuseum und zeigt
kulturelle und touristische Ange-
bote, die entlang der „Goldenen
Straße“ liegen. Gastronomische
Köstlichkeiten sowie Folklore
und Kunsthandwerk aus Böhmen
und Bayern ergänzen das Ange-
bot. DK

Das fitalPARC Konzept in Schönberg. 

Bewegungsparcours sind für
Gruppen oder Individualisten ein
sehr attraktives, bürgernahes Ange-
bot, um Kraft und Koordination
am Wohnort zu trainieren – unab-
hängig von Uhrzeit, Wochentagen
oder Jahreszeiten. Sie integrieren
körperliche Aktivitäten spielerisch
in den Alltag. Die Anlagen sollten
dem Mehrgenerationenprinzip fol-
gen, weil sie dann einen wertvollen
Baustein in der gemeindenahen
Gesundheitsförderung darstellen. 

„Im Nachgang kann ich sagen:
eine hervorragende Wahl, den fi-
talPARC für Bürgerinnen, Bürger
und Besucher hier aufzustellen.
Die Resonanz: sehr gut!“, be-
stätigt Bürgermeister Pichler.
Weitere Informationen unter:
www.fitalparc.de 

Natürlich fit
Plädoyer für ein „einfaches und bürgernahes“ Bewegen

Bewegungsarmut ist im 21. Jahrhundert zu einem der zentralen
Begriffe  in der Demographie und Gesundheitsbranche geworden.
Aber immer mehr Menschen achten auf ihr körperliches Wohl
und wollen es aktiv in Form von Fitness- und Gesundheitstrainings
stärken. Schönberg, der beliebte Markt im Herzen des Bayeri-
schen Waldes, denkt in die Zukunft und ist schon bekannt für sei-
ne Initiativen in den Bereichen Sport, Erholung und Freizeit. Um
das bereits umfangreiche Angebot für Bewohner und Urlaubsgä-
ste noch zu erweitern, wurde ortsnah im Erholungspark „Reins-
berger Park“ ein neuartiger Bewegungsparcours errichtet. 

„Wir wollten keinen Trimm-
Dich-Pfad im klassischen Sinne,
sondern eine Einheit als „Trainings-
platz“ und „Treff“ für Jung und
Alt“, so Bürgermeister Martin
Pichler. Besonders wichtig war  ei-
ne naturnahe und architektonisch
überzeugende Bauweise. Die Ent-
scheidung fiel auf das fitalPARC
Konzept, eine ganz neue Form des
Trimm-Dich-Pfades. Er bietet Sta-
tionen und Geräte, die gleichzeitig
die Koordination und Kraft schulen
– und das mit den unterschiedlich-
sten Übungen auf einer kleinen
Fläche. 

Der ideale Standort war schnell
gefunden: ein historisch bekann-
ter und einst beliebter Park warte-
te nur darauf, neu mit Leben ge-
füllt zu werden. Gesagt – getan:
nach der konzeptuellen Zusam-
menstellung der Geräte und Sta-

tionen war klar, wie die Einrich-
tung architektonisch in den
Reinsberger Park in Schönberg
eingepasst werden sollte. Der fi-
talPARC verbindet zwei Spazier-
wege. Die Umsetzung war re-
kordverdächtig: Von der Planung
bis zur Eröffnung vergingen gera-
de einmal fünf Monate.

Inzwischen hat sich die Einrich-
tung dank der vielfältigen Nut-
zungsmöglichkeiten an den ver-
schieden Übungsgeräten als Treff-
punkt und Begegnungsstätte eta-
bliert und verstärkt generationsüber-
greifend das soziale Miteinander.  

Generell sind die Anforderun-
gen an die erfolgreiche Integrati-
on eines Bewegungsparks in eine
Gemeinde oder Stadt vielfältig.
Insbesondere lebt eine Anlage
durch ihre „Attraktivität“ und die
Einbindung vor Ort. 
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Wir machen uns stark für die Kommunen.
Gemeinsam mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen 

und kommunalen Unternehmen ein lückenloses Leistungsspektrum an. Dazu gehört 

insbesondere die Finanzierung von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten. 

Außerdem begleiten wir Sie bei Maßnahmen zur Energieeinsparung im Rahmen 

der Energiewende oder der Analyse und Optimierung von Kreditportfolios. Unsere 

Förderbank, die BayernLabo, ergänzt diese Leistungen durch ihr Angebot zins-

günstiger Kommunalkredite und spezieller kommunaler Förderprogramme. 

Sie möchten uns und unser Angebot persönlich kennenlernen? Dann wenden 

Sie sich für weitere Informationen an uTelefon +49 89 2171-22013

d
-u
n
d
-s

Unser Service für

Intelligente Lösungen für 
bayerische Kommunalkunden

BayernLB:

Absatzrekord 
bei Gold und Silber

2015 rund 768 Tonnen 
an physischen Edelmetallen gehandelt

München/Nürnberg – Die BayernLB hat im vergangenen Jahr
im Edelmetallgeschäft einen Absatzrekord erzielt. „Wir haben
2015 mehr Münzen und Barren an unsere Kunden geliefert als
je zuvor“, sagte Michael Eubel, Leiter der Abteilung Sorten &
Edelmetalle der BayernLB in Nürnberg. Die Bank handelte
rund 768 Tonnen an physischen Edelmetallen, das entspricht
dem Gewicht von 40 vollbesetzten Reisebussen.

Vor allem die Nachfrage nach
Investment-Silber war 2015 hoch,
hier hat die BayernLB mit 719,7
Tonnen weit mehr als doppelt
so viel umgesetzt wie im Vor-
jahr (302 Tonnen). Auch bei
Goldmünzen und -barren konn-
te die Bank einen Anstieg ver-
zeichnen, der Absatz erhöhte
sich hier um gut 6 auf 47,9 Ton-
nen. Favoriten der Kunden wa-
ren Silbermünzen mit einem
Gewicht von einer Unze (31,1
Gramm), vor allem der kanadi-
sche Maple Leaf. Bei Gold wa-
ren Barren und Krügerrand-
Münzen am gefragtesten. 

Erweiterte Kapazitäten
und Dienstleistungen

„Als einer der führenden
Großhändler von physischen
Edelmetallen im deutschsprachi-
gen Raum haben wir in den ver-
gangenen Jahren unsere Ver-
triebskraft und unser Servicean-
gebot stetig ausgebaut. Speziell
für Sparkassenkunden haben wir
eine Online-Banking-Lösung ent-
wickelt, mit der sich Edelmetalle
und Sorten rund um die Uhr be-
stellen lassen“, erklärt Dr. Edgar
Zoller, stellvertretender Vor-

standsvorsitzender der BayernLB
und unter anderem verantwort-
lich für das Sparkassengeschäft
der Bank. Durch die Eröffnung
ihres Nürnberger Kompetenzzen-
trums im Jahr 2013 hat die Bay-
ernLB zudem ihre Kapazitäten
und Dienstleistungen im Sorten-
und Edelmetallgeschäft deutlich
erweitert und die Voraussetzung
dafür geschaffen, das steigende
Handelsvolumen logistisch abzu-
wickeln.

Das Kompetenzzentrum für
Sorten und Edelmetalle der
BayernLB in Nürnberg hat
mehr als 400 Münzen und Bar-
ren im Sortiment, die bei den
wichtigen Präge- und Scheide-
anstalten weltweit direkt geor-
dert werden. 

Die BayernLB beliefert ins-
besondere Sparkassen, privat-
wirtschaftliche Unternehmen
und andere Banken. Ein direkter
Verkauf an Endkunden findet
nicht statt, da die Bank am
Markt als Großhändler auftritt.
In Kooperation mit den Spar-
kassen kauft die BayernLB zu-
dem als erste Bank in Deutsch-
land flächendeckend Altgold
wie Schmuck oder Medaillen
von Kunden an.

Finanzminister Söder:

EU-Geld nach Bayern holen
Übergabe von Förderbescheiden für Projekte im Freistaat

Das Heimatministerium unterstützt mit einem einzigartigen För-
derprogramm Unternehmen und Kommunen sowie Forschungs-
und Netzwerkeinrichtungen dabei, EU-Fördermittel zu erhalten.
„Ziel ist, da zu helfen, wo Hilfe am dringendsten benötigt wird: in
der Vorbereitungsphase für sehr aufwändige und zeitintensive EU-
Projektanträge füreuropäische Zusammenarbeit. Wir fördern und
beraten gezielt bayerische Antragsteller bei der Vorbereitung erst-
klassigerAnträge für ihre Projektidee. Wir leisten Hilfe im europäi-
schen Wettbewerb um Fördergelder. Wir wollen europäische Förd-
ergelder für Projekte mit bayerischer Beteiligung ermöglichen“,
stellte Finanz- und Heimatminister Dr. Markus Söder anlässlich
der Übergabe von Förderbescheiden „Start Transnational!“ an Zu-
wendungsempfänger aus öffentlichen und privaten Institutionen
sowie Kommunen in München fest. 

Vier Projekte in München er-
hielten insgesamt eine Förderung
in Höhe von rund 58.800 Euro.
Die Ifuplan - Institut für Umwelt-
planung und Raumentwicklung
bekam rund 7.000 Euro für das
Projekt „ALPES - Erfassung und
Nutzung von Ökosystemleistun-
gen für nachhaltige Raum- und
Gesellschaftsentwicklung“. Das
Projekt: „LOS DAMA! - Inter-
kommunale Zusammenarbeit bei

der Landschafts- und Freiraument-
wicklung im stadtnahen Gebiet“
des Referats für Arbeit und Wirt-
schaft der Landeshauptstadt wird
mit 22.500 Euro gefördert. 

TU München

Der Lehrstuhl für Hydrologie
der TU München erhielt rund
8.400 Euro für das Projekt „GRE-
TA - Nutzung oberflächenna-

her Geothermie im Alpenraum“.
Die TUM-Tech GmbH, ein Trans-
ferunternehmen zwischen Wissen-
schaft und Wirtschaft der Univer-
sität München (TU), wird mit
21.000 Euro für das Projekt „SUS-
HYDRO - Wasserkraftnutzung an
Flüssen im Donauraum - Konzep-
te und Realisierung“ unterstützt.

Die Energie- und Umweltzen-
trum Allgäu gGmbH eza! (Ener-
gie- und Förderberatung) in
Kempten empfing insgesamt eine
Förderung in Höhe von rund
19.000 Euro. Deren Projekte 
„DEAR“ und „PEACE_Alps“ be-
fassen sich mit regionalen Ener-
giekonzepten und kommunalen
Klimaschutzkonzepten. 

Hochschule Rosenheim

Die Hochschule Rosenheim
freut sich über eine Förderung in
Höhe von 13.000 Euro für das
Projekt „SmartAlps - Stärkung
des Alpenraums durch Verbesse-
rungen im Ausbildungsbereich“.
Die Technische Hochschule Ingol-
stadt erhielt eine Förderung in
Höhe von 20.475 Euro für das
Projekt „DRIS 1 -Entwicklung ei-
ner intermodalen Güterverkehrs-
struktur im Donauraum“. 

Regio Augsburg Wirtschaft
GmbH

Die Regio Augsburg Wirtschaft
GmbH - Wirtschaftsförderungsge-
sellschaft wurde mit einer Förde-
rung in Höhe von 24.000 Euro für
das Projekt „RE-SYS“, in dem die
Ressourceneffizienz in Klein- und
Mittelständischen Unternehmen in
Nordwesteuropa gesteigert wer-
den soll, bedacht.

Das Landratsamt Passau  erhielt
wiederum eine Förderung in Höhe
von 19.280 Euro für das Projekt
„Danubeparks Connected - die
Schaffung eines lückenlosen Bio-
topkorridors entlang der Donau“
in Kooperation mit dem Land-
ratsamt Neuburg-Schrobenhausen
und der Stadt Ingolstadt. 

Um grenzüberschreitende nach-
barschaftliche Kooperationen in
Projekten der Zusammenarbeit zu
stärken, hat Bayern ein einzigarti-
ges und innovatives Unterstüt-
zungsprogramm für bayerische
Akteure aufgelegt. Söder: „Kein
anderes Bundesland unterstützt sei-
ne Projektträger in dieser Weise.“

Bayern ist an den europäischen
Kooperationsräumen Alpenraum,
Donauraum, Mitteleuropa und
Nordwesteuropa beteiligt. Seit
Mai 2015 ist die neue Förderricht-
linie des Bayerischen Staatsmini-
steriums der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat in Kraft,
um mit vielen und qualitativ hoch-
wertigen Anträgen in den europäi-
schen Wettbewerb zu gehen. Da-
bei erfolgt eine großzügige, un-
bürokratische und zielgerichtete
Hilfe durch Know-how und eine
Förderung der anfallenden Kosten
in Höhe von bis zu 90 Prozent.
Gefördert wird Räumliche Ent-
wicklung mit regionalem Fokus
und europäischem Anspruch. 

Übergeordnete Ziele

Die bisher umgesetzten Vorha-
ben bearbeiten Themen wie Ver-
besserung der staatenübergreifen-
den medizinischen Versorgung,
Innovation im Verkehr etwa durch
intelligente Nutzung energiespa-
render Verkehrstechnologien oder
Erhöhung der Wettbewerbsfähig-
keit europäischer Regionen etwa
durch Aktivierung des touristischen
Potentials ländlicher Gebiete. Die
Zusammenarbeit verfolgt überge-
ordnete Ziele: Nachhaltige und
ausgewogene Entwicklung der 
jeweiligen Kooperationsräume,
Stärkung der internationalen Wett-
bewerbsfähigkeit von Regionen
und Planung und Vorbereitung ge-
meinsamer Investitionen.

Landesbank wird hochgestuft
Besseres Rating durch Moodys 

„Die BayernLB wird hochgestuft“, freute sich Finanzminister Dr.
Markus Söder. „Die Sanierung schreitet erfolgreich voran. Das wird
auch von Ratingagenturen honoriert“, so Söder weiter. Das verbes-
serte Rating bringt wichtige, auch wirtschaftliche Vorteile für die
Bank, zum Beispiel tendenziell günstigere Konditionen bei der Re-
finanzierung. Moodys hatte das langfristige Emittentenrating von
A3 auf A2 angehoben. Gleichzeitig wurde der Ratingausblick von
„negativ“ auf „stabil“ hochgestuft. 

In mehreren Schritten wurden die Altlasten der Landesbank suk-
zessive aufgelöst. Erst im November hatten Söder und der öster-
reichische Finanzminister eine Generalbereinigung zur weitgehen-
den Beilegung des Rechtsstreits in Sachen HETA unterzeichnet.
Nur wenige Stunden nach Unterzeichnung überwies Österreich
1,23 Milliarden Euro an den Freistaat. „Der Kauf der HGAA war
der größte Fehler in der bayerischen Nachkriegsgeschichte. Wir ha-
ben die Wunde geschlossen, aber Narben bleiben natürlich“, sagte
Söder. Zuvor wurde bereits das ABS-Portfolio der Landesbank mit
Gewinn für den Freistaat verkauft und die ungarische Tochter MKB
an den ungarischen Staat verkauft.

BayernLB beim 
„Euromoney Central and

European Forum“ in Wien
Als einer der großen Unter-

nehmenskreditgeber hat die
BayernLB erneut am „Euromo-
ney Central and European Fo-
rum“ in Wien teilgenommen. 

Mehr als 1.000 Repräsentan-
ten der wichtigsten Finanzinsti-
tutionen, Investoren und Markt-
teilnehmer trafen sich dort am
19. und 20. Januar, um ihre
Geschäftsbeziehungen zu stär-
ken und die Herausforderun-
gen und Entwicklungen in der
mittel- und osteuropäischen
Region zu diskutieren.

Etablierter Akteur

Als „Bank der deutschen
Wirtschaft“ präsentierte die
BayernLB ihr Know-how unter
anderem in den Bereichen Ex-
port und Handelsfinanzierun-
gen. In den vergangenen Jahren
hat die BayernLB Exportfinan-
zierungen für eine Reihe von
Projekten deutscher Unterneh-
men getätigt, speziell in den Be-
reichen Maschinenbau, Wind-
parks und Solaranlagen. Mitt-
lerweile ist die BayernLB ein
etablierter und wichtiger Akteur
bei der Finanzierung erneuerba-
rer Energieprojekte.

Netzwerk 
weiter ausgebaut

Auf dem diesjährigen Bran-
chentreff baute die BayernLB
ihr Netzwerk weiter aus. Der Fi-
nanzdienstleister verfügt über
sieben Büros in ganz Deutsch-
land. Darüber hinaus hat die
BayernLB im Ausland Nieder-
lassungen in London, Paris,
Mailand und New York. Welt-
weit arbeitet sie mit mehr als
3.000 Banken zusammen.

Finanzmarktregulierung:

Europäisches Parlament 
mahnt Überprüfung an

Das Europäische Parlament hat die EU-Kommission aufgefor-
dert, einen regelmäßigen Regulierungs-Check vorzunehmen. Damit
sollen die kumulativen Auswirkungen der EU-Vorschriften für Fi-
nanzdienstleister alle fünf Jahre umfassend quantitativ und qualitativ
bewertet werden. So sollen Mängel und Rechtslücken ermittelt und
stabile Grundlagen für den fairen Wettbewerb und die Entwicklung
der Wirtschaft gewährleistet werden. 

Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands Bayern, un-
terstützt diese Forderung mit Nachdruck: „Uns erscheint eine um-
fassende Analyse und Überprüfung der Regelungen vor allem auch
im Zuge der Integration des europäischen Kapitalmarkts mehr als
sinnvoll. Dass nach der Finanzmarktkrise verschärfte Regelungen
für den Bankensektor erforderlich waren, ist unbestritten. Aber die
Flut an Regulierungen, die uns jetzt aus Brüssel, Basel, Berlin und
Bonn trifft, führt vor allem kleine und mittlere Institute an die Gren-
zen ihrer Management- und Mitarbeiterkapazitäten.“

Innovative Leasingstruktur
für Nahverkehrszüge 

Die DAL Deutsche Anlagen-Leasing GmbH & Co. KG, die 
BayernLB, die Crédit Agricole CIB sowie die Helaba haben ge-
meinsam eine bedeutende Finanzierungstransaktion im Schienen-
personennahverkehr umgesetzt. Der Hessischen Landesbahn
GmbH, einem der wichtigsten Verkehrsbetreiber des Schienenper-
sonennahverkehrs in Hessen, wird so ab Dezember 2018 erstmals
der Betrieb von Zügen im sogenannten E-Netz Südhessen-Unter-
main ermöglicht, das sich auf die Bundesländer Hessen, Bayern
und Rheinland-Pfalz erstreckt. 

Die Strecken wurden zuvor von
der DB Regio AG, einer Tochter-
gesellschaft der Deutschen Bahn
AG, betrieben und im Rahmen der
1994 in Deutschland begonnenen
Öffnung des Schienenpersonen-
nahverkehrs auch für private Ei-
senbahnverkehrsunternehmen
durch die beteiligten Aufgabenträ-
ger neu ausgeschrieben. 

Die Investition umfasst 30 neue
elektrische Nahverkehrszüge des
Typs Coradia Continental des Her-
stellers Alstom Transport Deutsch-

land GmbH. Die Laufzeit des Ver-
kehrsvertrages beträgt 15 Jahre
und endet im Dezember 2033. 

Das Projekt wurde über die
DAL Structured Finance GmbH
strukturiert. Ein Bankenkonsorti-
um, bestehend aus BayernLB,
Crédit Agricole CIB und Helaba,
stellt die erforderlichen langfristi-
gen Finanzierungsmittel zur Ver-
fügung. Diese Mittel in Höhe von
ca. 160 Mio. Euro werden für eine
im Mobilien-Leasing neue und in-
novative Struktur bereitgestellt.
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BVR und DSGV:

Gegen Vergemeinschaftung 
der Einlagensicherung

Falsche Anreize hinsichtlich wirtschaftlicher Verantwortung,
Schwächung des Verbraucherschutzes und der Position der Sparer
sowie eine unzureichende Rechtsgrundlage – das sind aus Sicht des
Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenban-
ken (BVR) und des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes
(DSGV) wichtige Argumente, die gegen den Vorstoß der EU-Kom-
mission zur Vergemeinschaftung der Einlagensicherung in der Eu-
ropäischen Union (EU) sprechen. Beide Verbände haben nun ein
Positionspapier vorgelegt, in dem sie sich detailliert mit dem Vor-
stoß der EU-Kommission auseinandersetzen.

„Wir sprechen uns klar gegen
das Vorhaben einer Vergemein-
schaftung der Einlagensicherung
innerhalb der Eurozone aus. Es
widerspricht dem marktwirtschaft-
lichen Prinzip der Eigenverant-
wortung, wenn die hiesigen
Schutzsysteme für Spareinlagen in
anderen Mitgliedsstaaten haften,
ganz ohne die Möglichkeit, Risi-
ken kontrollieren zu können“, so

BVR-Präsident Uwe Fröhlich. Die
dritte Säule der Bankenunion sei
mit der bereits geltenden EU-Ein-
lagensicherungsrichtlinie vollen-
det, die auch institutsschützende
Systeme wie das der deutschen
Genossenschaftsbanken und Spar-
kassen anerkennt und für ein ein-
heitliches Einlagenschutzniveau
in Europa sorgt. Der Gesetzgeber
müsse nun dafür sorgen, dass die-

se Richtlinie auch von allen Mit-
gliedsstaaten der EU umgesetzt
werde.

Flächenbrand vermeiden

„Misstrauen ist ansteckend und
kann einen Flächenbrand hervor-
rufen. Ein stabiles Finanzsystem
braucht daher Brandschutzmau-
ern. Deswegen sind wir für den
Erhalt der EU-Einlagensicherung
in der jetzigen Form und ge-
gen eine Vergemeinschaftung der 
Systeme“, erklärt Georg Fahren-
schon, Präsident des DSGV. „Wer
die eigenen Banken und Steuer-
zahler entlasten will, darf stattdes-
sen nicht die Sicherungsmittel für
Sparer in anderen Ländern bean-
spruchen. Europa darf nicht zur
Chiffre für den Griff in die Taschen
anderer werden.“

Im Positionspapier von BVR
und DSGV warnen die Verbände
vor einer Transferunion, die auf-
grund der sehr unterschiedlichen
wirtschaftlichen Ausgangsbedin-
gungen der einzelnen Mitglieds-

staaten zu befürchten ist. Stattdes-
sen solle die politische Union in
Europa vorangetrieben werden.
Ohne politische Union erscheint
die angestrebte Vergemeinschaf-
tung zweifelhaft, die Union würde
noch anfälliger für Destabilisie-
rungen und ernste Konflikte. Auch
stellt die erwogene Vergemein-
schaftung einen Eingriff in die
Kunde-Bank-Beziehung dar, denn
es könnte eine Haftungskaskade
ausgelöst werden, die letztlich zu
Lasten der Sicherungsmittel für
Einleger und Sparer endet.

Ein wichtiger Punkt ist außer-
dem, dass die Vergemeinschaftung
für ganz Europa gefährliche
Fehlanreize („moral hazard“)
setzt. Für die einzelnen Volkswirt-
schaften besteht keine Motivati-
on, sich zu verbessern, wohl wis-
send, dass sie im schlimmsten
Fall auf die Mittel der zentralen
Einlagensicherung zugreifen kön-
nen. Auch ignorieren die Kom-
missionsvorschläge die unter-
schiedlichen Geschäftsmodelle
und Risikoprofile der in Europa
tätigen Banken, so dass regionale
Institute mit denselben Maßstäben
gemessen werden wie globale sy-
stemrelevante Banken. Instituts-
schützende Systeme und jegliche
Art präventiver Maßnahmen wer-
den in die Überlegungen der EU-
Kommission an keiner Stelle mit-
einbezogen.

Netzer begrüßt Haltung des Bundesrats
Der Bundesrat hat die Pläne für die Errichtung eines gemeinsa-

men Europäischen Einlagensicherungssystems abgelehnt. Die
Bundesregierung solle sich vielmehr dafür einsetzen, dass die be-
reits beschlossenen Maßnahmen in allen Mitgliedsstaaten umge-
setzt werden. Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands
Bayern, sieht damit erneut die Haltung der Sparkassen bestätigt:
„Der Bundesrat sieht wie wir, dass ein gemeinsames Einlagensi-
cherungssystem das Vertrauen wohl in den Ländern erhöhen wür-
de, die über keine funktionierenden Einlagensicherungssysteme
verfügen. Für Länder wie Deutschland aber gilt das Gegenteil –
hier wird das Vertrauen der Sparer gefährdet!“ Zum Schutz eu-
ropäischer Banken auf Mittel zuzugreifen, die für die Sicherung
bayerischer Sparer gebildet wurden, sei deshalb auch für die
bayerischen Sparkassen nicht akzeptabel.

Landrat Franz Meyer, Vorsitzender des Sparkassenbezirksver-
bandes Niederbayern und Obmann der niederbayerischen und
bayerischen Sparkassen, Direktor Walter Strohmaier. (v.l .).

Sparkassenbezirksverband Niederbayern:

Deutsche und bayerische
Spargroschen schützen!

Die EU Kommission hat im November 2015 einen Vorschlag für
eine einheitliche europäische Einlagensicherung vorgelegt. Die dar-
in angestellten Überlegungen betrachtet derSparkassenbezirksver-
band Niederbayern mit großer Sorge. Denn viele Menschen in
Deutschland und Bayern sind und werden dadurch sehr verunsi-
chert, betonten Landrat Franz Meyer, Vorsitzender des Sparkas-
senbezirksverbandes Niederbayern, und der Obmann der nieder-
bayerischen und bayerischen Sparkassen, Walter Strohmaier, nach
einer Sitzung des Sparkassenbezirksverbandsvorstands in Bad
Birnbach.

Deutschland hat neben dem
Einlagensicherungssystem um-
fangreiche Institutssicherungssy-
steme, die den Schutz des gesam-
ten Instituts und damit auch die
Einlagen garantieren. Diese Syste-
me werden bereits seit Jahrzehnten
mit entsprechenden Beiträgen
durch die Institute finanziell aus-
gestattet. 

Die nun von der EU Kommissi-
on vorgesehene Vergemeinschaf-
tung vorhandener Einlagensi-
cherungssysteme wird das Ver-
trauen der Bürger in Deutsch-
land und Bayern dauerhaft be-
schädigen. Gerade in der derzei-
tigen politischen Situation der
EU ist aber eine weitere Verunsi-
cherung der Bürger unbedingt zu
vermeiden, so beide gegenüber
den Medien.

Nach Ansicht des Sparkassen-
bezirksverbands Niederbayern
liegt es in der Verantwortung jedes
einzelnen Mitgliedsstaates, seine
Sicherungssysteme auf- bzw. aus-
zubauen. Hier haben einige Län-
der sowieso noch deutlichen
Nachholbedarf, da diese noch
nicht einmal ein nationales Siche-
rungssystem installiert haben. Es
kann also auf gar keinen Fall sein,
dass der Spargroschen deutscher
und bayerischer Sparerinnen und
Sparer zur Sicherung ausländi-

scher Banken, auf deren Ge-
schäftspolitik kein Einfluss ge-
nommen werden kann, zweckent-
fremdet wird. Dafür fehlt den
deutschen und bayerischen Spa-
rerinnen und Sparern jedes Ver-
ständnis, betonte der Straubinger
Sparkassen-Chef Strohmaier. Viel-
mehr gelte es das Vertrauen in die
Sicherheit der Spareinlagen und in
die Stabilität der nationalen Fi-
nanzwirtschaft zu stärken. 

Der Passauer Landrat Franz
Meyer fordert daher die Mitglieder
des Europäischen Parlaments auf,
sich gegen solche Pläne auszu-
sprechen. Wir unterstützen den
Deutschen Bundestag, die Bun-
desregierung und die Bayerische
Staatsregierung in ihrer ablehnen-
den Haltung gegenüber den
Kommissionsplänen und erwar-
ten, dass sie sich weiterhin für die
in Deutschland bestehenden ge-
setzlichen Sicherungseinrichtun-
gen der privaten und öffentlichen
Banken sowie die institutssi-
chernden Einrichtungen des Spar-
kassen- und auch Genossen-
schaftssektors einsetzen. Diese Po-
sitionierung von deutscher Seite
im Interesse der deutschen und
bayerischen Sparerinnen und
Sparer muss konsequent fortge-
führt werden, forderten Meyer
und Strohmaier unisono.

V. l.: Dr. Astrid Pellengahr (Leiterin der Landesstelle für die
nichtstaatlichen Museen in Bayern), Jürgen Mück (Direktor
der Sparkasse Murnau), Dr. Ingo Krüger (Geschäftsführender
Vorstand der Bayerischen Sparkassenstiftung), Dr. Monika
Kania-Schütz (Leiterin der oberbayerischen Freilichtmuseen
Glentleiten und Amerang), Josef Koch (Direktor und Vor-
standsvorsitzender der Vereinigten Sparkassen im Lkr. Weil-
heim i. OB), Maximilian Keck (Projektleiter im Freilichtmuse-
um Glentleiten) und Anna Göpfert (Projektmitarbeiterin) -
hier: Freilichtmuseum Glentleiten.

Freilichtmuseum Glentleiten:

Inklusives Angebot im
neuen Präsentationskonzept

Mit Unterstützung der Bayerischen Sparkassenstiftung und den
Vereinigten Sparkassen im Landkreis Weilheim i. OB beginnt die
Neupräsentation des Wagnerhäusls aus Brandstätt (Lkr. Rosen-
heim). Das Haus wird ab dem Frühjahr nämlich als inklusives An-
gebot zur Verfügung stehen. Mittels Hörstationen und vieler tast-
barer Objekte soll der Besuch des Gebäudes sowohl sehenden als
auch blinden und sehbehinderten Besuchern begreifbar machen,
wie das Leben in einem Kleinanwesen während der 2. Hälfte des
19. Jahrhunderts war.

Inklusion meint, dass alle Men-
schen, egal ob mit oder ohne kör-
perliche oder geistige Einschrän-
kung, am gesellschaftlichen Leben
teilhaben können. Für die Glentlei-
ten ein Grund, sich verstärkt mit
Barrierefreiheit und Co. auseinan-
derzusetzen. „Zwar wissen wir,
dass unser Museumsgelände und
die historischen Häuser nie gänz-
lich barrierefrei sein werden, doch
können wir viele Dinge tun, um
unser Museum zumindest ein
Stück weit barriereärmer zu ma-
chen und somit auch Menschen
mit Behinderung den Zugang zu
erleichtern“, sagt Dr. Monika Ka-
nia-Schütz, die Leiterin der Ein-
richtung. Das Wagnerhäusl ist ein
wichtiger Baustein auf diesem
Weg. Alle Informationen werden
den Besuchern über das so ge-
nannte 2-Sinne-Prinzip vermittelt.
Erkundet beispielsweise ein Blin-
der das Haus, so nimmt er die In-
formationen auf, weil Tastsinn und
Gehör den fehlenden bzw. einge-
schränkten Sehsinn kompensie-
ren. Deshalb dürfen im Wagner-

häusl alle Objekte berührt werden
- anfassen ist also ausdrücklich er-
wünscht - und Audiostationen ver-
tiefen Informationen. Texttafeln
werden sowohl mit erhabenen und
damit tastbaren Buchstaben als
auch mit Blindenpunktschrift ver-
sehen sein.

Für die Finanzierung des Vor-
zeigeprojekts suchte das Freilicht-
museum einen Sponsor und fand
ihn in der Bayerischen Sparkas-
senstiftung und den Vereinigten
Sparkassen im Landkreis Weil-
heim i. OB. Das Projekt kostet ins-
gesamt etwa 70.000 Euro. 20.000
Euro stammen von der Bayeri-
schen Sparkassenstiftung, 10.000
Euro von den Vereinigten Spar-
kassen im Landkreis Weilheim i.
OB. Beteiligt sind zudem der
Freundeskreis Freilichtmuseum
Südbayern, der Bezirk Oberbay-
ern sowie die Landesstelle für die
nichtstaatlichen Museen in Bay-
ern. Der Bayerische Blinden- und
Sehbehindertenbund steht dem
Museum darüber hinaus beratend
zur Seite.

Konzern Versicherungskammer Bayern:

Erfolgreiches 
Geschäftsjahr 2015

Ertragreiches Wachstum in allen Sparten 
Marktposition in allen Geschäftsfeldern deutlich ausgebaut

Der Konzern Versicherungskammer Bayern (VKB) blickt auf ein
erfolgreiches Geschäftsjahr 2015 zurück. Nach den vorläufigen Ge-
schäftszahlen liegt das Beitragsvolumen im gesamten Versiche-
rungsgeschäft bei 7,60 (7,27) Mrd. Euro; das entspricht einem Plus
von 4,6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Im selbst abgeschlossenen
Versicherungsgeschäft betragen die Beitragseinnahmen 7,54 (7,21)
Mrd. Euro. Der Kapitalanlagenbestand des Konzerns VKB wächst
auf rund 48,0 (45,5) Mrd. Euro. „Das Neu- und Bestandsgeschäft
konnten wir über alle- Sparten und Kundengruppen steigern. Un-
ser Ziel, ertragreich zu wachsen, haben wir damit erneut erreicht.
Dazu haben alle Vertriebswege beigetragen“, erklärt Dr. Frank
Walthes, Vorsitzender des Vorstands des Konzerns VKB.

In der Schaden- und Unfallver-
sicherung steigen die Beiträge des
Konzerns VKB um 6,9 Prozent
auf 2,32 (2,17) Mrd. Euro. Die
Kompositversicherer des Kon-
zerns VKB zeigen ein starkes
Wachstum in allen Branchen, vor
allem im Kerngeschäft der Wohn-
gebäudeversicherung. Auch das
Geschäftsmodell der Reiseversi-
cherung entwickelt sich durch die
enge Zusammenarbeit mit den
Sparkassen gut. Die Bruttoscha-
denquote wird aufgrund der Ku-
mulschadenereignisse des ersten
Halbjahres bei etwa 70,9 (67,8)
Prozent liegen; die kombinierte
Schaden-Kosten-Quote brutto bei
voraussichtlich 95,5 (91,9) Pro-
zent. 

Die Krankenversicherer der
Sparkassen-Finanzgruppe, die
Bayerische Beamtenkrankenkasse
und die UKV - Union Kranken-
versicherung, steigern die gebuch-
ten Bruttobeiträge um voraussicht-
lich 1,3 Prozent auf 2,26 (2,23)
Mrd. Euro. Besonders gut hat sich
wiederum das Geschäft in der Zu-
satzversicherung entwickelt. Die
Bayerische Beamtenkrankenkasse
und die UKV sind gemeinsam
in der Krankenzusatz- und in der
privaten Pflegezusatzversiche-
rung der zweitgrößte private Versi-
cherer in Deutschland.

Die Beitragseinnahmen der Le-
bensversicherer des Konzerns

VKB steigen um 5,5 Prozent und
liegen voraussichtlich bei 2,96
(2,81) Mrd. Euro. Die laufenden
Neubeiträge steigen gegenüber
dem Vorjahr deutlich. 

Im Neugeschäft konnten mit
der zu Jahresbeginn 2015 neu
eingeführten, modernen Renten-
versicherung (Rente Plus) bei
der Bayern-Lebensversicherung
bis Ende November bereits rund
14.000 Abschlüsse verzeichnet
werden. Sie sichert sowohl den
Erhalt der eingezahlten Beiträge
als auch eine garantierte Min-
destrente. Gegenüber einer klas-
sischen Rentenversicherung bie-
tet sie zudem die Chance auf eine
höhere Gesamtverzinsung. 

Bei der Bayern-Versicherung,
dem größten Lebensversicherer
des Konzerns VKB, erhalten Kun-
den auch 2016 eine überzeugende
Gesamtverzinsung für Neuverträ-
ge gegen laufenden Beitrag. Sie
beträgt bis zu 3,5 Prozent bei Ren-
te Plus. Diese setzen sich zu-
sammen aus der laufenden Über-
schussbeteiligung in Höhe von 2,8
Prozent sowie den Schlussüber-
schüssen inklusive Mindestbeteili-
gung an den Bewertungsreserven
in Höhe von 0,7 Prozent. 

Für neue Verträge gegen Ein-
malbeitrag beträgt die Gesamtver-
zinsung des Sparanteils nach dem
Tarif Rente Plus unverändert bis
zu 3,3 Prozent. 

LBS Bayern mit neuem Bauspar-Rekord
Die LBS Bayern hat 2015 das

stärkste Bauspar-Neugeschäft ih-
rer über 85-jährigen Unterneh-
mensgeschichte erzielt.

Im vergangenen Jahr wurden
neue Bausparverträge mit einer
Summe von 8,8 Milliarden Euro
abgeschlossen. Dies entspricht ei-
ner Steigerung gegenüber dem
Vorjahr von 8,2 Prozent. Der bishe-
rige Spitzenwert war 2012 mit 8,4
Milliarden Euro erreicht worden.

Die durchschnittliche Bauspar-
summe pro Vertrag hat 2015 mit
46.800 Euro ebenfalls einen Re-
kordwert erreicht. Im Vorjahr hat-
te die durchschnittliche Bauspar-
summe bei 37.600 Euro gelegen.

Darin spiegelt sich wider, dass im-
mer mehr Bausparverträge be-
reits beim Abschluss mit einer
konkreten Immobilienfinanzie-
rung verknüpft sind, für die ten-
denziell höhere Bausparsummen
abgeschlossen werden. 

Auch Besitzer älterer Bauspar-
verträge können von den derzeit
historisch niedrigen Zinsen pro-
fitieren, wenn sie eine Immobili-
enfinanzierung realisieren wol-
len. Die LBS Bayern bietet Kun-
den mit Altverträgen den Um-
stieg in das aktuelle Tarifwerk
oder den Abschluss einer Sofort-
finanzierung zu derzeit gelten-
den Konditionen an.

Stabübergabe an der Spitze des GVB-Verbandsrats:

Altmüller trat die Nachfolge von Irtel an
Zum 1. Januar 2016 über-

nahm Wolfgang Altmüller den
Vorsitz des GVB-Verbandsrats.
Zugleich wurde der Vorstands-
vorsitzende der VR meine Raif-
feisenbank mit Sitz in Altötting
ehrenamtlicher Verbandspräsi-
dent. Altmüller folgte in beiden
Funktionen auf Konrad Irtel,
der zum Jahreswechsel in den
Ruhestand eintrat.

Der 49-jährige Altmüller ist
seit dem Jahr 2009 oberbayeri-
scher GVB-Bezirkspräsident
und damit auch Mitglied des

Verbandsrats. Er engagiert sich
darüber hinaus in weiteren Gre-
mien der Genossenschaftsorga-
nisation. Dazu zählen neben
dem Verbandsrat des Bundes-
verbands der Deutschen Volks-
banken und Raiffeisenbanken
(BVR) die Aufsichtsräte der
BayWa AG und der Fiducia &
GAD IT AG. Für die VR meine
Raiffeisenbank ist Altmüller seit
1999 tätig. Zum Vorstandsvor-
sitzenden der oberbayerischen
Kreditgenossenschaft wurde er
2005 ernannt.
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Städte und Gemeinden gestalten die Zukunft für Bürgerinnen und Bürger. Die KE 
 unterstützt seit 1972 Städte, Gemeinden und Landkreise bei der Stadtentwicklung,  
Stadt- und Dorferneuerung, Baulandentwicklung, Konversion und Projektentwicklung. 

Bürgerbeteiligung gehört zu unserem Selbstverständnis. Transparente Verfahren,  offene 
Kommunikation und kom munales  Know-how sind die Basis erfolgreicher Projekte in 
mehr als 500 Kommunen in Süddeutschland. Wir denken voraus und arbeiten für 
praxis gerechte Lösungen in allen aktuellen Aufgabenstellungen. Partnerschaftlich mit 
Ihnen und für Sie. Fragen Sie uns!

KE – Partner der Kommunen

LBBW Immobilien Kommunalentwicklung GmbH  
Fritz-Elsas-Str. 31, 70174 Stuttgart, Tel. 0711 6454-0, Fax 0711 6454-2100 
Regionalbüros in Karlsruhe, Freiburg, Ulm, Heilbronn, Donaueschingen  
www.kommunalentwicklung.de

Kommunalentwicklung GmbH

Herausforderung 
Stadtentwicklung

Das Geschäftsfeld Pre-Development 
am Beispiel der Konversion Leighton Barracks Würzburg 

Die Stadt Würzburg erwarb im Dezember2012 nach überhundert-
jähriger militärischer Nutzung 95 Hektar der Leighton Barracks
von derBundesanstalt für Immobilienaufgaben. Auf derFläche soll
ein neuer Stadtteil entstehen, 2018 findet auf einer Teilfläche von 
ca. 27 Hektar zudem die bayerische Landesgartenschau statt.

Im November 2012 beauftrag-
te die Stadt die LBBW Immo-
bilien Kommunalentwicklung
GmbH mit der Gesamtsteue-
rung, dem Stadtumbaumanage-
ment, der Konversion. 

Eine zentrale Aufgabe der KE
ist hierbei vor allem die Steue-
rung des Pre-Developments. Es
umfasst den Rückbau der Be-

standsgebäude und Versiegelungs-
flächen, die Beseitigung von Altla-
sten sowie die Suche und Räu-
mung von Kampfmitteln. 

Die erforderlichen Ingenieur-
leistungen werden von einem
Generalplaner erbracht, der über
ein aufwändiges VOF-Verfahren
ausgewählt wurde. Die KE erar-
beitete hierfür das Leistungsver-

zeichnis, erforderliche Massen-
ermittlungen wurden von einem
Ingenieurbüro zugearbeitet.

Abgestimmte
Ingenieurleistungen

Art und Umfang der benötig-
ten Ingenieurleistungen wurden
parallel mit den zuständigen Um-
weltbehörden und der Bun-
desanstalt für Immobilienaufga-
ben abgestimmt, die als Grund-
stücksverkäuferin über eine
kaufvertragliche Altlastenrege-

95 Hektar der Leighton Barracks konnte die Stadt Würzburg von der Bundesanstalt für Immo-
bilienaufgaben erwerben. Hier entsteht jetzt ein neuer Stadtteil. 

Zahlen und Fakten
Gesamtfläche städt. Anteil 
Leighton Barracks: ca. 95 ha
Anzahl der Rückbaugebäude: ca.100
Bruttorauminhalt Rückbaugebäude: ca. 500.000 m³
Flächenentsiegelung: ca. 30 ha 
Aushub von Böden im Zuge 
der Kampfmittelräumung: ca. 30.000 m³,
Aushub von Böden im Zuge 
der Erschließungsarbeiten: 120.000 m³
Beginn/Abschluss 
Pre-Development: Dez. 2012 - Dez. 2015

Weitere Informationen: Dieter Watolla, LBBW Immobilien
Kommunalentwicklung GmbH (KE), Tel.: 0711 64542135,
www.kommunalentwicklung.de

lung zur teilweisen Kostenüber-
nahme verpflichtet ist. Die KE
steuerte auch die Erarbeitung ei-
nes Kampfmittelräumkonzepts.

Enger Zeitrahmen

Als besondere Herausforde-
rung des Projekts erwies sich der
enge Zeitrahmen. Wegen der
Vorbereitungsarbeiten der Lan-
desgartenschau 2018 musste das
Pre-Development spätestens bis
Juni 2015 abgeschlossen sein.
Für alle Planungen, Ausschrei-
bungen und die Durchführung
des Pre-Developments verblie-
ben nach Abschluss des VOF-
Verfahrens im Dezember 2012
lediglich zweieinhalb Jahre. Um
die Aufgabe zu bewältigen, hat-
te die KE die Bearbeitung der
Gesamtfläche in fünf Losen
vorgesehen, die parallel von un-
terschiedlichen Rückbauunter-
nehmen bearbeitet werden
konnten.

Eine weitere Besonderheit des
Projekts ist, dass ein Teil der Er-
schließungsarbeiten und der Bau
einer Fernwärmeleitung zeit-
gleich zum Pre-Development
auf der Fläche beginnen mussten,
wodurch sich zahlreiche Schnitt-
stellen zu weiteren Akteuren 
ergaben. Um einen kollisions-
freien Baubetrieb zu gewähr-
leisten, steuerte die KE ab Januar
2013 die erforderlichen Abstim-
mungsprozesse mit dem Tief-
bauamt, der Gartenschaugesell-
schaft, dem Betreiber des Fern-
wärmenetzes und dem General-
planer Pre-Development. 

Weitere Abstimmungen waren
mit dem für die Vermarktung zu-
ständigen Fachbereich Immobi-
lienmanagement notwendig, um
die Übergabequalitäten und Ter-
mine von zukünftigen Baufel-
dern festzulegen. Bei sämtlichen
Koordinierungen wurde darauf

geachtet, dass im Sinne eines
möglichst effektiven Erdmas-
senmanagements die aus Pre-
Development und Erschließung
anfallenden Massen möglichst
auf der Konversionsfläche wie-
derverwertet werden.

Intensive technische
Erkundung

Bausubstanz und Böden wur-
den technisch intensiv erkundet,
die Kampfmittelbelastung der
Fläche mit 87 Testfelder à 25 m x
25 m untersucht. Ziel ist ein „se-
lektiver Gebäuderückbau“, der
im Ergebnis möglichst sorten-
reine, wiederverwertbare Abfall-
fraktionen liefern soll. Die Rück-
bauarbeiten wurden an insgesamt
drei Abbruchunternehmen verge-
ben. Seit Juni 2014 steuert die KE
die Rückbauarbeiten. Die wesent-
lichen Teile des Pre-Develop-
ments konnten Ende 2015 abge-
schlossen werden. Weitere Rest-
arbeiten wie zum Beispiel der
Rückbau temporär durch die Gar-
tenschau genutzter Gebäude er-
folgen ab Ende 2018.

Eingebettet ist die Steuerung
des Pre-Developments in die Ge-

samtkoordination des Stadtum-
baumanagements, in dem die
KE neben der Gesamtprojektlei-
tung auch Aufgaben für die Fi-
nanzsteuerung, Öffentlichkeits-
arbeit, städtebauliche Beratung
und Vermarktung übernimmt.
Erbracht werden diese Leistun-
gen in einem seit 2012 bestehen-
den Projektbüro in Würzburg.
Das gesamte Projektteam Kon-
version Würzburg umfasst bis zu
zehn Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern.

Passende Komplettlösungen

Als Maßnahmenträger, Ge-
schäftsbesorger, Treuhänder,
Dienstleister oder Erwerber ist
die KE spezialisiert auf die Rea-
lisierung neuer Stadtquartiere.
Durch ihre starke Stellung am
Immobilienmarkt und den pas-
senden Komplettlösungen zur
Entwicklung großflächiger Bra-
chen sind in den vergangenen
Jahren vielfältige neue Stadtteile
entstanden. Die Zusammenarbeit
erfolgt dabei oft mit Unterneh-
men aus dem LBBW-Verbund
sowie kommunalen und örtli-
chen Partnern.

Förderbilanz der LfAfür das Jahr 2015: 

2,1 Mrd. Euro an Darlehen
Nachfrage steigt trotz Niedrigzinsphase um 6,6 %

Die LfAFörderbank Bayern hat 2015 die Unternehmen und Kom-
munen im Freistaat mit 2,1 Mrd. Euro unterstützt. Das ist ein Zu-
wachs um rund 6,6 % gegenüber dem Vorjahr – trotz Zinstief am
Kapitalmarkt. Gerade die Gründungsförderung für junge Unter-
nehmer hat mit rund 25 % sprunghaft zugelegt. Insgesamt konn-
ten von den Fördervorteilen der staatlichen Spezialbank über 4.600
Mittelständler sowie Kommunen profitieren. 

„Gründerland Bayern ist weiter
auf Erfolgskurs. Über 1.500 Vor-
haben und 25 % mehr Zusagevo-
lumen in der LfA-Gründungsför-
derung bestätigen: Das verbesser-
te Förderangebot für Jungunter-
nehmer kommt da an, wo es ge-
braucht wird. So können noch

mehr Ideen in die Tat umgesetzt
werden und sich Gründer zu er-
folgreichen Mittelständlern eta-
blieren. Das stärkt unseren Wirt-
schaftsstandort nachhaltig“, so
Bayerns Wirtschaftsministerin und
LfA-Verwaltungsratsvorsitzende
Ilse Aigner.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvorsit-
zender der LfA, ergänzt: „Die För-
derbilanz zeigt: Auch bei niedri-
gen Zinsen am Kapitalmarkt ist
unser Angebot gefragt. Gründer
sowie kleine und mittlere Unter-
nehmen können sich nicht wie
Großunternehmen am Kapital-
markt finanzieren. Diesen Nach-
teil bei der Finanzierung von Inve-
stitionen gleichen wir mit unseren
günstigen und langfristigen För-
derkrediten aus. Rund 4.400 Mit-
telständler haben davon im letzten
Jahr profitiert.“

Die bayerischen Kommunen
haben 2015 das Angebot der LfA
zum Breitbandausbau intensiv
nachgefragt. Das Zusagevolumen
hat sich hier im Vergleich zum
Vorjahr mehr als verachtfacht. Da-
neben investierten Städte und Ge-
meinden mit Hilfe der LfA in In-
frastrukturprojekte in den Berei-
chen Verkehr, Ver- und Entsor-
gung oder Gewerbegebiete. Die
Kreditnachfrage für diese Zwecke
ist um über 50 % gestiegen.

MünchenerHyp Nachhaltigkeitsdarlehen: 

Das eigene Heim nachhaltig
und innovativ finanzieren 

Die Münchener Hypothekenbank eG unterstützt mit dem Mün-
chenerHyp Nachhaltigkeitsdarlehen umweltschonendes und ener-
gieeffizientes Bauen und Wohnen. Das neue Finanzierungsangebot
zeichnet sich durch seine breiten Verwendungsmöglichkeiten aus.
Es richtet sich an alle, die eine nachhaltige Immobilie bauen, 
kaufen, modernisieren, sanieren oder anschlussfinanzieren wollen.
Hinzu kommt, dass sich anders als bei manchen Förderdarlehen
das MünchenerHyp Nachhaltigkeitsdarlehen für die gesamte Fi-
nanzierung der Immobilie einsetzen lässt. 

„Immer mehr Menschen ist es
wichtig, nachhaltig zu leben, zu
planen und zu bauen. Wer aller-
dings auch die eigenen vier Wän-
de nachhaltig finanzieren möchte,
fand bislang nur ein sehr einge-
schränktes Angebot. Mit unserem
Nachhaltigkeitsdarlehen bieten
wir nun bundesweit eine ebenso
innovative wie einfache Finanzie-
rungslösung“, sagt Thomas Hüg-
ler, Leiter private Immobilienfi-
nanzierung der MünchenerHyp. 

Beim MünchenerHyp Nachhal-
tigkeitsdarlehen steht der ökologi-
sche Aspekt der zu finanzierenden
Immobilie im Vordergrund. Es ori-
entiert sich deshalb am Primären-
ergiebedarf von Niedrigenergie-
häusern. Dabei will die Bank je-
doch keine hohen Hürden für die
Beantragung stellen. Im Wesentli-

chen sind zwei Kriterien zu erfül-
len: Erstens darf der Jahresprimär-
energiebedarf 70 Kilowattstunden
(kWh) pro Quadratmeter Nutz-
fläche nicht übersteigen. Zweitens
ist die Energieklasse durch einen
Energieberater zu bestätigen. Al-
ternativ kann der Energieausweis
vorgelegt werden oder eine Be-
scheinigung, dass die Vorgaben
der KfW-Programme zu energie-
effizienten Bauen oder Sanieren
erfüllt werden.

Wichtige Leistungen

Zu den wichtigsten Leistungen
des MünchenerHyp Nachhaltig-
keitsdarlehens zählen auch: 

Langfristige Zinssicherheit
durch feste Zinsbindungen von
drei bis 30 Jahren und auch bis

zur vollständigen Rückzahlung. 
Flexible Tilgungsoptionen und

ein maximaler Darlehensbetrag
von 1 Mio. Euro. 

Alle Finanzierungsangebote der
MünchenerHyp, so auch das
MünchenerHyp Nachhaltigkeits-
darlehen, gibt es bei den Banken
der Genossenschaftlichen Finanz-
Gruppe – den Volksbanken, Raif-
feisenbanken, Sparda-Banken und
PSD-Banken – sowie bei aus-
gewählten freien Finanzdienst-
leistern. 

Das MünchenerHyp Nachhal-
tigkeitsdarlehen ist Bestandteil des
Nachhaltigkeitsengagements der
Bank, das diese in den vergan-
genen Jahren deutlich ausgebaut
hat. Unter anderem setzt die Mün-
chenerHyp sich auch für mehr
Nachhaltigkeit an den Kapital-
märkten ein. So begab sie im Jahr
2014 den weltweit ersten nachhal-
tigen Pfandbrief.
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PÖLLOT  | ARCHITEKTEN 

Green Buildings für Kommunen 

w w w . p o e l l o t - a r c h i t e k t e n . d e  

Musikschule und Kunigunden-Kita in Lauf:

Gesunder Lebensraum
Wahrlich ein Projekt zum Vorzeigen ist die neue Kindertages-
stätte und Musikschule der Stadt Lauf an der Pegnitz. Das 
Alleinstellungsmerkmal dieses im Herbst 2015 eingeweihten
Gebäudekomplexes ist sein wissenschaftlich fundiertes, wirt-
schaftlich umsetzbares, gesundheitliches Qualitätsmanage-
ment mit Zertifikat für Innenraumlufthygiene.

Seit mehr als zehn Jahren bauen
Architekt Martin Pöllot und sein
Team vom Büro Pöllot Architek-
ten in Nürnberg Bildungseinrich-
tungen mit hohem Anspruch an
deren gestalterische und ökologi-
sche Qualität und verwenden da-
bei bevorzugt natürliche und emis-
sionsarme Produkte. Nicht mehr
nur schadstoffarm, sondern schad-
stofffrei sollten die Räume sein, in
denen sich Kinder viele Stunden
aufhalten. Entsprechend wurden
auf Anregung des Bauherrn, der
Stadt Lauf, noch zusätzliche Zerti-
fizierungen der Baustoffe nach
dem sogenannten Sentinel-Haus-
Konzept eingeholt.

Ökologische Qualität

Grundkonzept ist die Bauweise
mit massivem gewachsenem
Holz, d. h. einem vollkommenen
Verzicht auf Verleimungen und
mögliche Lösungsmittel. Möglich

ist dies durch die sogenannte
Brettstapelbauweise. Starke Holz-
dielen werden dabei allein durch
lange Dübel zu massiven Decken
und Außenwänden zusammenge-
presst. Im Innenbereich entste-
hen die Wände in klassischer
Holzständerbauweise mit ökologi-
schem Dämmmaterial dazwischen.

Funktionale Architektur

Vorausschauend funktional ge-
staltet sich die Architektur: Das
zweigeschossige Gebäude gliedert
sich in zwei Baukörper. Jeweils
zweihüftig organisiert, orientieren
sich die vier Gruppen-, ein Mehr-
zweck- sowie zehn Einzelunter-
richtsräume nach Südwesten bzw.
Südosten, die Funktionsräume
vorwiegend in Nordrichtung. Zwi-
schen den Gruppenräumen der 
Kita ist jeweils ein Ruheraum an-
geordnet.

Brüstungen aus Ganzglas erlau-

ben auf dem Boden spielenden
Kindern den Blick auf das Frei-
gelände, das direkt über Glasschie-
betüren bzw. eine Rutsche aus
dem Obergeschoss zugänglich ist.
Die Trennung der Gebäudeteile
verhindert akustische Beeinträch-
tigungen des Musikunterrichts aus
dem Kita-Betrieb. 

Durchdachtes 
Energiekonzept

Das Energiekonzept vereint die
passive Solarenergienutzung mit
aktiven Komponenten. Die Wär-
meversorgung erfolgt durch einen
Nahwärmeanschluss an die nahe
gelegene Kunigundenschule und
deren per Holzhackschnitzel rege-
nerativ betriebene Kesselanlage.
Die Warmwasserversorgung er-
folgt in der Kita zentral mittels 
Frischwasserstation sowie dezen-
tral, elektrisch in der Musik-
schule. Eine Lüftungsanlage
mit Wärmerückgewinnung und
einem Wirkungsgrad von bis zu
80 % für alle Gruppen und Mu-
sikräume verringert Lüftungsver-
luste und sorgt für einen kontrol-
lierten Luftwechsel. 

Eine PV-Anlage ist auf dem
Dach installiert. In Verbindung
mit dem guten Wärmeschutz
führten die Maßnahmen zu ei-
nem weit unterdurchschnittli-
chen Primärenergieverbrauch.
Das Ziel, den Wärmebedarf des
Neubaus um 30 % unter das
Niveau des zum Planungszeit-
punkt geltenden EnEV Anforde-
rungswerts von 176,0 kWh/(m²a)
zu senken wurde deutlich über-
troffen: auf Werte im Passivhaus-
Bereich von unter 55,0 kWh/
(m²a) und somit 70 % unter
EnEV 2009. 

Die Idee hinter dem Entwurf

Die Verbindung von Mensch
und Natur, Kindern und Musik sei
die Idee hinter seinem Entwurf ge-
wesen, erklärt Architekt Martin
Pöllot. Mit einem Kostenpunkt
von 4,3 Millionen Euro liegt der
50 Meter lange, 32 Meter breite
und sieben Meter hohe Neubau
genau im Budget. Die beiden Ge-
bäude auf dem rund 1.500 Qua-
dratmeter großen Areal weisen ei-
ne Nutzfläche von 885 Quadrat-
metern auf. 

Im Rahmen der feierlichen

Einweihung, an der unter ande-
rem Landrat Armin Kroder und
Wolfgang Greth, Vorstandsmit-
glied im Verband deutscher Mu-
sikschulen, teilnahmen, bezeich-
nete Laufs Bürgermeister Bene-
dikt Bisping den Gebäudekom-
plex als „Investition in die Zu-
kunft“. Denn schließlich sollen

dort nicht nur Kinder betreut und
musisch gebildet werden; der
Konzertsaal, der rund 100 Besu-
chern Platz bietet und im Sommer
nach außen erweitert werden
kann, soll auch für andere Veran-
staltungen der Stadt genutzt wer-
den. Ein Nutzungskonzept ist in
Planung. DK

Vorausschauend funktional gestaltet sich die Architektur: Das zwei-
geschossige Gebäude gliedert sich in zwei Baukörper.

Laumer Bautechnik GmbH:

Übernahme der Sparte 
Fertiggaragen von Freudlsperger

„Betonfertiggaragen - 50 Jahre Erfahrung“ titelte die Neuöttinger
Firma Freudlsperger noch vor kurzem in einer Beilage der PNP.
Zum 1. März 2016 wird dieses langjährige Kapitel der Freudlsper-
ger Beton- und Kieswerke der Vergangenheit angehören. Gesell-
schafterHans Wolf und GeschäftsführerTom Roßhuberhaben sich
entschlossen, den Fokus in Zukunft auf die Kernkompetenzen
Sand, Kies, Deponie und Entsorgung zu richten. Ebenfalls erhalten
bleiben wird die Sparte Bauen mit Betonfertigteilen und derSchlüs-
selfertige Hallenbau.

Dass es trotzdem weitergehen
wird im Neuöttinger Gargenwerk,
darüber freuen sich vor allem die 7
Mitarbeiter in Produktion und
Auslieferung, die in Zukunft zur
Belegschaft der Laumer Bautech-
nik GmbH zählen werden. Sie
übernimmt ab 1. März 2016 die
Sparte „Fertiggaragenbau“ von
Freudlsperger. Mit Sitz im nur 25
km entfernten Massing weist die
mittelständische Firma nicht nur
räumliche Nähe auf, Parallelen gibt
es auch in der historischen Ent-
wicklung und im Produktportfolio.

Unternehmerische Anfänge 

Beider Anfänge gehen in die
50er Jahre zurück, wo es verstärk-
ten Handlungsbedarf beim Wie-
deraufbau des zerstörten Deutsch-
land gab. Wie Firmengründer
Richard Laumer erkannte auch
Fritz Freudlsperger früh die Be-
deutung der Stahlbetonfertigteil-
bauweise, die damals noch in den
Kinderschuhen steckte, und legte
seine aufstrebende Firma darauf
aus. Das Augenmerk stets auf
technische Neuerungen auf dem
Bausektor gerichtet, griffen beide
fast gleichzeitig den in den 1960er
Jahren beginnenden Fertiggara-
genbau auf und bauten ihn aus.
Erst mit dem Verkauf der Freudl-
sperger Beton- und Kieswerke
GmbH an die im Bereich Sand,
Kies, Erdbau, Abbruch, Recyc-
ling, Deponie und Entsorgung täti-
ge Hans Wolf GmbH & Co. KG
verlagerte sich ab 1980 der
Schwerpunkt auf das Kieswerk,
das neben der Herstellung der Be-
tonteile auch immer schon Teil
von Freudlsperger war.

Der Verkauf der Garagenpro-
duktion ist die logische Fortset-
zung dieser Entwicklung. Mit der
Laumer Bautechnik wurde der
ideale Erwerber gefunden, bei
dem immer und eindeutig  das
Bauen selbst im Mittelpunkt stand.
Mit Begeisterung am bautechni-
schen Fortschritt, Neugier und In-
novationsfreude ist seit der Grün-
dung 1956 ein Unternehmen ent-
standen, wie es in seiner Vielseitig-
keit auf dem Bausektor nur selten
zu finden ist. Ausgehend vom
Stahlbetonfertigteilbau, kamen

sukzessive der Garagenbau, Holz-
bau, Komplettbau, die statische
Bauwerkssanierung durch Klebe-
verstärkung, Risseverpressung
und Spritzbeton sowie die CSV-
Bodenstabilisierung als weitere
Betätigungsfelder hinzu.

Mit den Fertiggaragen brachte
es Laumer zur Marktführerschaft
im südostbayerischen und öster-
reichischen Raum, der mit der
Übernahme der Produktion von
Freudlsperger nun weiter ausge-
baut werden soll. 

Sonderstellung 
für Raummodulbau

Eine Sonderstellung wird dabei
der Raummodulbau als derzeit
modernste Form des Bauens  ein-
nehmen, mit dem sich Laumer seit
10 Jahren den Markt erobert. Wie
die Fertiggaragen werden die
Raummodule in extra dafür konzi-
pierten Schalungen hergestellt und
fix und fertig, mit allen Einbauten,
Leerrohren für Elektrik, Heizung
etc. an die Baustelle geliefert und
zum ganzen Gebäude zusammen-
gesetzt. In diesem Bereich verstär-

ken wird sich Laumer nicht nur
durch die Übernahme von Freudl-
sperger – noch 2016 wird eine
nach eigenen Vorgaben entwickel-
te modernste Raummodulscha-
lung in einer Halle aufgestellt, die
derzeit auf dem Werksgelände er-
richtet wird.

Gewaltige Investition

Mut zu dieser gewaltigen Inve-
stition macht laut Firmenchef
Richard Laumer die gute Auf-
tragslage im Allgemeinen, die der-
zeit zusätzlich durch die drängen-
den Anfragen nach Wohnheimen
befeuert wird. Hier sind Schnellig-
keit und Schlagkraft gefordert, vor
allem aber auch ein logistisches
Know-how, wie es nur ein mit die-
ser Bauweise erfahrenes Unter-
nehmen leisten kann.

Als zusätzlichen Bonus kann
Laumer seine Vielseitigkeit ein-
bringen: So wurde im Dezember
letzten Jahres in der Regensbur-
ger Guerickestraße innerhalb
von drei Wochen ein Wohnheim
mit Unterbringungsmöglichkei-
ten für 170 Personen in einer
Mischbauweise aus Raummodu-
len und Stahlbetonfertigteilen
montiert. Eine reine Fertigteil-
konstruktion für 404 Personen
wird sich im Frühjahr ebenfalls
in Regensburg anschließen, im
Winter 2016 eine Anlage für 
350 Personen überwiegend aus
Raummodulen in München.

Der Erweiterungsbau „Büro am Bahnhof“ der Firma Laumer
in Massing fällt durch seine außergewöhnliche Form nicht nur
vorüberfahrenden Bahnreisenden auf. Das Gebäude ist teil-
weise aufgeständert und bietet so eingangsnahe, überdachte
Pkw-Stellplätze. Die Obergeschosse sind in der modernen Mo-
dulbauweise errichtet. Sowohl die Betonfertigteile als auch die
Raummodule stammen aus eigener Herstellung.

Deutscher Städtetag zum kommunalen Bauwesen: 

Fokus auf kostengerechtes
und effizientes Bauen

Damit die dringend benötigten Investitionen und Erhaltungsmaß-
nahmen in die verkehrliche und hochbauliche Infrastruktur von
Kommunen sicher und zuverlässig vonstattengehen können, hat
der Deutsche Städtetag Eckpunkte für eine nachhaltige Stabilisie-
rung und Sicherung des kommunalen Bauwesens formuliert.

Angesichts zusehends komple-
xer werdender Verfahren und Pro-
zesse und einer auch in der Außen-
wirkung wahrnehmbaren Erosion
des ingenieur- und bautechnisch
geschulten Personals in den Städ-
ten gilt es nach Auffassung des
Deutschen Städtetags, die knapper
werdenden Investitionsmittel im
kommunalen Bauwesen gleicher-
maßen effizient wie effektiv einzu-
setzen. Dem stünden allerdings
vielerlei Erschwernisse und Pro-
bleme entgegen, „die kritischen
Beobachtern und Akteuren des
Bauwesens in Deutschland auf al-
len staatlichen Ebenen und im pri-
vaten Sektor verschiedentlich da-
zu Anlass geben, eine in manchen
Aspekten durchaus begründete
Polemik zum BauUn-wesen‘“ zu
publizieren.

Diese Erschwernisse und Pro-
bleme könnten auch in politischen
und fiskalischen Vorgaben liegen.
Hierzu zählten u. a. unzureichende
Auftragsklärungen, nicht vollstän-
dige Vor-, Entwurfs- und Aus-
führungsplanungen, überzogene
Nutzererwartungen, überoptimier-
te Gebäudetechnik, nur auf Kos-
tenoptimierung gerichtete Verga-
beverfahren, unzureichende Rol-
len- und Aufgabenklärungen,
nicht ausreichende Personalres-
sourcen sowie eine fehlende Risi-
koabschätzung. Über die Komple-
xität der möglichen Fehlerquellen
im Bauwesen hinaus bestätig-
ten die organisierenden Leitungs-
und Verwaltungskräfte, dass das
eigentliche Bauwesen deutlich
rechtslastig geworden ist und alle
Verfahrensschritte mit Außenwir-
kung rechtlich begleitet werden
müssen.

Um das kommunale Bauwesen
zu ertüchtigen, stehen nach Kon-

sultationen mit den Leitern städti-
scher Bauverwaltungen sowie den
Mitgliedern des Bau- und Ver-
kehrsausschusses des Deutschen
Städtetages folgende Maßnahmen
im Mittelpunkt:  
1. Bauherrnfunktion in den Städ-
ten stärken und bauliche Exper-
tise halten bzw. bedarfsgerecht
zurückgewinnen 
2. Verantwortung detailliert festle-
gen 
3. Bedarfsermittlung und Pla-
nungsphase so qualifizieren, dass
die erforderlichen Haushaltsmittel
für den Bau möglichst auf Grund-
lage eines Wettbewerbsergebnis-
ses und in jedem Fall auf Grundla-
ge einer belastbaren Entwurfs-
oder Ausführungsplanung freige-
geben werden
4. Eine frühzeitige Risikoermitt-
lung und ein systematisches Risi-
komanagement insbesondere für
größere oder komplexere Vorha-
ben einführen und die Risiken im
Haushalt berücksichtigen
5. Baupreissteigerungen im Wege
einer jährlichen Fortschreibung
der Gesamtbaukosten im Haushalt
zumindest nachrichtlich auswei-
sen
6. Planungs- und Bauleistungen
nicht ausschließlich auf Basis des
Preises vergeben, sondern zusätz-
liche qualitative Wertungskriterien
einbeziehen
7. Maßgaben für die Projektorga-
nisation und -finanzierung ent-
wickeln, insbesondere zur Rollen-
und Aufgabenteilung innerhalb
der Kommune (beschließende
Gremien, Verwaltungsspitze, Bau-
verwaltung) und zwischen Kom-
mune und Auftragnehmern 
8. Die haushaltsseitige Planung
und Abwicklung von Bauvorha-
ben erleichtern und soweit erfor-

derlich, Anpassungen vornehmen. 
„Wenn diese Themen wirksam

politisch und administrativ ange-
gangen werden, trägt dies dazu
bei, auf allen administrativen Ebe-
nen durch Kostensteigerungen bis
hin zu Kostenexplosionen, Ter-
minverschiebungen und wenig
vermittelbare Komplikationen
teilweise in Misskredit gebrachte
öffentliche Bauwesen zu rehabili-
tieren und auf zukünftige investi-
ve Aufgaben der Städte wirksam
vorzubereiten“, so das Positions-
papier. 

Tipp für die Kommunen

Den Kommunen wird empfoh-
len, sorgfältig abzuwägen, in wel-
chem Umfang sie mit Blick auf ih-
re personellen Kapazitäten Pro-
jektleitungs- und Projektsteue-
rungsaufgaben übernehmen kön-
nen und welche Leistungen sie am
Markt einkaufen sollten. Auch
sollten sie dafür Sorge tragen, dass
sie für die Aufgaben, die sie selbst
übernehmen, über die notwendi-
gen personellen und fachlichen
Kompetenzen verfügen, zudem
die Entscheidungswege, Entschei-
dungskompetenzen, Verantwort-
lichkeiten und Informationspflich-
ten der einzelnen Projektbeteiligten
frühzeitig und klar definieren und
beispielsweise in einem Projekt-
handbuch schriftlich festhalten.

Es wird dazu geraten, für jedes
Großprojekt eine Organisations-
struktur zu schaffen, die eine klar
definierte Mitbestimmung, Steue-
rung und Kontrolle durch die öf-
fentliche Hand gewährleistet. Vor
Baubeginn sollte das Verfahren
zur Freigabe von Planänderungen
einschließlich der Entscheidungs-
fristen verbindlich festgelegt und
eine Freigabe nur nach Prüfung
der Auswirkungen auf Kosten, Ri-
siken und Termine zugelassen
werden. Größere Änderungen
einschließlich der Kostenfolgen
seien zu veröffentlichen.

Um Projektrisiken zu begegnen,
gelte es darüber hinaus, ein wirk-
sames Bauinvestitionscontrolling
mit aussagekräftigem Berichtswe-
sen aufzubauen. Auch sollte laut
Deutschem Städtetag das kommu-
nale Haushaltswesen mit dem
Bauwesen - soweit wie unter Wah-
rung der haushaltsrechtlichen
Grundsätze vertretbar – harmo-
nisiert werden. DK
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Gütegemeinschaft Kanalbau:

Fachleute im Dialog
Die Gütegemeinschaft bietet regelmäßige Erfahrungsaustausche
zur Vergabepraxis und Bauausführung für Fachleute aus Entwäs-
serungsbetrieben, Ingenieurbüros sowie Bauunternehmen mit
RAL-Gütezeichen Kanalbau an. Einerseits ist die Veranstaltungs-
reihe ein Diskussionsforum für die stetige Weiterentwicklung der
Gütesicherung im Sinne der Mitglieder, andererseits eine Plattform
fürden kontinuierlichen Austausch derBeteiligten Baupartnerzum
Thema Qualität und Qualifikation. 

2016 wird die Veranstaltungs-
reihe der Erfahrungsaustausche
in den Bundesländern fortge-
setzt. Die Start-Veranstaltung
wird für die Auftraggeber und
Auftragnehmer in Brandenburg

und Berlin am 10. Februar in
Dahlewitz stattfinden. Am 18.
Februar treffen sich bayerische
Auftraggeber und Auftragneh-
mer in Bamberg. Unmittelbar
danach folgen die Veranstaltun-

gen in Mülheim an der Ruhr
(Nordrhein-Westfalen) und
Hannover (Niedersachsen). Die
Erfahrungsaustausche in den üb-
rigen Bundesländern werden ab
Oktober 2016 angeboten (Ter-
mine siehe www.kanalbau.com).

Positive Rückmeldungen

„Die aus dem Austausch zwi-
schen Auftraggebern, Planern
und Auftragnehmern zum The-
ma Qualität und Qualifikation
im Kanalbau gewonnenen Er-
fahrungen lassen sich gut in den
Alltag einbringen“; diese Rück-
meldungen haben Dipl.-Ing.
Sven Fandrich und Dipl.-Ing.
Dieter Walter von den Teilneh-
mern der zurückliegenden Ver-
anstaltungen bekommen. Die
fachliche Kompetenz der Prüf-
ingenieure und ihre aus der täg-
lichen Prüftätigkeit gewonne-
nen Erfahrungen stellen die
Grundlage für die Veranstal-
tungsreihe dar. Ziel der Veran-
staltung ist es, die wichtigsten

qualitätsrelevanten Aspekte bei
Planung, Ausschreibung, Bau-
überwachung und Ausführung
aus der Perspektive der Auftrag-
geber, Ingenieurbüros und Auf-
tragnehmer zu beleuchten.

Neue Regelungen

Zu den Themen gehört auch
die Prüfung der Fachkunde und
Gütesicherung der Ausführung.
Dr.-Ing. Marco Künster, der Ge-
schäftsführer der Gütegemein-
schaft Kanalbau, eröffnet den
Erfahrungsaustausch mit einem
Beitrag über die „Prüfung der
Fachkunde ausführender Unter-
nehmen nach europäischen Re-
geln“. „Hier werden Auftragge-
ber in diesem Jahr noch mit
neuen Regelungen konfron-
tiert“, erläutert Künster zum
Hintergrund seines Vortrages.
Denn das europäische Vergabe-
recht ist durch Beschluss und
Veröffentlichung von neuen
Richtlinien modernisiert wor-
den, unter anderem die Richtli-
nie über die öffentliche Auf-
tragsvergabe (RL 2014/24/EU).
„Da diese innerhalb von zwei
Jahren in nationales Recht um-
gesetzt werden muss, werden
bis spätestens 18.04.2016 ent-

Kuchler-Service führte unter anderem Kanalbauarbeiten am
Schloss Linderhof durch. Bild: ©Bayerische Schlösserverwaltung

Gütezeichen Kanalbau:

Kuchler Service
erfolgreich geprüft

Erfahrung und Zuverlässigkeit sind auch bei Kanalreinigung und
Kanalsanierung das Aund O. Hierfürsteht die KuchlerService Un-
ternehmensgruppe in Geiersthal, Landkreis Regen. 

Wie lassen sich alte Kanallei-
tungen möglichst partiell und wirt-
schaftlich sanieren? Diese Frage
stellt sich Kommunen wie Firmen,
die die Dichtigkeit des auf dem
Betriebsgelände verlaufenden Ka-
nalsystems in festgelegten zeitli-
chen Abständen nachzuweisen ha-
ben. Eine korrekte Beantwortung
ist nicht ohne eine entsprechend
gründliche Vorarbeit möglich. Um
Schäden richtig erkennen und be-
nennen zu können, ist zur Klärung
zuallererst eine sehr gewissenhafte
Reinigung des Kanalsystems er-
forderlich. Für perfekte Ergebnis-
se setzt Kuchler Service auch hier
auf das aktuell beste Equipment.

Unmittelbar im Anschluss an
die Kanalreinigung ermitteln qua-
lifizierte, regelmäßig geschulte
und deshalb mit allen gängigen
Sanierungsverfahren vertraute
Mitarbeiter den Ist-Zustand der
Entwässerungssysteme. Dies er-
folgt mit modernster PC- und Vi-
deotechnik (TV-Kanalunter-
suchung).

Erst anhand des digital aufge-
zeichneten Dokumentarfilms wird
sodann ein Konzept erarbeitet, das
zu einer sicheren, langfristigen
und vor allem auch wirtschaftli-
chen Lösung für die Kanalsanie-
rung führt – grabenlos, aber auch,
wenn keines der existierenden
Verfahren den gewünschten Er-
folg dauerhaft garantieren kann, in
offener Bauweise.

Innerhalb von drei Jahren haben
die qualifizierten Kuchler Service-
Mitarbeiter über 534.000 Meter
Abwasserleitungen und -kanäle in
den Dimensionen DN 100 bis DN
2100 mit modernsten Saugfahr-
zeugen und Hochdruck-Spülfahr-
zeugen gemäß DIN 30705 gerei-
nigt. Zudem sanierten sie unter
Anwendung des Flutungsverfah-
rens fachgerecht 4.486 Abwasser-
leitungen und -kanäle in den Di-
mensionen DN 50 bis DN 250.
Außerdem wurden insgesamt 996
Kurzliner-Sanierungen von Ab-
wasserleitungen und -kanälen in
den Dimensionen DN 50 bis DN
600 durchgeführt.

Dass die Kuchler-Fachleute
ganze Arbeit geleistet haben, wur-
de ihnen bereits vom Güteschutz
Kanalbau bei der Prüfung auf Er-
füllung der Anforderungen für die
verschiedenen Beurteilungsgrup-
pen bescheinigt. Unter anderem
wurden erfolgreich Kanalbauar-
beiten am Schloss Linderhof
getätigt.

Insgesamt führte Kuchler Ser-
vice 1.408 Sanierungen von Ab-
wasserleitungen und -kanälen mit
Roboter-Stutzenverpressungssy-
stemen (von DN 100 bis DN
1000) durch. Darüber hinaus bele-
gen die Prüfungsunterlagen die
hohe Qualität der Arbeiten mit Ro-
boter-Spachtel-/Verpresssystemen
anhand von 344 Sanierungen (Ab-
wasserleitungen und -kanäle von
DN 80 bis DN 1000).

Der vom Güteausschuss beauf-
tragte Prüfingenieur attestiert
ebenfalls, dass die geschulten Mit-
arbeiter von Kuchler Service die
speziellen Anforderungen bei Ka-
nalsanierungen mit starken Grund-
wassereinbrüchen, bei denen Ro-
boter-Injektionssysteme zum Ein-
satz kommen, in 569 Fällen ohne
Beanstandung durchgeführt ha-
ben – an Abwasserleitungen und
-kanälen in den Dimensionen ab
DN 50 bis zu DN 1800.

Darüber hinaus ist durch die un-
abhängige Überprüfung der Arbei-
ten im Geschäftsbereich Abwas-
ser und Kanal dokumentiert,
dass mittels Hausliner-Verfahren
(Schlauch-Lining, Warmhärtung
(Wasser) stolze 17.794 Meter
Abwasserleitung und -kanal gra-
benlos saniert wurden – und zwar
in den Dimensionen DN 100 bis
DN 150/200. 

Dass das eingesetzte Fachperso-
nal zudem auch das Schlauchre-
lining mit UV-Härtung sicher
beherrscht, belegen 23.396 Me-
ter Abwasserleitungen und -ka-
näle in Dimensionen ab DN 150
– und sogar bis zur Dimension
DN 1200 –, die innerhalb von
drei Jahren dauerhaft, grabenlos
und in hoher Qualität saniert
wurden. DK

Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft:

Leistungsvergleich
kommunaler Kläranlagen

Wie die Deutsche Vereinigung fürWasserwirtschaft, Abwasser und
Abfall e. V. (DWA) in einem aktuellen Leistungsvergleich - basie-
rend auf den Daten für das Jahr 2014 - feststellt, konnten die An-
forderungen dereuropäischen Kommunalabwasserrichtlinie durch
die kommunalen Kläranlagen im bundesweiten Mittel erfüllt oder
deutlich übertroffen werden. Das Hauptaugenmerk lag dabei auf
der Demografie.

Mit einer Beteiligungsquote
von mehr als 92 Prozent der Ge-
samtausbaukapazität aller kom-
munalen Kläranlagen sind die
Ergebnisse des DWA-Leis-
tungsvergleichs repräsentativ
und spiegeln damit ein zutref-
fendes Bild der kommunalen
Abwasserbehandlung hierzulan-
de wieder.

Mehr als 92 Prozent
Beteiligungsquote

2014 beteiligten sich 5.776
Kläranlagen mit einer Ausbau-
größe von 140,4 Mio. Einwoh-
nern. Dabei zeigte sich, dass die
Kläranlagen mit einer Ausbau-
größe von weniger als 10.000
Einwohnern bei der Phosphor-
elimination deutlich schlechter
abschnitten als andere Größen-
klassen. Diese Kläranlagen ha-
ben einen Anteil von ca. 8 % an
der Gesamtausbaugröße, sind
jedoch an der in die Gewässer
eingeleiteten Phosphorfracht
mit ca. 28 % beteiligt. Ursache
sind jene Anlagen, die aufgrund
fehlender gesetzlicher Vorgaben
keine gezielten Maßnahmen zur
Phosphorelimination durch-
führen müssen.

Anpassungsbedarf an 
den Stand der Technik

In allen Größenklassen be-
steht laut DWA bei einigen An-
lagen noch immer Anpassungs-
bedarf an den Stand der Technik
(Kanalnetz und Kläranlage).
Auch die Mischwasserbehand-
lung sollte zukünftig stärker in
den Fokus gerückt werden.
Weiterhin wurde bundesweit
der Stromverbrauch der Kläran-
lagen erhoben und statistisch
ausgewertet. 

Im Mittel ergibt sich ein spe-
zifischer Stromverbrauch von
jährlich 32,6 kWh/EW. Der der-
zeitige private Stromverbrauch
liegt bei etwas mehr als 1.000
kWh/ EW. Damit wird der Un-
tersuchung zufolge deutlich,
dass für die Abwasserreinigung
weniger als 4 % des jährlichen
Stromverbrauchs eines Haus-
haltes (oder Einwohners) erfor-
derlich sind. 

Unnötige Mehrverbräuche
identifizieren

Ziel der Abwasserreinigung
sei es, ein möglichst hohes Rei-
nigungsniveau mit geringem
Energieaufwand zu erreichen.
Daher verstehe es sich von
selbst, dass auch im Abwasser-
bereich keine Energie ver-
schwendet werden sollte. „Mit-
tels Energiecheck und Energie-
analyse sollte es zukünftig gelin-
gen, den Stromverbrauch für die
Abwasserreinigung richtig zu be-
werten, unnötige Mehrverbräu-
che zu identifizieren und Maß-
nahmen einzuleiten, um einen
energieeffizienteren Betrieb zu
erreichen“, heißt es weiter.

Ein genereller weiterer Hand-
lungsbedarf auf den Kläranla-
gen könnte in den kommenden
Jahren durch gesetzliche Aufla-
gen zum Bau einer vierten Rei-
nigungsstufe für die Entfernung
von Spurenstoffen aus dem Ab-
wasser ausgelöst werden. Der-
zeit werden auf diesem Gebiet
umfangreiche Untersuchungen
vorgenommen. DK

sprechende Änderungen im
Vergaberecht maßgebend“, so
Künster, der insbesondere auf-
zeigen möchte, wie das Thema
Eignungsprüfung hierin veran-
kert sein wird. 

Erwartungen an
die Gütesicherung

Die Gütesicherung richtet
sich seit ihrer Einführung insbe-
sondere auf die Leistungen der
ausführenden Unternehmen. Seit
einigen Jahren wird die Gütesi-
cherung auch für Leistungen
der Ausschreibung und Bau-
überwachung angeboten. Mit
Blick auf diesen Teil der Qua-
litätssicherung steigen die Prüfin-
genieure in die Diskussion ein:
Welche Voraussetzungen müssen
der Auftraggeber und das beauf-
tragte Ingenieurbüro schaffen,
damit Auftragnehmer die ge-
forderte Ausführungsqualität
erreichen können? Welche Er-
wartungen existieren bei Auftrag-
gebern, Ingenieurbüros und aus-
führenden Unternehmen an ihre
jeweiligen Baupartner? Und
schließlich: Welche Erwartun-
gen haben Auftraggeber und
Auftragnehmer an die Gütesi-
cherung RAL-GZ 961? 

Komplexe Bauabläufe

Mit diesen Fragen sollen die
Teilnehmer auf die Vortragsthe-
men und den Erfahrungsaus-
tausch eingestimmt und von
ihren unterschiedlichen Stand-
punkten im wahrsten Sinne des
Wortes abgeholt werden. „An-
spruchsvolle Baumaßnahmen
stellen für den Auftraggeber
Herausforderungen dar“, weiß
Sven Fandrich. Komplexe Bau-
abläufe, ständig neue Anforde-
rungen aus Regelwerken und
Vorschriften müssen ebenso
berücksichtigt werden wie der
finanzielle und zeitliche Rah-
men für Planung und Bauaus-
führung. Ähnlich ist die Situa-
tion auf Seiten der Ingenieur-
büros, die meist unter hohem
Zeitdruck Planungen erstellen
und ausschreiben müssen. 

Qualität beginnt
in der Planung

„Dementsprechend werden
anhand von Praxisbeispielen die
Leistungen und Möglichkeiten
der Gütesicherung Kanalbau
gemeinsam mit den Teilneh-
mern erarbeitet“, ergänzt Prüf-
ingenieur Walter. Fehlende Er-
fahrung in der Bautechnik oder
fehlende Systeme zur Qualitäts-
sicherung bzw. Fehlervermei-
dung in Ausschreibung und
Bauüberwachung können zu er-
heblichen Konsequenzen für al-
le Beteiligten führen. Denn eine
zum Beispiel aus Kostengrün-
den unvollständige Datener-
mittlung für die Planung – etwa
in Form von fehlenden Boden-

gutachten, optischer Inspektion
oder Beweissicherungsmaßnah-
men – können den Erfolg der
Maßnahme gefährden. Folge-
richtig stellt sich die Frage: Auf
welcher Grundlage kann das
mit der Ausführung der Arbei-
ten beauftragte Unternehmen
die Qualität erbringen? Denn ei-
ne mangelfreie Werkleistung
kann von den beteiligten Bau-
partnern nur dann erbracht wer-
den, wenn sie auf detaillierte
Planungs- und Ausschreibungs-
unterlagen zurückgreifen kön-
nen. Ihre Erstellung erfordert
Kompetenz, Erfahrung und
Fachkunde. Systeme zur Qua-
litätssicherung tragen auch an
dieser Stelle dazu bei, eine
Baumaßnahme zum Erfolg zu
führen. 

Beteiligung erwünscht

Vor diesem Hintergrund kann
die Gütesicherung RAL-GZ
961 das Zusammenspiel der 
Beteiligten unterstützen. Die
verschiedenen Bausteine des
Dienstleistungspaketes der Gü-
tegemeinschaft Kanalbau wer-
den im Rahmen der Erfahrungs-
austausche unter dem Programm-
punkt „Sicherstellung der Fach-
kunde und Ausführungsqualität
im Spannungsfeld zwischen Auf-
traggeber und Auftragnehmer“
vorgestellt und ihr Nutzen erläu-
tert. Dabei werden die vielfältigen
Aspekte sowohl aus dem Blick-
winkel des Auftraggebers bzw.
Mitarbeiter eines Ingenieurbüros
als auch des Auftragnehmer ange-
sprochen. Das Auditorium ist
ausdrücklich zur Diskussion ein-
geladen.

Fehler exemplarisch
aufarbeiten

Was müssen Planung und
Ausschreibung leisten? Welche
Voraussetzungen sind dafür er-
forderlich? Das sind einige der
Fragen, bei deren Beantwor-
tung mögliche Fehler und Ver-
säumnisse in ausgewählten
Beispielen aus den Bereichen
offener Kanalbau, Sanierung
oder Vortrieb exemplarisch
aufgearbeitet werden. „Mit
dem Ziel, die sich daraus erge-
benden Konsequenzen für alle
beteiligten Parteien aufzuzei-
gen“, so Fandrich. 

Was passiert, wenn aber die
Erwartungen der Baupartner
nicht sauber kommuniziert und
berücksichtigt wurden und
wenn sich darüber hinaus die
Fachleute nicht mehr ohne Hil-
fe einigen können? In diesem
Zusammenhang geht Dipl.-Ing.
Hans-Willi Bienentreu zum Ab-
schluss der Veranstaltung auf
ausgewählte Fallbeispiele aus
der Rechtsprechung ein unter
dem Titel „Vertragsgerechte
Bauausführung im Spannungs-
feld zwischen Auftraggeber und
Auftragnehmer“.
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Niederbayerischer Integrationspreis:

Wertschätzung für
ehrenamtliches Engagement

Die Vereine „Gemeinsam leben und lernen in Europa e.V.“ und
„Chance für Jeden FRG e.V.“ sind von Regierungspräsident
Heinz Grunwald in Freyung mit dem niederbayerischen Integra-
tionspreis ausgezeichnet worden. Beide Initiativen bauen Vorur-
teile ab und bringen Menschen unterschiedlicher Kulturen einan-
der näher. Sie schaffen damit eine Voraussetzung, dass Integration
gelingen kann. Das Preisgeld in Höhe von 3.000 Euro wurde vom
Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales, Familie
und Integration zur Verfügung gestellt.

Nach Grunwalds Worten
„kommt in der jetzigen Zeit, in der
sehr viele Asylbewerber nach
Deutschland kommen und viele
von ihnen auch bleiben werden,
der Integration entscheidende Be-
deutung für die Zukunft unserer
Gesellschaft zu. Ohne ehrenamtli-
ches Engagement geht es nicht.
Mit dem niederbayerischen Inte-
grationspreis zeigen wir deswegen
unsere Wertschätzung für die Inte-
grationsarbeit vor Ort.“

Damit Asylbewerber, Flüchtlin-
ge und Kinder mit Migrationshin-
tergrund Teil der Gesellschaft wer-
den können, hilft ihnen der Verein
„Gemeinsam leben und lernen in
Europa e.V.“ mit Sitz in Passau in
vielfältiger Weise bei der Integrati-
on in Gesellschaft und Beruf. 

Der Verein um die Initiatorin
und Geschäftsführerin Perdita
Wingerter will die europäische
Idee von Einheit und Frieden in
die Tat umsetzen. Den Verantwort-
lichen geht es um den Abbau von
Vorurteilen gegenüber Menschen
wegen ihrer Herkunft oder ihrer
Rasse. Es geht um Ideale, die zwar
allgemein anerkannt sind, aber im
Alltag viel zu oft auf der Strecke
bleiben. Mit Aktionen und Projek-

ten wollen die Vereinsmitglieder
dazu beitragen, Chancengleichheit
für alle in Gesellschaft, Bildung
und Arbeitswelt zu erreichen.

Ein Beispiel dafür ist der inter-
nationale Frauentreff „Frauen - Er-
leben – Kulturen“. Bei diesem
monatlichen Stammtisch kommen
Frauen aus aller Welt für Fortbil-
dungen, Ausflüge oder gemeinsa-
me Aktionen zusammen. Außer-
dem gibt es das Projekt „Kinder -
Erleben – Kulturen“: Migranten
und Jugendliche mit ausländi-
schen Wurzeln erarbeiten dabei
Konzepte, wie Kindern in Kinder-
tagesstätten, Schulen, Horten und
im Ferienprogramm interkulturel-
les Wissen vermittelt werden
kann. Zudem bietet der Verein
Selbsthilfegruppen und Notrufbe-
ratung für russischsprachige Men-
schen mit Alkoholproblemen und
deren Angehörige in ihrer Mutter-
sprache an. Außerdem bildet der
Verein Ehrenamtliche zu Sprach-
paten aus, um den Asylbewerbern
im persönlichen Umgang Deutsch
zu lernen. 

Der Zweck des gemeinnützigen
Vereins „Chance für Jeden FRG
e.V.“ ist die Förderung des Wie-
dereinstiegs in den ersten Arbeits-

markt von Langzeitarbeitslosen in
der Region Freyung-Grafenau mit
Mehrfachbelastung und die Hilfe-
leistung für unschuldig in Not ge-
ratene Langzeitarbeitslose. Das
Konzept beruht auf den Baustei-
nen Bereitstellung von Arbeits-
möglichkeiten in Minijobs, Teil-
zeit- und Vollzeitarbeit, Förderung
der Schlüsselqualifikationen:
Pünktlichkeit, Teamfähigkeit und
Zuverlässigkeit, Hilfestellung bei
Behörden sowie Beratungsver-
mittlung bei Überschuldung und
anderen Problembereichen.

Neben Dienstleistungen wie
Hausentrümpelungen, Abbeizen
von Möbeln sowie Autoinnenrei-
nigung und Stuhlpolsterreinigun-
gen wurden in einem kleinen La-
den am Stadtplatz in Freyung und
in einer ehemaligen Bekleidungs-
fabrik eine Aus-Alt-mach-Neu-
Textilwerkstatt, die Kleidung än-
dert und Taschen und Blusen aus
Stoffresten produziert, eine Upcy-
cling-Werkstatt für Kleinmöbel,
eine Repairwerkstatt für Fahrräder
und ein Gemeinschaftsgarten nach
dem Permakulturprinzip einge-
richtet. Im August 2015 wurde ei-
ne Reparaturwerkstätte für alte
Röhrenradios als Heimarbeits-
stätte eröffnet. Seit Februar 2015
beteiligen sich auch Flüchtlinge,
die hier einfache handwerkliche
Grundlagen und Sprachkenntnisse
erwerben können. Eine Deutsch-
lehrerin kümmert sich darum, dass
die Learning-by-doing-Erfah-
rungen theoretisch verankert
werden. DK

Polizeiinspektion Krumbach
holt den Behördentitel

Beim 37. Behördenfußballturnier im Landkreis Günzburg
erlebten die Zuschauer wieder spektakuläre Spiele. Der dies-
jährige Ausrichter war das Landratsamt Günzburg. Die
Stadt Krumbach stellte die Dreifachturnhalle kostenlos zur
Verfügung. Das Sponsoring der Preisgelder übernahm die
Sparkasse Günzburg-Krumbach. Gespielt wurde nach den
alten Hallenregeln des Bayerischen Fußballverbandes.

Das Endspiel endete zwischen dem Amt für ländliche Entwick-
lung Schwaben und der Polizeiinspektion Krumbach in der re-
gulären Spielzeit 3:3. Im darauffolgenden Siebenmeterschießen
setzte sich die Polizeiinspektion Krumbach mit 8:7 durch. 

In diesem Jahr nahmen wieder einmal zehn Mannschaften teil.
Gespielt wurde in zwei 5er Gruppen. Die Gruppe 1 bildeten das
Amt für Ländliche Entwicklung Schwaben, die Kreisklinik Krum-
bach, Sparkasse GZ-KRU, Freiwillige Feuerwehr Krumbach und
das Staatliche Bauamt. In der Gruppe 2 maßen sich die Polizeiin-
spektion Krumbach, die AOK, das Landratsamt Günzburg, die
Stadtverwaltung Krumbach und die Schiedsrichter des Bayerischen
Fußballverbandes aus der Region.

Im 1. Halbfinale setzte sich das Amt für ländliche Entwicklung
Schwaben deutlich mit 4:1 gegen die AOK Günzburg durch. Das 2.
Halbfinale gewann die Polizeiinspektion Krumbach mit einem
knappen Ergebnis von 3:2 gegen die Kreisklinik Krumbach. Im
Spiel um Platz 3 bezwang das Klinikum Krumbach die AOK
Günzburg mit einem eindeutigen 5:1.

Bei der Siegerehrung überreichten Landrat Hubert Hafner und
Sparkassenvorstand Uwe Leikert die Preisgelder an die teilneh-
menden Mannschaften sowie den begehrten Wanderpokal an den
Turniersieger, die Polizeispektion Krumbach. hj

Stadtpolitik:

Kempten beschließt 
zentrale Leitlinien 

Mit Blick auf kommende Generationen soll in allen Bereichen vor-
ausschauend geplant und gehandelt werden. Zu diesem Zweck hat
der Kemptner Stadtrat nunmehr fünf „Strategische Ziele 2030“ be-
schlossen. Somit ist der Weg für die zentralen Leitlinien der Stadt-
politik für die kommenden Jahre geebnet. 

Das erste Strategische Ziel 2030
lautet: Wirtschaftsstandort stärken.
Zu den  Rahmenbedingungen für
eine weiterhin dynamische wirt-
schaftliche Entwicklung der Stadt
Kempten zählen insbesondere
Verbesserungen der Infrastruktur,
die Stärkung als Innovations-
standort und die Stärkung der
Hochschule sowie eine dienstlei-
stungsorientierte Betreuung und
Unterstützung von bestehenden
Unternehmen und Existenzgrün-
dern. Die Interessen von Industrie,
Handwerk, Handel und Dienstlei-
stung werden dabei gleicher-
maßen berücksichtigt. 

Mit einem möglichst optima-
len Angebot an Gewerbeflächen
schafft Kempten attraktive Rah-
menbedingungen für Neuansied-
lungen. Einen wichtigen Bau-
stein stellt dabei die innovative
Entwicklung der Konversions-
flächen dar. 

Die Stärkung der Finanzkraft
umfasst das zweite Ziel. Unter an-
derem über den Abbau von Schul-
den sollen finanzielle Spielräume
für zukünftige Planungen erreicht
werden. Dieses Ziel wird konse-
quent umgesetzt: Der Schulden-
stand ging von über 41 Millionen
Euro im Jahr 2002 auf rund 8,2
Millionen Ende 2015 zurück.
Maßnahmen der nachhaltigen
Haushaltskonsolidierung begren-
zen die Ausgaben und stärken die
Einnahmen, um das strukturelle
Defizit abzubauen. Idealerweise
werden Investitionen aus dem
Überschuss des Verwaltungshaus-
halts ggf. mit vertretbaren Entnah-
men aus dem Rücklagenbestand
finanziert. Hierzu sind ein Con-
trolling und ein wirksames Investi-
tionsmanagement aufzubauen.

Zusammenleben aktiv gestalten
heißt das dritte Ziel. Es beinhaltet
die Förderung von Kindern und
Jugendlichen ebenso wie Inklusi-
on und Integration. Zu diesem
strategischen Ziel zählt es auch,
ein angemessenes Angebot an be-
zahlbarem Wohnraum zu schaf-
fen. Der demographische Wandel
ist ebenfalls ein wichtiges Thema. 

Bei Ziel Nummer 4 liegt das
Augenmerk auf der Förderung
von Kultur und Tourismus. Schaf-
fung, Förderung und Ausbau eines
breiten und attraktiven kulturellen
Angebots für die Bürgerinnen und
Bürger werden in einem Kultur-
entwicklungskonzept festgeschrie-
ben. Dessen Bestandteile bilden
die Grundlage für die Entwicklung
eines erfolgreichen Stadtmarke-
tings. Ziel dabei ist es, die „Marke
Kempten“ weiter zu entwickeln. 

Das fünfte Ziel gilt dem The-
menkomplex Klima, Umwelt,
Mobilität - nachhaltig planen und
handeln. Mit einer Nachhaltigen
Entwicklungsplanung und Raum-
ordnung werden die planerischen
Grundlagen für eine zukunftsfähi-
ge und generationengerechte Ent-
wicklung der Stadt gelegt. Sowohl
bei der Flächennutzung als auch
bei der Planung von Gebäuden
und Verkehrswegen werden zu-
kunftsfähige Energie- und Mobi-
litätskonzepte berücksichtigt. 

Bei den kommunalen Anlagen
und Gebäuden ist das ganzheitli-
che Energie- und Ressourcenma-
nagement die Kernaufgabe, mit
der Kempten seine eigenen Lie-
genschaften kontinuierlich opti-
miert. In der Ver- und Entsorgung
werden weitere energetische Po-
tenziale (z. B. bei der Abfallver-
wertung und dem Ausbau erneuer-

barer Energien) in Zusammenar-
beit mit den Partnerunternehmen
umgesetzt. 

Weiter ausgebaut wird auch die
umweltverträgliche Mobilität. Die
zentrale Grundlage dafür bilden
die strategischen Handlungs-
grundlagen des zu erstellenden
Mobilitätskonzepts 2030 mit
den Schwerpunkten Stärkung
des Öffentlichen Nahverkehrs
(ÖPNV), Abstimmung und An-
bindung des ÖPNV im regiona-
len Umfeld sowie Betrachtung
des ruhenden Verkehrs inklusive
Parkraumbewirtschaftung.
Durch die Umsetzung des Ma-
sterplans „100 % Klimaschutz
bis 2050“ nimmt Kempten seine
Verantwortung als Klimaschutz
Masterplan-Kommune wahr und
unterstreicht die Querschnitts-
funktion des Klimaschutzmana-
gements innerhalb der städti-
schen Verwaltung. DK

Wettbewerb „Kerniges Dorf! Umbau gestalten“:

Preise für Schleching
und Hofheimer Allianz  

Beim Wettbewerb „Kerniges Dorf! Umbau gestalten“ im Rah-
men der Internationalen Grünen Woche in Berlin sind bayeri-
sche Dörfer mit zwei von fünf Preisen ausgezeichnet worden.
Geehrt wurden das oberbayerische Schleching (Landkreis
Traunstein) in der Kategorie „Kernig und nachhaltig – kleine
Dörfer“ und die sieben Gemeinden der unterfränkischen Alli-
anz Hofheimer Land (Landkreis Haßberge) in der Kategorie
„Große Dörfer“. 

Wie die Fachjury hervorhob,
wird in Schleching der nachhal-
tige Umgang mit Fläche schon
seit mehr als 20 Jahren im inter-
kommunalen Verbund des Öko-
modells Achental gepflegt, un-
ter anderem in der Absprache
von Gewerbe- und Naturschutz-
flächenausweisungen. Schle-
ching selbst hat eine Flächen-
managementdatenbank erstellt,
die Leerstände und Leerstands-
risiken visualisiert und zusätz-
lich eine Sozialraumanalyse
durchgeführt.

Mit Mitteln der Dorferneue-
rung bezuschusst die Gemeinde
Angleichungsmaßnahmen an
den bäuerlichen Architekturstil
und hat ihre Gestaltungssatzung
dafür in Form einer Baufibel
mit vorbildlichen Beispielen an-
schaulich gemacht. Dank einer
besonders guten Zusammenar-
beit mit dem zuständigen Amt
für ländliche Entwicklung ge-
lang zudem die Gestaltung einer
lebendigen Ortsmitte, in der
nicht nur Rathaus, Touristen-
information und eine Fachstelle
für soziale Fragen angesiedelt
sind, sondern auch Grundschule
und Kindergarten – letzterer 
in einem denkmalgeschützten
Bauernhaus. 

Genossenschaftlicher
Dorfladen

Durch die Auflösung einer
früheren Straße wurde ein run-
der Platz geformt, der mit Über-
dachungen, einem Pavillon und
einer Hütte sowie verschiede-
nen Sitzgelegenheiten zum all-
täglichen Aufenthalt einlädt.
Seit 2014 gibt es einen Dorfla-
den in Schleching, der von einer
Genossenschaft getragen wird
und viele regionale Produkte an-
bietet. Über dem Dorfladen wird
demnächst eine Senioren-WG
einziehen, die vom Verein „So-
ziales Netzwerk Schleching“ or-
ganisiert wird. Das hohe Engage-
ment der Bewohner wird im Ort
durch eine intensive Anerken-
nungskultur explizit gewürdigt.
Zudem werden alle Maßnah-
men bei Bürgerversammlungen
transparent dargestellt.

Bei der Hofheimer Allianz
wurden der modellhafte Umbau
leerstehender Gebäude zu Dorf-
gemeinschaftshäusern und die
bürgernahe Ausrichtung der För-
derung gewürdigt. Ziel war, das
Bauen oder Sanieren im Bestand
günstiger zu machen als einen
Neubau an den Ortsrändern. 

Leerstandslotse
in jedem Dorf

Neben einem kommunalen För-
derprogramm für Umbauten und
Sanierungen wird neuen Nutzern
eine kostenlose Architekten- und
Energieberatung angeboten. Zu-
dem gibt es Unterstützungsmög-
lichkeiten bei Bauschuttentsor-
gung und Verwaltungsangelegen-
heiten. Mit einer eigenen Daten-
bank, die mit der Verwaltungssoft-
ware verknüpft ist, kann die Alli-
anz spezielle Anforderungen von
Verkäufern oder Interessenten er-
füllen. Die Gebäude werden zu-
sätzlich über verschiedene Inter-
netportale vermarktet. Für die Ak-
tualität der Daten sorgt ein Leer-
standslotse in jedem Dorf. 

Die sieben Gemeinden tau-
schen sich intensiv und regel-
mäßig untereinander, aber auch
mit Vertretern des Landkreises
und der Regionalentwicklung
sowie anderen Allianzgemein-
den Bayerns aus. Für die Ein-
bindung der Bürger sorgen der
quartalsweise erscheinende
„Allianzbote“ sowie die eigene
Website und der Facebook-Auf-
tritt. Informationsveranstaltun-
gen und Projektwerkstätten er-
weitern die Partizipationsmög-
lichkeiten.

Landwirtschaftsminister Hel-
mut Brunner hat den Bürgermei-
stern unterdessen zum erfolgrei-
chen Abschneiden gratuliert. Das
erfreuliche Ergebnis zeigt nach
seiner Ansicht zweierlei: „In
Bayern gibt es nicht nur bundes-
weit beispielgebende Ideen zur
Entwicklung von Dörfern und
ländlichen Räumen, auch die ge-
meinsame Konzeption und Um-
setzung durch die Bürger, Kom-
munen und Ämter für Ländli-
che Entwicklung klappt hervor-
ragend.“ DK

Reichlich Hände geschüttelt
Mehrere hundert Gratulanten

haben Landrat Wolfgang Berthaler
alles Gute zum 60. Geburtstag ge-
wünscht. Die ersten Glückwün-
sche gab es bereits um Mitternacht
in Berthalers Heimatgemeinde
Flintsbach. Gegen 6 Uhr stand
Flintsbachs Bürgermeister Stefan
Lederwascher samt Gemeindever-
waltung und Bauhofmitarbeitern
vor der Haustüre. Aufs Klingeln
verzichteten sie, stattdessen gab es
einen Kanonenschlag.

Zu den ersten Gratulanten im
Landratsamt gehörte Wirtschafts-
ministerin Ilse Aigner, die sich te-
lefonisch meldete. Oberbayerns
Regierungspräsident Christoph
Hillenbrand kam nach Rosen-
heim, ebenso wie zahlreiche
Landräte aus ganz Oberbayern.
Zudem gratulierten Vertreter aus
Politik, Wirtschaft, Medien und
Behörden, unter anderem Rosen-
heims Oberbürgermeisterin Ga-
briele Bauer, die Bürgermeister
der Landkreisgemeinden, Bertha-
lers Amtsvorgänger Dr. Max
Gimple und Josef Neiderhell so-
wie die Mitarbeiter aus dem
Landratsamt Rosenheim.

V. l.. Wolfgang Berthaler, Landrätin Andrea Jochner-Weiß
(Weilheim-Schongau), Ebersbergs Landrat Robert Niederge-
säß und Landrat Anton Speer (Garmisch-Partenkirchen).
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„so, liebe Sabrina, sind Sie
zufrieden mit mir? Habe ich
meine Pflicht ordentlich erfüllt?
Dann kann ich ja jetzt ganz be-
ruhigt an meinen Schreibtisch
gehen.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, ließ wie jedes Jahr mit
stoischer Gelassenheit das Ab-
schneiden der Krawatte über
sich ergehen und verschwand in
seinem Amtszimmer. Er respek-
tiert, dass am Unsinnigen Don-
nerstag die weibliche Rathaus-
besatzung am Ruder ist.

Gut, das Ritual der Weiberfasnacht und das
Stutzen der seidenen Manneszier (wahlweise
auch der Schnürsenkel oder eines Anzugrevers –
wobei letzteres ist schon ziemlich starker Tobak!)
ist eher rheinischen Ursprungs. Aber in Zeiten
des interkulturellen Austauschs muss dafür auch
in einem bayerischen Rathaus Platz sein. Jeden-
falls bei uns fügen sich alle Platzhirsche klaglos
dem Regiment der Angehörigen des sanften und

einmal im Jahr eben schneidenden Geschlechts.
Da ist Bürgermeister und Amtsbote, Dezernent
und Fahrer, Stadtrat und Amtsrat gleich und
auch bei den scherenschwingenden Weibern un-
terscheiden wir nicht zwischen Besoldungs- oder
Hierarchiestufen.

Unser Rathaus ist dabei beileibe keine Chauvi-
bude, die uns unterdrückten Weibchen so auf der
Seele liegt, dass wir einmal im Jahr symbolisch
der Männlichkeit unserer Unterdrücker zu Leibe
rücken müssten. Es ist einfach eine Faschings-
gaudi, die sich bei uns im Amt so eingebürgert
hat. Sonst läuft eh nix in Sachen Fasching, Fas-
nacht, Karneval bei uns im Büro, außer dem ob-
ligatorischen freien Nachmittag am Faschings-
dienstag. Früher, vor meiner Zeit, hat wohl der
Personalrat noch eine Feier in der Kantine orga-
nisiert, mit Kostüm und Tanz und allem was dazu
gehört. Aber die Feierzeit ist mit der Zeit zuguns-
ten der Freizeit eingegangen.

Naja, „en jede Jeck is andes“, heißt es doch
so schön. Deshalb wird die tolle Jahreszeit auch
überall ein bisschen anders gefeiert. Frech war
allerdings der Artikel in einer großen überre-
gionalen Sonntagszeitung mit Sitz in Berlin, die
sinngemäß schrieb, Bayern habe außer dem

Fernsehfasching aus Veits-
höchheim karnevalistisch nicht
viel zu bieten. Da ist jeman-
dem wohl die Narrenkappe vor
die Augen gerutscht.

Dass ich nicht lache! Gar
nicht zu reden vom Lindauer
Narrentreffen, den Damischen
Rittern, dem Tanz der Markt-
weiber in München oder dem
sowohl einmaligen wie geheim-
nisvollen Chinesenfasching in
Dietfurt - es gibt in Nord- und

Süd-, in Ost- wie Westbayern überall kleinere
oder größere Fastnachtsschmankerl, die sich die
Redakteure in der Berliner Faschings-Diaspora
erstmal gründlich ansehen sollten, bevor sie ab-
lästern. Also nix für Ungut, Karneval ist nicht
nur der Aachener Orden, die Kölner Prunksit-
zung, der Mainzer Rosenmontagszug oder die
jedes Jahr wieder nervenzerfetzende Frage, mit
welchem Kostüm Markus Söder am Tag eins
nach Veitshöchheim die Bilder der Berichter-
stattung dominiert.

Die Saison steht ja dieses Jahr auch im Zei-
chen der Furcht vor interkulturellen Verständi-
gungsproblemen ganz anderer Art. Das Innen-
ministerium in NRW hat schon die – dort tradi-
tionelle – Hausparty zu Weiberfasnacht abge-
sagt, weil man Angst hatte, sollte es zu erneuten
Übergriffen durch kriminelle Dreckskerle wie
zu Silvester kommen, heißt es, das Ministerium
tanzt und draußen tobt der Bär. Also halten wir
allen Feierfreudigen im Lande und nicht zuletzt
den anständigen Flüchtlingen, die durch diese
Diskussion mit in ein schiefes Licht geraten, die
Daumen, dass die Saison friedlich zu Ende geht.

Mein Chef, der Bürgermeister, verriet mir auf
die Frage, welches Kostüm er diesmal auf den
Faschingsbällen tragen werde, er wolle als
Horst Seehofer gehen. Die Rolle des gereiften
Anzugträgers sei ihm wie auf den Leib ge-
schneidert. Das ist ganz der feine Humor, den
ich an ihm so schätze. Deshalb habe ich auch
heute etwas Besonders aus dem Zitatenschatz
für ihn. Eine Weisheit von Victor Hugo, die er si-
cher nicht auf den Karneval gemünzt hat, wel-
che aber gut dessen Wesen ausdrückt: „Das La-
chen ist die Sonne, die den Winter aus dem
menschlichen Antlitz vertreibt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Von Fasching
und Karneval
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Jahrespressekonferenz Landkreis Erding:

Gut aufgestellt
Landrat Martin Bayerstorfer sieht den Landkreis Erding auf ei-
nem guten Weg. Vor Pressevertretern stellte der Landkreischef
zahlreiche Maßnahmen und Aktionen vor, die im vergangenen
Jahr in die Wege geleitet bzw. durchgeführt wurden.

Wie Bayerstorfer erläuterte,
stellt der Bereich Tourismus einen
starken Zweig der Wirtschaftsför-
derung im Landkreis Erding dar.
Mit über einer Million Übernach-
tungen liege man deutlich über
dem oberbayerischen Durch-
schnitt. Dabei würden in der Stati-
stik nur die größeren Betriebe mit
über zehn Betten erfasst; die Über-
nachtungen in den zahlreichen Fe-
rienwohnungen seien bei der Mil-
lion gar nicht mitgerechnet.

Tourismus

Der Wirtschaftsbereich Touris-
mus wird vom Landkreis Erding
durch verschiedene Angebote un-
terstützt. Bereits seit Jahren be-
kannt und bewährt seien die
Landkreis Radtourenkarte und die
ausführliche Broschüre „Erlebnis-
touren mit dem Rad“. Neu überar-
beitet wurde das E-Bike Konzept
des Landkreises. An sechs Ver-
leihstationen können E-Bikes nun
ganzjährig ausgeliehen werden. 

Zum 1. Dezember 2015 wurde
im Landratsamt Erding der neue
Fachbereich 24 – Asylmanage-
ment geschaffen. Die Mitarbeiter
aus den verschiedensten Berei-
chen wurden Bayerstorfer zufolge
zusammengezogen und verstärkt.
Die wesentlichen Aufgaben in
Bezug auf Asylbewerber wie Ob-
jektverwaltung und –betreuung
und sozialpädagogische Betreu-
ung aller Asylbewerber werden
nun innerhalb eines Bereiches be-
arbeitet. Dadurch werden Schnitt-
stellen innerhalb des Landratsam-
tes abgebaut und Synergieeffekte
genützt. Die Ressourcen der Ver-
waltung können besser eingesetzt
werden und der Informationsfluss
wird stringenter. 

„Ein entscheidender Vorteil ist
die direkte Kommunikation zwi-
schen den Bereichen“, stellte Bay-

erstorfer fest. Zuweisungsmel-
dungen und Einzüge in Unter-
künften könnten optimiert zum
Beispiel werden. Ebenso sei der
direkte Informationsfluss von den
sozialpädagogischen Betreuern,
die Vor-Ort unterwegs sind, zu
den einzelnen Bereichen, z. B. zu
den Hausmeistern, gewährleistet. 

Asylsozialbetreuung

Die Asylsozialbetreuung wurde
laut Landrat von Beginn an in Ei-
genregie mit Landkreispersonal ab-
gedeckt, da die Synergieeffekte
zum Vorteil der Asylbewerber und
ihrer Integration in die 26 Land-
kreiskommunen mit ihren vielfa-
chen Gemeindeteilen gesehen wur-
den und werden. Die ehrenamtliche
Hilfe wird von der Asylsozialbe-
treuung wie auch von der Mitarbei-
terin im Ehrenamt aktiv betreut. 

Wie Bayerstorfer weiter aus-
führte, investierte der Landkreis
Erding auch in 2015 wieder eine
erhebliche Summe in den Unter-
halt und Verbesserung seiner Lie-
genschaften. Die hierfür vorgese-
henen rund 2,5 Millionen Euro
wurden und werden größtenteils
in die Landkreisschulen investiert.

Für die Liegenschaften des
Landkreises Erding habe lange
Zeit kein ganzheitlicher Ansatz
für die Erfassung, Auswertung
und Analyse des Energiever-
brauchs der einzelnen Gebäude
bestanden, so der Landkreischef.
Eine eindeutige Zuordnung der je-
weiligen Verbrauchswerte zu den
Gebäuden, Gebäudeteilen oder
Anlagen war aufgrund der unvoll-
ständigen Zählerstruktur nicht
möglich. Deshalb werde seit An-
fang 2014 ein Energie-Monitoring
aufgebaut und umgesetzt. Dabei
würden verschiedene Bereiche
der Schulen mit digitalen Energie-
zählern ausgestattet und die ein-

zelnen Verbräuche für Strom,
Wärme und Wasser erfasst. Über
ein Benchmarking seien die
Kennwerte der verschiedenen Be-
reiche der Schulen nicht nur un-
tereinander, sondern auch mit den
Kennwerten anderer Landkreise
oder mit dem Bundesdurchschnitt
vergleichbar. Dadurch sei man in
der Lage, Schwachstellen aufzu-
decken und Einsparmaßnahmen
abzuleiten. 

Die Einführung eines Energie-
monitoring-Systems könne zu ei-
ner Energieeinsparung und somit
zur Reduzierung von CO2-Emis-
sionen und zu einer Kostenerspar-
nis führen. Die Team für Technik
GmbH gehe für die Einführung
eines Energiemonitoring-Systems
beim Strom von einem maxima-
len Einsparpotenzial von 18 %,
bei Wärme und Wasser von je-
weils 15 % aus.

Breitband-Förderung

Von den Kommunen im Land-
kreis Erding intensiv angenom-
men wird nach Bayerstorfers
Worten das neue bayerische Breit-
band-Förderverfahren. Ziel sei es,
eine möglichst vollständige,
flächenhafte Hochgeschwindig-
keits-Breitbandversorgung zu er-
reichen. Dazu würden 2016 zahl-
reiche Schulungen für die Ge-
meinden angeboten. 

Schließlich wartete der Landrat
noch mit aktuellen Haushaltszah-
len auf. Seinen Ausführungen zu-
folge kann der Landkreis Erding
für das Jahr 2016 eine Erhöhung
der Umlagekraft um 15,4 % auf
162,8 Euro verzeichnen. Durch
diese Steigerung ist eine Senkung
der Kreisumlage von 48 % auf
46,8 % möglich. Die tatsächliche
Belastung steigt jedoch um 8,5
Mio. Euro. Trotz der vom Land-
kreis Erding geplanten Investitio-
nen mit einem Gesamtvolumen in
Höhe von 19,7 Mio. Euro sind für
das Haushaltsjahr 2016 keine neu-
en Kreditaufnahmen geplant. DK

Fachräume für
umwelttechnische Berufe

Als süddeutsches Zentrum für die berufliche Ausbildung in den
umwelttechnischen Berufen bezeichnete Landrat Leo Schrell die
Staatliche Berufsschule Lauingen bei der Besichtigung des neu er-
richteten Fachraumes für die Fachkräfte für Rohr-, Kanal- und
Industrieservice (RKI). Im Bild von links: Bürgermeister Wolf-
gang Schenk, Oberstudienrat Johannes Lechner, Stimmkreisab-
geordneter Georg Winter, Landrat Leo Schrell und Studiendirek-
tor Gottfried Göppel. 

„Hidden Champion“ in derMetropolregion Nürnberg: 

Lebenslanges Lernen 
Landkreis Bamberg schafft Bildungsangebote

Der Landkreis Bamberg übernimmt weiter Verantwortung für
die Verbesserung seiner Bildungslandschaft. Der Ausbau der
kommunalen Steuerungsstruktur wird nicht alleine vorangetrie-
ben, sondern mit Hilfe der Transferagentur Bayern für kommu-
nales Bildungsmanagement, Regionalbüro Nord, einem Angebot
der Metropolregion Nürnberg. Landrat Johann Kalb und die
Projektleiterin der Transferagentur, Claudia Lehnerer, unter-
zeichneten jetzt eine Zielvereinbarung, um die Eckpfeiler der
zukünftigen Zusammenarbeit festzuhalten. 

Dazu Dr. Christa Standecker,
Geschäftsführerin der Metropol-
region Nürnberg: „Das Bildungs-
angebot im Landkreis kann sich
heute schon sehen lassen. Im Lern-
atlas 2011 der Bertelsmann Stif-
tung wird der Landkreis explizit
als „Hidden Champion“ gefeiert,
unter anderem aufgrund seiner
Stärken in der beruflichen Bil-
dung. Bislang fehlte es jedoch an
Strukturen, die eine strategische
Steuerung der Vielzahl an forma-
len und non-formalen Bildungs-
angeboten erlauben. Das soll sich
nun ändern.“ 

Der Landkreis wird künftig ein
Bildungsbüro einrichten. Johann
Kalb formulierte jetzt erstmals öf-
fentlich, welche Anreize den Land-
kreis dazu bewogen haben, die
neue Stelle aufzubauen: „Mit dem
Bildungsbüro wird es uns möglich,
kreisweit wichtige bildungsstrategi-
sche Ziele umzusetzen, etwa das
der Inklusion. Dieses Ziel ist nicht
nur für die allgemeinbildenden
Schulen relevant, sondern ebenso
in der beruflichen Bildung, der Ju-
gendarbeit oder in der Volkshoch-
schule. Mit der neuen Stabsstelle
werden wir das Bildungsgeschehen

Bambergs Landrat Johann Kalb und die Projektleiterin der
Transferagentur Claudia Lehnerer bei der Unterzeichnung der
Zielvereinbarung. 

transparenter gestalten. Wir möch-
ten künftig eine trägerunabhängige
Bildungsberatung anbieten, die in
der Lage ist, jedem Bürger ein für
seine Bedarfe passendes Bildungs-
angebot zu vermitteln. Für die Ver-
wirklichung dieser Ziele ist eine
Stelle notwendig, in der sich dem
Querschnitts-Thema ,Lebenslanges
Lernen‘ angenommen wird.“ 

Finanziert werden soll die Stelle
mit Hilfe einer Förderung des
Bundesministeriums für Bildung
und Forschung und der Europäi-
schen Union. Dazu hat sich der
Landkreis um die Teilnahme am
Programm „Bildung integriert“
beworben. Nur mit dieser Förde-
rung wird es möglich sein, die stra-
tegische Arbeit des Bildungsbüros
auf die gesicherte Datenbasis eines
Bildungsmonitorings zu stellen
und somit Bildungsmanagement
jenseits von gefühlten Bedarfen zu
betreiben. 

Landkreis Schweinfurt im bundesweiten Vergleich:

Erneut drittniedrigste 
Schuldnerquote 

Landkreis Schweinfurt. Erfreuliche Zahlen gibt es erneut aus
dem Landkreis Schweinfurt: Im aktuellen Ranking des alljährli-
chen Schuldneratlas (Herausgeber: Creditreform Boniversum
GmbH) liegt der Landkreis Schweinfurt erneut bundesweit auf
Platz 3. Damit hat der Landkreis seine sehr gute Position aus dem
Jahr 2014 behauptet. 

Nur 5,03 Prozent der Privatper-
sonen im Landkreis sind dem-
nach überschuldet. Das sind zwar
0,11 Prozent mehr als im Jahr
2014, dennoch liegt der Land-
kreis Schweinfurt damit deutlich
unter dem Bundesdurchschnitt
von 9,92 Prozent. Deutschland-
weit gesehen ist die Überschul-

dung von Privatpersonen 2015
zum zweiten Mal in Folge leicht
angestiegen, so die aktuelle Ana-
lyse des Schuldneratlas. 

SoliderArbeitsmarkt

„Dass die Überschuldung auch
bundesweit zum zweiten Mal in
Folge leicht ansteigt ist natürlich
wenig erfreulich, aber das aktuelle
Ranking zeigt erneut, dass wir im
deutschlandweiten Vergleich hier
einen sehr soliden Arbeitsmarkt
haben und dass das Leben und die
Lebensqualität bei uns bezahlbar
sind“, sagt Landrat Florian Töpper. 

Schuldnerberatung 

Natürlich trägt auch die
Schuldnerberatung einen wichtigen
Teil zu dem guten Ergebnis des ak-
tuellen Rankings bei. Der Landkreis
Schweinfurt unterstützt die von Kol-
ping-Bildungszentrum Schweinfurt
GmbH betriebene Schuldnerbera-
tungsstelle in Schweinfurt jährlich
mit rund 93.000 Euro. 

Jeder Bürger aus dem Land-
kreis, der aus welchem Grund
auch immer in die Schuldenfalle
geraten ist, kann sich dort kosten-
los mit professioneller Unterstüt-
zung bei der Bewältigung der
Probleme helfen lassen. 
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Erste Wohnungsbaukonferenz im Landkreis München:

Bezahlbarer Wohnraum
ist Mangelware 

Landkreis informiert Kommunen in Ottobrunn über Fördermöglichkeiten 

Ein eklatanter Fachkräftemangel, derWegfall von Wohnungen aus
der Sozialbindung in großem Stil, ein immer geringer werdendes
Flächenpotenzial bei gleichzeitig steigenden Grundstückspreisen,
weiter zunehmende Lebenshaltungskosten und nicht zuletzt ein
Mehr an hilfebedürftigen Menschen durch die aktuelle Flücht-
lingssituation tragen dazu bei, dass sich die ohnehin angespannte
Wohnungssituation im Landkreis wie im gesamten Ballungsraum
München in den kommenden Jahren noch einmal deutlich ver-
schärfen wird. Die Schaffung von bezahlbarem und auch barriere-
freiem Wohnraum, die Bereitstellung geförderter Wohnungen in
ausreichender Anzahl zählen somit zu den großen Herausforde-
rungen der Gegenwart. 

Über zwei Jahre Wartezeit
auf geförderte Wohnung 

Allein im Landkreis München
fallen im Zeitraum von 2010 bis
2020 1.000 Wohnungen aus der
Sozialbindung heraus. Den im
Jahr 2015 bestehenden rund 1.400
Wohnungen, die der Landkreis
München selbst an Berechtigte
vergeben kann, und von denen im
Schnitt jährlich nur zwischen 60
und 80 Wohnungen frei werden,
standen weit über 1200 Neuanträ-
ge gegenüber. Daraus ergeben sich
Wartezeiten von rund zwei Jahren,
bis überhaupt ein erster Vorschlag
für eine Wohnung erfolgt. 

Angesichts dieser dramatischen

Situation hat der Kreistag bereits
Ende vergangenen Jahres be-
schlossen, sein Förderprogramm
zur Schaffung und Erhaltung von
Mietwohnraum für Haushalte mit
besonderer sozialer Dringlichkeit
zu überarbeiten und attraktiver zu
machen. Gleichzeitig entschieden
die Kreisräte, das Bewusstsein für
die Situation von Seiten des Land-
kreises zu schärfen und die Kom-
munen bestmöglich bei eigenen
Vorhaben zu unterstützen. 

Den Auftakt zu dieser Initiative
bildete eine Wohnungsbaukonfe-
renz im Ottobrunner Wolf-Ferrari-
Haus, ein groß angelegtes Arbeits-
gespräch, zu dem Landrat Chris-
toph Göbel sämtliche Landkreis-
bürgermeister, Mitarbeiter der

Kommunalverwaltungen, die Ge-
schäftsführer kommunaler Bauge-
sellschaften, von Baugenossen-
schaften und Wohlfahrtsverbän-
den, eingeladen hatte. 

„Für jeden Ort
passgenaue Lösungen“ 

„Der Landkreis München ver-
fügt über keinerlei Planungshoheit
und kann demnach selbst nicht
viel bewirken“, so Landrat Chris-
toph Göbel zum Auftakt der Ver-
anstaltung, „aber er kann die
Kommunen darin unterstützen,
durch die Bereitstellung von Wis-
sen und auch Fördergeldern für je-
den Ort passgenaue Lösungen zu
entwickeln.“ 

„Wir haben dringenden Hand-
lungsbedarf“, so der Landrat wei-
ter. „Es muss in unserem gemein-
samen Interesse liegen, sowohl für
Senioren, Alleinerziehende oder
auch Familien mit geringem Ein-
kommen, für Flüchtlinge nach ih-
rer Anerkennung und für die drin-
gend benötigten Fachkräfte, geeig-
neten Wohnraum vorzuhalten. Ge-
lingt das nicht, bestünde unter an-
derem die Gefahr, dass Firmen ih-
re Sitze in das weiter entfernte
Umland, wo ihre Beschäftigten
leichter eine Wohnung finden kön-
nen, verlegen. Das würde der Pro-
sperität des ganzen Landkreises
schaden.“ Bei einem prognosti-
zierten Bevölkerungswachstum
von 60.000 Einwohnern in den
kommenden 20 Jahren wird ein
Bedarf von 30.000 neuen Wohn-
einheiten gesehen. 

Im Zentrum der Veranstaltung
stand der Vortrag von Roman Die-

nersberger, dem Leiter des Sach-
gebietes Wohnungswesen bei der
Regierung von Oberbayern. Er in-
formierte die Teilnehmer über die
Möglichkeiten staatlicher Wohn-
bauförderungsprogramme, die in
jüngster Zeit deutlich an Attrakti-
vität gewonnen haben. 
Der im Oktober vergangenen Jah-
res beschlossene Wohnungspakt
Bayern beinhaltet drei Säulen: die
Staatliche Wohnraumförderung
mit einem jährlichen Fördervolu-
men von über 400 Mio. Euro, das
Kommunale Förderprogramm mit
je 150 Mio. Euro und ein Sonder-
programm mit jeweils 70 Mio. Eu-
ro. 

Wohnungspakt Bayern

Mit dem Sonderprogramm sieht
der Staat vor, selbst Wohnraum für
anerkannte Flüchtlinge zu schaf-
fen – bei reduzierter Wohnfläche
und ebenso reduzierten Standards. 

Die Staatliche Wohnbauförde-
rung ist hingegen jedem Projekt-
träger zugänglich und soll in den
kommenden Jahren vom Förder-
volumen her noch deutlich aufge-
stockt werden. Bei einer 25-jähri-
gen Bindungsfrist darf der Vermie-
ter zwar von Anfang an die ortsüb-
liche Miete verlangen, der Mieter
erhält dafür einen Mietzuschuss,
der sich am Einkommen und der
persönlichen Belastung orientiert.
Der Projektträger erhält ein zins-
verbilligtes Darlehen. Zusätzlich
sind 300 Euro pro Quadratmeter
möglich. 

Am interessantesten für den
Teilnehmerkreis ist das Kommu-
nale Förderprogramm, mit dem
ausschließlich Projekte von Städ-
ten und Gemeinden unterstützt
werden. Die Projektträger erhalten
dabei einen Zuschuss von 30 % 
der gesamten Projektkosten ein-
schließlich Grunderwerb, darüber
hinaus sind zinsverbilligte Darle-
hen in Höhe von bis zu 60 % der
Gesamtkosten möglich. Insgesamt
10 % der Projektkosten müssen
die Kommunen selbst aufbringen.

Boten dem Publikum fachkundige Information: (v. l.) Christine
Heese, Leiterin des Sachgebietes Sozialhilfe und Wohnungswesen,
Markus Hauser, LeiterderAbteilung Arbeit, Jungend und Soziales,
Roman Dienersberger, Leiterdes Sachgebietes Wohnungswesen bei
der Regierung von Oberbayern, Landrat Christoph Göbel und
Volker Broich, Ansprechpartner zum Thema Wohnungswesen im
Landratsamt.

Dafür haben sie 20 Jahre lang das
alleinige Belegungsrecht. Ein gu-
tes Beispiel dafür entsteht gerade
in der gastgebenden Gemeinde
Ottobrunn. 

Landkreisförderprogramm
als Zusatzangebot

Das Förderprogramm des Land-
kreises sieht Zuschüsse von 1.350
Euro pro Quadratmeter vor bei 
einer Maximalförderung von
500.000 Euro. Eine gesonderte
Förderung erhalten besonders in-
novative Vorhaben, die entweder
besonders kostengünstig, nachhal-
tig oder flächensparend sind. Auch
der Erwerb von Belegungsrechten
oder Mehrkosten für die Herstel-
lung von Barrierefreiheit können
separat gefördert werden. Im Ge-

genzug erhält das Landratsamt 
ein Belegungsrecht für 15 Jahre.
Nähere Informationen zum För-
derprogramm des Landkreises er-
teilt das Sachgebiet Sozialhilfe
und Wohnungswesen im Land-
ratsamt München. 

Spürbares Interesse

Das Interesse an Informatio-
nen war spürbar groß. Viele
Kommunen beschäftigen sich
bereits mit konkreten Projek-
ten. Auch die sich der Veran-
staltung anschließende Mög-
lichkeit zum individuellen Ge-
dankenaustausch wurde rege ge-
nutzt. Jetzt bleibt abzuwarten,
welche konkreten Projekte in
den einzelnen Kommunen ent-
wickelt werden.



Im Fokus stehen dabei nicht nur die Geräte und  
Stationen, sondern die Planung und Errichtung sowie 
Betrieb und Akzeptanz bei den Nutzer gruppen.  
Unsere innovativen Projekte und  Produkte tragen  
zur nachhaltigen Entwicklung   von Einrichtungen und 
Orten bei.

Auszug aus unseren Referenzen:
 fitalPARC® Gemeinde Schorndorf
 fitalPARC® Markt Falkenstein
 fitalPARC® Gemeinde Rattenberg
 fitalPARC® Gemeinde St. Oswald
 fitalPARC® Gemeinde Riedlhütte
 fitalPARC® Markt Lam

 fitalPARC® Markt Postbauer-Heng
 fitalPARC® Stadt Parsberg
 fitalPARC® Gemeinde Deining
 fitalPARC® Gemeinde Eging am See
 fitalPARC® Gemeinde Sengenthal 
 fitalPARC® Gemeinde Ostseebad Binz

inMotion PARK GmbH
Eichendorffstr. 2a 
D-93138 Lappersdorf

Tel. +49 (0) 941 870 374 20
info@fitalparc.de 
www.fitalparc.de

Kim Kappenberger
Geschäftsführer

Dipl.-Ing (FH) Tom Zeller
Geschäftsführer

„ Schaffen Sie Erlebnis welten  
und bewegen Sie!“ 

„ Wir unterstützen Sie  
gesamtheitlich.“ 

Bewegungs-Parcours  
& Erlebniswelten
Naturnah, architektonisch ansprechend  
und von Sportwissenschaftlern entwickelt



„�Körper,�Geist�und�Seele�profitieren�
von einem aktiven Leben.“ 

Tom Zeller, Kim Kappenberger

  Modulare Bauweise 
und individuelle Gestal-
tungsmöglichkeiten – 
Größe, Form und Inhalt 
sind variabel, sowie 
beliebig erweiterbar bzw. 
austauschbar 

  Ausbau bis zu kompletten 
Erlebniswelten

  Architektonische Einheit 
– Anpassung an das 
Landschaftsbild in Form 
und Grösse

  Einladende Gestaltung 
der Anlage – erhöhte 
Positionierung der  
„Trainingsfläche“ 

  Naturnahe, witterungs-
beständige Holz- und 
Stahlbauweise

  Emotionale und funktio- 
nelle Erlebnisse –  
motivierende, spiele-
rische Übungen über 
Generationen hinweg

  Rollstuhlfahrer geeignet – 
abwechslungsreiche 
Geräte und Übungen, 
die sowohl für Personen  
mit Handicap und Roll- 
stuhlfahrer nutzbar, 
gleichzeitig aber auch für 
Fußgänger interessant 
sind

  TÜV geprüft

  Hergestellt in Deutsch-
land und Österreich

  Regelmässige  
Schulungen und  
Trainereinweisungen

Für Prävention und Rehabilitation
Bewegung, Gartentherapie, Erleben mit allen Sinnen – 
fitalPARC med. Die neuartige Therapieanlage hilft Men-
schen in Kliniken, Pflegeeinrichtungen und Reha-Zentren, 
ihr alltägliches Leben besser zu bewältigen. Die Entwick-
lung wurde von Ärzten sowie Physio-, Ergo- und Verhal-
tenstherapeuten begleitet. 

  Wohn- und  
Pflege heime  

  Reha- und  
Kureinrichtungen 

Für Jedermann(-frau) und jedes Alter
Innovative Bewegungs-Parcours zur Gesundheitspräven-
tion, für Spiel und Spass alleine oder im Team. Entwickelt 
als Mehrgenerationen-Parcours, eingebettet in die Natur. 
Ausbaufähig zur Erlebniswelt oder als Indoorkonzept. 
Schulungen und Organisation von Trainings vor Ort 
möglich. 

  Städte / Gemeinden
  Hotels

  Sportzentren
  Golfclubs

Für sportlich Ambitionierte
„Fitnessstudio im Freien“ (z. B. Turnrecks, Hangelstrecken, 
Barren). Der Trend zur Bewegung in der Natur ist unge-
brochen. Die neue Trainingswelt für Work outs im Freien. 
Zum Kraftaufbau oder Verbesserung der Koordination 
und Ausdauer. Auch als Erlebniswelt oder Indoorkonzept 
möglich.

 Sportzentren
 Vereine

  Outdoorfitness-
anbieter 
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